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Teil 1 - Allgemeine Vorschriften

81 Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt fiir bauliche Anlagen und Bauprodukte. Es gilt auch fiir Grundstiicke sowie fiir andere An-
lagen und Einrichtungen, an die in diesem Gesetz oder in Vorschriften aufgrund dieses Gesetzes Anforderungen
gestellt werden.

(2) Dieses Gesetz gilt nicht fir

1. Anlagen des offentlichen Verkehrs, einschlieBlich Zubehér, Nebenanlagen und Nebenbetrieben, ausgenom-
men Gebdude,

Anlagen, die der Bergaufsicht unterliegen, ausgenommen Gebaude,

Leitungen, die der &ffentlichen Versorgung mit Wasser, Gas, Elektrizitat, Warme, der &ffentlichen Abwasser-
entsorgung oder der Telekommunikation dienen, mit Ausnahme von Masten und Unterstiitzungen,

4. Rohrleitungen, die dem Ferntransport von Stoffen dienen, mit Ausnahme von Masten und Unterstitzungen,
5. Kréne, mit Ausnahme von Kranbahnen und Unterstiitzungen,

6. Messestdnde in Messe- und Ausstellungsgebauden,
7
8
9

w ™

Anschlége und Lichtwerbung an daftr genehmigten Séulen, Tafeln und Fléchen,
Werbemittel an Zeitungs- und Zeitschriftenverkaufsstellen,
. Auslagen und Dekorationen in Fenstern und Schaukésten,
10. Wahlwerbung firr die Dauer eines Wahlkampfes,

11. Parkanlagen und andere Grunflachen, die 6ffentliche Einrichtungen sind, sowie Friedhdfe, mit Ausnahme von
Gebéuden,

12. Sport- und Charterboote, die zweckentsprechend als Wasserfahrzeuge genutzt werden kénnen und sollen,

13. Regale und Regalanlagen in Gebauden, soweit sie nicht Teil der Gebdudekonstruktion sind oder keine Er-
schlieBungsfunktion haben.

82 Begriffe

(1) Bauliche Anlagen sind mit dem Erdboden verbundene, aus Bauprodukten hergestellte Anlagen; eine Verbin-
dung mit dem Boden besteht auch dann, wenn die Anlage durch eigene Schwere auf dem Boden ruht oder auf
ortsfesten Bahnen begrenzt beweglich ist oder wenn die Anlage nach ihrem Verwendungszweck dazu bestimmt
ist, Uberwiegend ortsfest benutzt zu werden. Bauliche Anlagen sind auch

1. Aufschuttungen und Abgrabungen,

Lagerplatze, Abstellplatze und Ausstellungspléatze,

Sport- und Spielflachen,

Campingplétze, Wochenendplatze und Zeltplatze,

Freizeit-und Vergnlgungsparks,

Stellplatze fir Kraftfahrzeuge und Abstellplatze fur Fahrrader,

Gerdste,

Hilfseinrichtungen zur statischen Sicherung von Bauzusténden.

Anlagen sind bauliche Anlagen und sonstige Anlagen und Einrichtungen im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 2.
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(2) Gebaude sind selbststandig benutzbare, iberdeckte bauliche Anlagen, die von Menschen betreten werden kon-
nen und geeignet oder bestimmt sind, dem Schutz von Menschen, Tieren oder Sachen zu dienen.

(3) Gebdude werden in folgende Gebdudeklassen eingeteilt:
1. Gebaudeklasse 1:

a) freistehende Gebdude mit einer Hohe bis zu 7 Meter und nicht mehr als zwei Nutzungseinheiten von
insgesamt nicht mehr als 400 Quadratmeter Grundflache und

b) freistehende land- oder forstwirtschaftlich genutzte Gebaude,



Gebaudeklasse 2:

Gebaude mit einer Hohe bis zu 7 Meter und nicht mehr als zwei Nutzungseinheiten von insgesamt nicht mehr
als 400 Quadratmeter Grundflache,

Gebaudeklasse 3:
sonstige Geb&ude mit einer Hohe bis zu 7 Meter,
Gebaudeklasse 4:

Gebdaude mit einer Hohe bis zu 13 Meter und Nutzungseinheiten mit jeweils nicht mehr als 400 Quadratmeter
Grundflache,

Gebaudeklasse 5:
sonstige Gebaude einschlieBlich unterirdischer Gebaude.

Hohe im Sinne des Satzes 1 ist das Mal der FuBbodenoberkante des hdchstgelegenen Geschosses, in dem ein
Aufenthaltsraum méglich ist, Gber der Gelandeoberflache im Mittel. Die Grundflachen der Nutzungseinheiten im
Sinne dieses Gesetzes sind die Brutto-Grundflachen; bei der Berechnung der Brutto-Grundflachen nach Satz 1
bleiben Flachen in Kellergeschossen auller Betracht. Wird ein Nebengebdude an Gebédude der Gebdudeklasse 1
angebaut, veréndert sich die Gebaudeklasse nicht, wenn das Nebengebdude nach § 61 Absatz 1 Nummer 1 Buch-
stabe ¢ oder Buchstabe d genehmigungsfrei ist.

(4) Sonderbauten sind Anlagen und Rdume besonderer Art oder Nutzung, die einen der nachfolgenden Tatbesténde

erfllen:

1. Hochh&user (Gebdude mit einer Héhe nach Absatz 3 Satz 2 von mehr als 22 Meter),

2. bauliche Anlagen mit einer Hohe von mehr als 30 Meter,

3. Gebdude mit mehr als 1 600 Quadratmeter Grundflache des Geschosses mit der gréfiten Ausdehnung, ausge-
nommen Wohngebdude und Garagen,

4. Verkaufsstatten, deren Verkaufsrdume und Ladenstralen eine Grundflache von insgesamt mehr als
800 Quadratmeter haben,

5. Gebdude mit Rdumen, die einer Biro- oder Verwaltungsnutzung dienen und einzeln eine Grundflache von
mehr als 400 Quadratmeter haben,

6. Gebdude mit Rdumen, die einzeln fir die Nutzung durch mehr als 100 Personen bestimmt sind,

7. Versammlungsstatten
a) mit Versammlungsrdumen, die insgesamt mehr als 200 Besucher fassen, wenn diese Versammlungs-

rdume gemeinsame Rettungswege haben,
b) im Freien mit Szenenflachen sowie Freisportanlagen jeweils mit Tribunen, die keine Fliegenden Bauten
sind, und insgesamt mehr als 1 000 Besucher fassen,

8. Schank- und Speisegaststatten mit mehr als 40 Gastplatzen in Gebauden oder mehr als 1 000 Gastpléatzen im
Freien, Beherbergungsstatten mit mehr als zwolf Betten und Spielhallen mit mehr als 150 Quadratmeter
Grundflache,

9. Gebdude mit Nutzungseinheiten zum Zwecke der Pflege oder Betreuung von Personen mit Pflegebediirftigkeit
oder Behinderung, deren Selbstrettungsfahigkeit eingeschrénkt ist, wenn die Nutzungseinheiten
a) einzeln fir mehr als sechs Personen oder
b) fur Personen mit Intensivpflegebedarf bestimmt sind, oder
c) einen gemeinsamen Rettungsweg haben und fur insgesamt mehr als zwolf Personen bestimmt sind,

10. Krankenh&user,

11. Wohnheime,

12. Einrichtungen zur Unterbringung von Personen sowie Tageseinrichtungen fir Kinder, Menschen mit Behin-
derung und alte Menschen, ausgenommen Tageseinrichtungen einschlieBlich Tagespflege fur nicht mehr als
zehn Kinder,

13. Schulen, Hochschulen und &hnliche Einrichtungen,

14. Justizvollzugsanstalten und bauliche Anlagen fiir den MaRregelvollzug,

15. Camping- und Wochenendplatze,

16. Freizeit- und VVergnigungsparks,

17. Fliegende Bauten, soweit sie einer Ausfiihrungsgenehmigung bedurfen,

18. Regallager mit einer Oberkante Lagerguththe von mehr als 7,50 Meter,

19. bauliche Anlagen, deren Nutzung durch Umgang oder Lagerung von Stoffen mit Explosions- oder erhdhter



Brandgefahr verbunden ist,

20. Anlagen und Raume, die in den Nummern 1 bis 19 nicht aufgefiihrt und deren Art oder Nutzung mit ver-
gleichbaren Gefahren verbunden sind.

(5) Aufenthaltsrdume sind R&ume, die zum nicht nur voriibergehenden Aufenthalt von Menschen bestimmt oder
geeignet sind.

(6) Geschosse sind oberirdische Geschosse, wenn ihre Deckenoberkanten im Mittel mehr als 1,40 Meter Uber die
Geléndeoberflache hinausragen; im Ubrigen sind sie Kellergeschosse. Hohlrdume zwischen der obersten Decke
und der Bedachung, in denen Aufenthaltsradume nicht méglich sind, sind keine Geschosse.

(7) Stellplatze sind Flachen, die dem Abstellen von Kraftfahrzeugen aulerhalb der éffentlichen Verkehrsflachen
dienen. Garagen sind Gebaude oder Gebaudeteile zum Abstellen von Kraftfahrzeugen. Ausstellungs-, Verkaufs-,
Werk- und Lagerraume fiir Kraftfahrzeuge sind keine Stellplatze oder Garagen.

(8) Feuerstétten sind in oder an Gebaduden ortsfest benutzte Anlagen oder Einrichtungen, die dazu bestimmt sind,
durch Verbrennung Wérme zu erzeugen.

(9) Barrierefrei sind bauliche Anlagen, soweit sie fiir Menschen mit Behinderung in der allgemein tiblichen Weise,
ohne besondere Erschwernis und grundsétzlich ohne fremde Hilfe auffindbar, zugénglich und nutzbar sind.

(10) Bauprodukte sind

1. Produkte, Baustoffe, Bauteile und Anlagen sowie Bausétze gemaR Artikel 2 Nummer 2 der Verordnung (EU)
Nr. 305/2011 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 9. Méarz 2011 zur Festlegung harmonisierter
Bedingungen fir die Vermarktung von Bauprodukten und zur Aufhebung der Richtlinie 89/106/EWG des
Rates (ABI. L88 vom 4.4.2011, S. 5, L 103 vom 12.4.2013, S. 10), die zuletzt durch die Verordnung (EU)
574/2014 (ABI. L 159 vom 28.5.2014, S. 41) geandert worden ist, die hergestellt werden, um dauerhaft in
bauliche Anlagen eingebaut zu werden,

2. aus Produkten, Baustoffen, Bauteilen sowie Bausédtzen gemdaR Artikel 2 Nummer 2 der Verordnung (EU)
Nr. 305/2011 vorgefertigte Anlagen, die hergestellt werden, um mit dem Erdboden verbunden zu werden

und deren Verwendung sich auf die Anforderungen nach § 3 Satz 1 auswirken kann.
(11) Bauart ist das Zusammenfligen von Bauprodukten zu baulichen Anlagen oder Teilen von baulichen Anlagen.

(12) Geléndeoberflache ist die natirliche Geldndeoberflache, soweit nicht geman § 9 Absatz 3 des Baugesetzbuchs
oder in der Baugenehmigung eine andere Gelandeoberflache festgesetzt ist.

83 Allgemeine Anforderungen

Anlagen sind so anzuordnen, zu errichten, zu &ndern und instand zu halten, dass die 6ffentliche Sicherheit und
Ordnung, inshesondere Leben, Gesundheit und die natlrlichen Lebensgrundlagen, nicht geféhrdet werden; dabei
sind die Grundanforderungen an Bauwerke gemal? Anhang | der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 zu berticksichti-
gen. Dies gilt auch fiir die Beseitigung von Anlagen und bei der Anderung ihrer Nutzung.

Teil 2 - Das Grundstiick und seine Bebauung

84 Bebauung der Grundstiicke mit Gebauden

(1) Gebéaude durfen nur errichtet werden, wenn das Grundstiick in angemessener Breite an einer befahrbaren 6f-
fentlichen Verkehrsflache liegt oder wenn das Grundstiick eine befahrbare, 6ffentlich-rechtlich gesicherte Zufahrt
zu einer befahrbaren 6ffentlichen Verkehrsflache hat.

(2) Ein Gebéude auf mehreren Grundstiicken ist nur zuldssig, wenn 6ffentlich-rechtlich gesichert ist, dass dadurch
keine Verhéltnisse eintreten kdnnen, die Vorschriften dieses Gesetzes oder aufgrund dieses Gesetzes widerspre-
chen. Satz 1 gilt bei bestehenden Geb&uden nicht fiir eine AulRenwand- und Dachddmmung, die tber die Bauteil-
anforderungen der Energieeinsparverordnung vom 24. Juli 2007 (BGBI. | S. 1519), die zuletzt durch Artikel 3 der
Verordnung vom 24. Oktober 2015 (BGBI. | S. 1789, 1790) ge&ndert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung



fur bestehende Gebaude nicht hinausgeht. Satz 2 gilt entsprechend fur die mit der Warmedammung zusammen-
héngenden notwendigen Anderungen von Bauteilen.

85 Zugange und Zufahrten auf den Grundstticken

(1) Von offentlichen Verkehrsflachen ist insbesondere fiir die Feuerwehr ein geradliniger Zu- oder Durchgang zu
rickwértigen Gebduden zu schaffen; zu anderen Gebéduden ist er zu schaffen, wenn der zweite Rettungsweg dieser
Gebaude Uber Rettungsgeréate der Feuerwehr flihrt. Zu Gebéduden, bei denen die Oberkante der Briistung von zum
Anleitern bestimmten Fenstern oder Stellen mehr als 8 Meter Uber Gelénde liegt, ist in den Féllen des Satzes 1
anstelle eines Zu- oder Durchgangs eine Zu- oder Durchfahrt zu schaffen. Ist fur die Personenrettung der Einsatz
von Hubrettungsfahrzeugen erforderlich, sind die dafiir erforderlichen Aufstell- und Bewegungsflachen vorzuse-
hen. Bei Gebauden, die ganz oder mit Teilen mehr als 50 Meter von einer &ffentlichen Verkehrsflache entfernt
sind, sind Zufahrten oder Durchfahrten nach Satz 2 zu den vor und hinter den Gebauden gelegenen Grundstiicks-
teilen und Bewegungsflachen herzustellen, wenn sie aus Griinden des Feuerwehreinsatzes erforderlich sind.

(2) Zu- und Durchfahrten, Aufstellflachen und Bewegungsflachen missen fir Feuerwehrfahrzeuge ausreichend
befestigt und tragfahig sein; sie sind als solche zu kennzeichnen und standig freizuhalten; die Kennzeichnung von
Zufahrten muss von der 6ffentlichen Verkehrsflache aus sichtbar sein. Fahrzeuge dirfen auf den Flachen nach
Satz 1 nicht abgestellt werden.

86 Abstandsflachen, Abstande

(1) Vor den AulRenwéanden von Gebauden sind Abstandsflachen von oberirdischen Gebduden freizuhalten. Satz 1
gilt entsprechend fiir andere Anlagen, von denen Wirkungen wie von Geb&uden ausgehen, gegenuber Gebauden
und Grundstiicksgrenzen. Eine Abstandsflache ist nicht erforderlich vor AuBenwénden, die an Grundstiicksgren-
zen errichtet werden, wenn nach planungsrechtlichen Vorschriften an die Grenze gebaut werden muss oder gebaut
werden darf.

(2) Abstandsflachen sowie Abstédnde nach § 30 Absatz 2 Nummer 1 und § 32 Absatz 2 missen auf dem Grundstiick
selbst liegen. Sie dlrfen auch auf éffentlichen Verkehrs-, Griin- und Wasserflachen liegen, jedoch nur bis zu deren
Mitte. Abstandsflachen sowie Abstande im Sinne des Satzes 1 durfen sich ganz oder teilweise auf andere Grund-
stiicke erstrecken, wenn 6ffentlich-rechtlich gesichert ist, dass sie nicht Gberbaut werden; Abstandsflachen dirfen
auf die auf diesen Grundstiicken erforderlichen Abstandsflachen nicht angerechnet werden.

(3) Die Abstandsflachen dirfen sich nicht Gberdecken; dies gilt nicht fur

1. AuBenwande, die in einem Winkel von mehr als 75 Grad zueinander stehen,

2. AuBenwande zu einem fremder Sicht entzogenen Gartenhof bei Wohngebauden der Gebé&udeklassen 1 und 2,
3. Gebdude und andere bauliche Anlagen, die in den Abstandsflachen zul&ssig sind.

(4) Die Tiefe der Abstandsflache bemisst sich nach der Wandhohe; sie wird senkrecht zur Wand gemessen. Wand-
hohe ist das MaR von der Geldndeoberflache bis zum Schnittpunkt der Wand mit der Dachhaut oder bis zum oberen
Abschluss der Wand. Bei gestaffelten Wénden, bei Déchern oder Dachaufbauten sowie bei gegentiber der AuBRen-
wand vor- oder zurticktretenden Bauteilen oder Vorbauten ist die Wandhohe fiir den jeweiligen Wandabschnitt,
Dachaufbau, Vorbau oder das jeweilige Bauteil gesondert zu ermitteln. Das sich ergebende MaR ist H.

(5) Die Tiefe der Abstandsflachen betragt 0,4 H, mindestens 3 Meter. In Gewerbe- und Industriegebieten sowie
fiir Windenergieanlagen im AuBenbereich gentigt eine Tiefe von 0,2 H, mindestens 3 Meter. Vor den AuBenwan-
den von Gebduden der Gebdudeklassen 1 und 2 mit nicht mehr als drei oberirdischen Geschossen gentigt als Tiefe
der Abstandsflache 3 Meter. Werden von einer stadtebaulichen Satzung oder einer 6rtlichen Bauvorschrift nach
§ 87 Aulenwdénde zugelassen oder vorgeschrieben, vor denen Abstandsflachen groferer oder geringerer Tiefe als
nach den Sétzen 1 bis 3 liegen missten, finden die Sétze 1 bis 3 keine Anwendung, es sei denn, die Satzung ordnet
die Geltung dieser Vorschriften an. Fiir Antennenanlagen, einschlielich zugehériger Versorgungseinheiten und
Funkcontainer, betragt die Tiefe der Abstandsfliche im AuRenbereich 0,4 H, soweit diese an Grundstiicke mit
Wohnnutzung grenzen; im Ubrigen sind Antennenanlagen, einschlieRlich zugehériger Versorgungseinheiten und
Funkcontainer, im AuBRenbereich ohne eigene Abstandsflachen zuldssig.

(6) Bei der Bemessung der Abstandsflachen bleiben aufler Betracht
1. vor die AuBenwand vortretende Bauteile wie Gesimse und Dachiiberstande, wenn sie



a) nicht mehr als 1 Meter vortreten und
b) mindestens 2 Meter von der gegeniiberliegenden Nachbargrenze entfernt bleiben,
2. Wintergdrten mit nicht mehr als 5 Meter Breite, wenn sie
a) insgesamt nicht mehr als ein Drittel der Breite der jeweiligen AuRenwand in Anspruch nehmen,
b) Uber nicht mehr als zwei Geschosse reichen und nicht mehr als 3 Meter vortreten und
¢) mindestens 2 Meter von der gegeniiberliegenden Nachbargrenze entfernt bleiben,
3. Balkone mit nicht mehr als 5 Meter Breite, wenn sie
a) insgesamt nicht mehr als ein Drittel der Breite der jeweiligen AuRenwand in Anspruch nehmen,
b) nicht mehr als 2 Meter vortreten und
c) mindestens 2 Meter von der gegeniiberliegenden Nachbargrenze entfernt bleiben,
4. sonstige Vorbauten, wenn sie
a) insgesamt nicht mehr als ein Drittel der Breite der jeweiligen Auenwand in Anspruch nehmen,
b) nicht mehr als 1,50 Meter vor diese Auflenwand vortreten und
¢) mindestens 2 Meter von der gegeniiberliegenden Nachbargrenze entfernt bleiben,

5. bei Gebauden an der Grundstiicksgrenze die Seitenwande von Vorbauten und Dachaufbauten, auch wenn sie
nicht an der Grundstiicksgrenze errichtet werden.

(7) Bei der Bemessung der Abstandsflachen bleiben Mainahmen zum Zwecke der Energieeinsparung sowie die
Errichtung von Solaranlagen bei rechtmaRig errichteten Gebauden unabhangig davon, ob diese den Anforderungen
der Absétze 2 bis 6 entsprechen, auller Betracht, wenn sie eine Starke von nicht mehr als 0,40 Meter aufweisen.

(8) In den Abstandsflachen eines Geb&udes sowie ohne eigene Abstandsflachen sind, auch wenn sie nicht an die
Grundstiicksgrenze oder an das Gebdude angebaut werden, zuléssig

1. Garagen und Geb&ude ohne Aufenthaltsrdume und Feuerstétten mit einer mittleren Wandhdhe der grenznahen
Wand bis zu 3 Meter und einer Gesamtgebaudelange je Grundstiicksgrenze von 9 Meter; die Dachneigung
darf 45 Grad nicht tiberschreiten,

2. gebdudeunabhangige Solaranlagen mit einer Hohe bis zu 3 Meter und einer Gesamtlange je Grundstlicks-
grenze von 9 Meter,

3. Stutzmauern und geschlossene Einfriedungen in Gewerbe- und Industriegebieten, auBerhalb dieser Bauge-
biete mit einer Hohe bis zu 2 Meter,

4. Warmepumpen einschlieBlich ihrer Fundamente und Einhausungen mit einer Héhe bis zu 2 Meter und einer
Gesamtlénge je Grundstlicksgrenze von 3 Meter.

Die Lénge der die Abstandsflachentiefe gegeniiber den Grundstiicksgrenzen nicht einhaltenden Anlagen nach
Satz 1 Nummer 1 und 2 darf auf einem Grundstiick insgesamt 15 Meter nicht Giberschreiten.

(9) An bestehenden Geb&uden sind bei der nachtraglichen Errichtung vor die AuRenwand vortretender Aufziige,
Treppen und Treppenrdume geringere Tiefen von Abstandsflachen zuldssig, wenn wesentliche Beeintrachtigungen
angrenzender oder gegeniberliegender Raume nicht zu befiirchten sind und zu Nachbargrenzen ein Abstand von
mindestens 3 Meter eingehalten wird.

(10) Bei rechtméaRig errichteten Gebduden sind die sich ergebenden Abstandsflachen in folgenden Fallen unbe-
achtlich:

1. Anderungen innerhalb des Gebaudes,

2. Nutzungsénderungen, wenn der Abstand des Gebdudes zu den Nachbargrenzen mindestens 2,50 Meter betragt
oder die Auenwand als Gebaudeabschlusswand ausgebildet ist,

3. die Neuerrichtung von Dachrdumen oder Dachgeschossen innerhalb der Abmessungen bestehender Dach-
rdume oder Dachgeschosse,

4. die Errichtung und Anderung von Vor- und Anbauten, die fur sich genommen die Tiefe der Abstandsflachen
nach Absatz 5 einhalten,

5. die nachtrégliche Errichtung von Dach- und Staffelgeschossen, wenn deren Abstandsflachen innerhalb der
Abstandsflachen des bestehenden Geb&udes liegen.

Satz 1 gilt nicht fir Gebdude nach Absatz 8.

(11) Eine Abweichung von den Abstandsflachen und Abstdnden kann nach § 67 zugelassen werden, wenn deren
Schutzziele berticksichtigt werden. Eine atypische Grundsttickssituation ist nicht erforderlich.



87 Teilung von Grundstiicken

Durch die Teilung eines Grundstiicks, das bebaut oder dessen Bebauung genehmigt ist, diirfen keine Verhaltnisse
geschaffen werden, die Vorschriften dieses Gesetzes oder aufgrund dieses Gesetzes widersprechen. Entspricht die
Teilung eines Grundstiicks, das bebaut oder dessen Bebauung genehmigt ist, nicht den Anforderungen des Satzes
1 oder des § 19 Absatz 2 des Baugesetzbuchs, so darf eine die Teilung vorbereitende Liegenschaftsvermessung
nur vorgenommen werden, wenn die erforderliche Abweichung nach 8 67 zugelassen oder die erforderliche Be-
freiung erteilt ist.

88 Nicht tGberbaute Flachen der bebauten Grundstiicke, Kinderspielplatze

(1) Die nicht mit Gebauden oder vergleichbaren baulichen Anlagen liberbauten Flachen der bebauten Grundstiicke
sind

1. wasseraufhahmeféhig zu belassen oder herzustellen und

2. zu begrunen oder zu bepflanzen,

soweit dem nicht die Erfordernisse einer anderen zulassigen Verwendung der Flachen entgegenstehen. Satz 1 fin-
det keine Anwendung, soweit Bebauungspléne oder andere Satzungen Festsetzungen zu den nicht Gberbauten Fl&-
chen treffen.

(2) Bei der Errichtung von Gebduden mit mehr als drei Wohnungen miissen die durch die Gemeinde in einer
ortlichen Bauvorschrift nach § 87 festgesetzten Kinderspielplatze auf dem Baugrundstiick oder in unmittelbarer
Né&he auf einem anderen geeigneten Grundstiick, dessen dauerhafte Nutzung fiir diesen Zweck 6ffentlich-rechtlich
gesichert sein muss, hergestellt werden.

(3) Soweit die Bauherrin oder der Bauherr durch ortliche Bauvorschrift zur Herstellung von Kinderspielplatzen
verpflichtet ist, kann die Gemeinde durch 6ffentlich-rechtlichen Vertrag mit der Bauherrin oder dem Bauherrn
vereinbaren, dass die Bauherrin oder der Bauherr ihre oder seine Verpflichtung ganz oder teilweise durch Zahlung
eines Geldbetrages an die Gemeinde ablost (Kinderspielplatzablosevertrag). Der Anspruch der Gemeinde auf Zah-
lung des im Kinderspielplatzabldsevertrages vereinbarten Geldbetrages entsteht mit Baubeginn.

(4) Die Gemeinde hat den Geldbetrag fiir die Ablésung von Kinderspielplatzen fir die Herstellung zusatzlicher
oder die Instandhaltung, die Instandsetzung oder die Modernisierung bestehender Kinderspielplatze zu verwenden.

Teil 3 - Bauliche Anlagen

Abschnitt 1 — Gestaltung

§9 Gestaltung

Bauliche Anlagen mussen nach Form, MaRstab, Verhéltnis der Baumassen und Bauteile zueinander, Werkstoff
und Farbe so gestaltet sein, dass sie nicht verunstaltet wirken. Bauliche Anlagen dirfen das Strallen-, Orts- und
Landschaftsbild nicht verunstalten.

8 10 Anlagen der AulRenwerbung

(1) Anlagen der AuBenwerbung (Werbeanlagen) sind alle ortsfesten Einrichtungen, die der Ankiindigung oder
Anpreisung oder als Hinweis auf Gewerbe oder Beruf dienen und vom 6ffentlichen Verkehrsraum aus sichtbar
sind. Hierzu zéhlen insbesondere Schilder, Beschriftungen, Bemalungen, Lichtwerbungen, Schaukésten sowie fir
Zettelanschlage und Bogenanschldge oder Lichtwerbung bestimmte Sdulen, Tafeln und Flachen.

(2) Fur Werbeanlagen, die bauliche Anlagen sind, gelten die in diesem Gesetz an bauliche Anlagen gestellten
Anforderungen. Werbeanlagen, die keine baulichen Anlagen sind, diirfen weder bauliche Anlagen noch das Stra-
Ren-, Orts- und Landschaftsbild verunstalten oder die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs gefahrden. Die
storende Haufung von Werbeanlagen ist unzuléssig. Die besonderen Belange von Menschen mit Behinderung sind
angemessen zu berticksichtigen.



Abschnitt 2 — Allgemeine Anforderungen an die Bauausfilhrung

811 Baustelle

(1) Baustellen sind so einzurichten, dass bauliche Anlagen ordnungsgemal errichtet, geéndert, instand gehalten
oder beseitigt werden konnen und Gefahren oder vermeidbare Bel&stigungen nicht entstehen.

(2) Bei Bauarbeiten, durch die unbeteiligte Personen gefahrdet werden kdnnen, ist die Gefahrenzone abzugrenzen
oder durch Warnzeichen zu kennzeichnen. Soweit erforderlich, sind Baustellen mit einem Bauzaun abzugrenzen,
mit Schutzvorrichtungen gegen herabfallende Gegenstande zu versehen und zu beleuchten.

(3) Bei der Ausflihrung nicht genehmigungsfreier Bauvorhaben hat die Bauherrin oder der Bauherr an der Bau-
stelle ein Schild, das die Bezeichnung des Bauvorhabens sowie die Namen und Anschriften der am Bau Beteiligten
(88 53 bis 56) enthalten muss, dauerhaft und von der 6ffentlichen Verkehrsflache aus sichtbar anzubringen.

(4) Badume, Hecken und sonstige Bepflanzungen, die aufgrund anderer Rechtsvorschriften zu erhalten sind, missen
wahrend der Bauausfilhrung geschitzt werden.

8§12 Standsicherheit

(1) Jede bauliche Anlage muss im Ganzen und in ihren einzelnen Teilen fir sich allein standsicher sein. Die Stand-
sicherheit anderer baulicher Anlagen und die Tragfahigkeit des Baugrundes der Nachbargrundstiicke dirfen nicht
gefahrdet werden.

(2) Die Verwendung gemeinsamer Bauteile flir mehrere bauliche Anlagen ist zuldssig, wenn 6ffentlich-rechtlich
gesichert ist, dass die gemeinsamen Bauteile bei der Beseitigung einer der baulichen Anlagen bestehen bleiben
kdénnen.

8 13 Schutz gegen schadliche Einflusse

Bauliche Anlagen miissen so angeordnet, beschaffen und gebrauchstauglich sein, dass durch Wasser, Feuchtigkeit,
pflanzliche und tierische Schadlinge sowie andere chemische, physikalische oder biologische Einflisse Gefahren
oder unzumutbare Beldstigungen nicht entstehen. Baugrundstiicke miissen fir bauliche Anlagen geeignet sein.

814 Brandschutz

Bauliche Anlagen sind so anzuordnen, zu errichten, zu &ndern und instand zu halten, dass der Entstehung eines
Brandes und der Ausbreitung von Feuer und Rauch (Brandausbreitung) vorgebeugt wird und bei einem Brand die
Rettung von Menschen und Tieren sowie eine Entrauchung von R&umen und wirksame Ldscharbeiten mdglich
sind.

815 Warme-, Schall-, Erschitterungsschutz

(1) Geb&ude mussen einen ihrer Nutzung und den klimatischen Verhéltnissen entsprechenden Warmeschutz ha-
ben.

(2) Geb&ude mussen einen ihrer Nutzung entsprechenden Schallschutz haben. Geréusche, die von ortsfesten Ein-
richtungen in baulichen Anlagen oder auf Baugrundstiicken ausgehen, sind so zu ddmmen, dass Gefahren oder
unzumutbare Beldstigungen nicht entstehen.

(3) Erschitterungen oder Schwingungen, die von ortsfesten Einrichtungen in baulichen Anlagen oder auf Bau-
grundstlicken ausgehen, sind so zu ddmmen, dass Gefahren oder unzumutbare Beldstigungen nicht entstehen.



(4) Die Einhaltung der Anforderungen an Gebdude nach den Vorschriften der Energieeinsparung sowie zur Nut-
zung erneuerbarer Energien ist nach naherer MalRgabe der Verordnung aufgrund § 86 Absatz 3 Satz 1 Nummer 6
nachzuweisen.

§ 16 Verkehrssicherheit

(1) Bauliche Anlagen und die dem Verkehr dienenden nicht tiberbauten Fl&chen von bebauten Grundstiicken mus-
sen verkehrssicher sein.

(2) Die Sicherheit und Leichtigkeit des ¢ffentlichen Verkehrs darf durch bauliche Anlagen oder deren Nutzung
nicht gefahrdet werden.

§ 16a Bauarten

(1) Bauarten durfen nur angewendet werden, wenn bei ihrer Anwendung die baulichen Anlagen bei ordnungsge-
maRer Instandhaltung wahrend einer dem Zweck entsprechenden angemessenen Zeitdauer die Anforderungen die-
ses Gesetzes oder aufgrund dieses Gesetzes erfullen und fur ihren Anwendungszweck tauglich sind.

(2) Bauarten, die von Technischen Baubestimmungen nach 8 86a Absatz 2 Nummer 2 oder Nummer 3 Buchstabe
a wesentlich abweichen oder fiir die es allgemein anerkannte Regeln der Technik nicht gibt, diirfen bei der Errich-
tung, Anderung und Instandhaltung baulicher Anlagen nur angewendet werden, wenn firr sie

1. eine allgemeine Bauartgenehmigung durch das Deutsche Institut fiir Bautechnik oder
2. eine vorhabenbezogene Bauartgenehmigung durch die oberste Bauaufsichtsbehorde
erteilt worden ist. § 18 Absatz 2 bis 7 gilt entsprechend.

(3) Anstelle einer allgemeinen Bauartgenehmigung genugt ein allgemeines bauaufsichtliches Priifzeugnis fiir Bau-
arten, wenn die Bauart nach allgemein anerkannten Prufverfahren beurteilt werden kann. In der Verwaltungsvor-
schrift nach § 86a werden diese Bauarten mit der Angabe der ma3gebenden technischen Regeln bekannt gemacht.
8§ 19 Absatz 2 gilt entsprechend.

(4) Wenn Gefahren im Sinne des § 3 Satz 1 nicht zu erwarten sind, kann die oberste Bauaufsichtsbehdrde im
Einzelfall oder fiir genau begrenzte Falle allgemein festlegen, dass eine Bauartgenehmigung nicht erforderlich ist.

(5) Bauarten bediirfen einer Bestitigung ihrer Ubereinstimmung mit den Technischen Baubestimmungen nach
§ 86a Absatz 2, den allgemeinen Bauartgenehmigungen, den allgemeinen bauaufsichtlichen Prifzeugnissen fiir
Bauarten oder den vorhabenbezogenen Bauartgenehmigungen; als Ubereinstimmung gilt auch eine Abweichung,
die nicht wesentlich ist. 8 21 Absatz 2 gilt fir die Anwenderin oder den Anwender der Bauart entsprechend.

(6) Bei Bauarten, deren Anwendung in auBergewdhnlichem MaR von der Sachkunde und Erfahrung der damit
betrauten Personen oder von einer Ausstattung mit besonderen Vorrichtungen abhangt, kann in der Bauartgeneh-
migung oder durch Rechtsverordnung der obersten Bauaufsichtsbehdrde vorgeschrieben werden, dass die Anwen-
derin oder der Anwender Uber solche Fachkréfte und Vorrichtungen verfiigt und den Nachweis hieriiber gegentber
einer Priifstelle nach § 24 Satz 1 Nummer 6 zu erbringen hat. In der Rechtsverordnung kénnen Mindestanforde-
rungen an die Ausbildung, die durch Priifung nachzuweisende Beféhigung und die Ausbildungsstétten einschliel3-
lich der Anerkennungsvoraussetzungen gestellt werden.

(7) Fir Bauarten, die einer auRergewdhnlichen Sorgfalt bei Ausfiihrung oder Instandhaltung bedurfen, kann in der

Bauartgenehmigung oder durch Rechtsverordnung der obersten Bauaufsichtsbehorde die Uberwachung dieser Ta-
tigkeiten durch eine Uberwachungsstelle nach § 24 Satz 1 Nummer 5 vorgeschrieben werden.

Abschnitt 3 — Bauprodukte

8 16b Allgemeine Anforderungen fiir die Verwendung von Bauprodukten

(1) Bauprodukte dirfen nur verwendet werden, wenn bei ihrer Verwendung die baulichen Anlagen bei ordnungs-
gemaéRer Instandhaltung wahrend einer dem Zweck entsprechenden angemessenen Zeitdauer die Anforderungen



dieses Gesetzes oder aufgrund dieses Gesetzes erfiillen und gebrauchstauglich sind.

(2) Bauprodukte, die in Vorschriften der Mitgliedstaaten der Européischen Union und anderer Vertragsstaaten des
Abkommens Uber den européischen Wirtschaftsraum genannten technischen Anforderungen entsprechen, diirfen
verwendet werden, wenn das geforderte Schutzniveau gemaR § 3 Satz 1 gleichermalen dauerhaft erreicht wird.

8 16c Anforderungen fur die Verwendung von CE-gekennzeichneten Bauprodukten

Ein Bauprodukt, das die CE-Kennzeichnung trégt, darf verwendet werden, wenn die erklérten Leistungen den in
diesem Gesetz oder aufgrund dieses Gesetzes festgelegten Anforderungen fiir diese Verwendung entsprechen. Die
88 17 bis 25 Absatz 1 gelten nicht fiir Bauprodukte, die die CE-Kennzeichnung aufgrund der Verordnung (EU)
Nr. 305/2011 tragen.

817 Verwendbarkeitsnachweise

(1) Ein Verwendbarkeitsnachweis nach den 88 18 bis 20 ist fur ein Bauprodukt erforderlich, wenn
1. esfir dieses keine Technische Baubestimmung und keine allgemein anerkannte Regel der Technik gibt,

2. das Bauprodukt von einer Technischen Baubestimmung nach § 86a Absatz 2 Nummer 3 wesentlich abweicht
oder

3. eine Verordnung nach § 86 Absatz 4a es vorsieht.

(2) Ein Verwendbarkeitsnachweis ist nicht erforderlich flr ein Bauprodukt,
1. das von einer allgemein anerkannten Regel der Technik abweicht oder

2. das fur die Erfullung der Anforderungen dieses Gesetzes oder aufgrund dieses Gesetzes nur eine untergeord-
nete Bedeutung hat.

(3) Die Technischen Baubestimmungen nach § 86a enthalten eine nicht abschlieRende Liste von Bauprodukten,
die keines Verwendbarkeitsnachweises nach Absatz 1 bedurfen.

8 18 Allgemeine bauaufsichtliche Zulassung

(1) Das Deutsche Institut fir Bautechnik erteilt in den Féllen des § 17 Absatz 1 eine allgemeine bauaufsichtliche
Zulassung flir Bauprodukte, wenn deren Verwendbarkeit im Sinne des § 16b Absatz 1 nachgewiesen ist.

(2) Die zur Begrindung des Antrags erforderlichen Unterlagen sind beizufligen. Soweit erforderlich, sind Probe-
stiicke vom Antragsteller zur Verfligung zu stellen oder durch Sachverstandige, die das Deutsche Institut fir Bau-
technik bestimmen kann, zu entnehmen oder Probeausfuihrungen unter Aufsicht der Sachverstandigen herzustel-
len. 8 69 Absatz 2 gilt entsprechend.

(3) Das Deutsche Institut fiir Bautechnik kann fiir die Durchfiihrung der Prufung die sachversténdige Stelle und
fiir Probeausfiihrungen die Ausfiihrungsstelle und die Ausfiihrungszeit vorschreiben.

(4) Die allgemeine bauaufsichtliche Zulassung wird widerruflich und flr eine bestimmte Frist erteilt, die in der
Regel funf Jahre betragt. Die Zulassung kann mit Nebenbestimmungen erteilt werden. Sie kann auf Antrag in
Textform in der Regel um funf Jahre verlangert werden. Sie kann auch rickwirkend verlangert werden, wenn der
Antrag vor Fristablauf beim Deutschen Institut fiir Bautechnik eingegangen ist.

(5) Die Zulassung wird unbeschadet der privaten Rechte Dritter erteilt.

(6) Das Deutsche Institut fur Bautechnik macht die von ihm erteilten allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassungen
nach Gegenstand und wesentlichem Inhalt 6ffentlich bekannt.

(7) Allgemeine bauaufsichtliche Zulassungen nach dem Recht anderer Lander der Bundesrepublik Deutschland
gelten auch im Land Brandenburg.



§ 19 Allgemeines bauaufsichtliches Prifzeugnis

(1) Bauprodukte, die nach allgemein anerkannten Priifverfahren beurteilt werden, bediirfen anstelle einer allge-
meinen bauaufsichtlichen Zulassung nur eines allgemeinen bauaufsichtlichen Priifzeugnisses. Dies wird mit der
Angabe der maRgebenden technischen Regeln in den Technischen Baubestimmungen nach § 86a bekannt gemacht.

(2) Ein allgemeines bauaufsichtliches Prifzeugnis wird von einer Priifstelle nach § 24 Satz 1 Nummer 1 fir Bau-
produkte nach Absatz 1 erteilt, wenn deren Verwendbarkeit im Sinne des § 16b Absatz 1 nachgewiesen ist. § 18
Absatz 2, 4 bis 7 gilt entsprechend. Die Anerkennungsbehérde fir Stellen nach § 24 Satz 1 Nummer 1, § 86 Absatz
4 Nummer 2 kann allgemeine bauaufsichtliche Priifzeugnisse zuriicknehmen oder widerrufen; die 8§ 48 und 49
des Verwaltungsverfahrensgesetzes in Verbindung mit 8 1 Absatz 1 Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes fir
das Land Brandenburg finden Anwendung.

8 20 Nachweis der Verwendbarkeit von Bauprodukten im Einzelfall

Mit Zustimmung der obersten Bauaufsichtshehdrde diirfen in den Fallen des § 17 Absatz 1 im Einzelfall Baupro-
dukte verwendet werden, wenn ihre Verwendbarkeit im Sinne des § 16b Absatz 1 nachgewiesen ist. Wenn Gefah-
ren im Sinne des § 3 Satz 1 nicht zu erwarten sind, kann die oberste Bauaufsichtsbehérde im Einzelfall erklaren,
dass ihre Zustimmung nicht erforderlich ist.

§ 21 Ubereinstimmungsbestatigung

(1) Bauprodukte bedirfen einer Bestatigung ihrer Ubereinstimmung mit den Technischen Baubestimmungen nach
§ 86a Absatz 2, den allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassungen, den allgemeinen bauaufsichtlichen Prifzeugnis-
sen oder den Zustimmungen im Einzelfall; als Ubereinstimmung gilt auch eine Abweichung, die nicht wesentlich
ist.

(2) Die Bestitigung der Ubereinstimmung erfolgt durch Ubereinstimmungserklarung der Herstellerin oder des
Herstellers (8§ 22).

(3) Die Ubereinstimmungserklirung hat die Herstellerin oder der Hersteller durch Kennzeichnung der Baupro-
dukte mit dem Ubereinstimmungszeichen (U-Zeichen) unter Hinweis auf den Verwendungszweck abzugeben.

(4) Das U-Zeichen ist auf dem Bauprodukt, auf einem Beipackzettel oder auf seiner Verpackung oder, wenn dies
Schwierigkeiten bereitet, auf dem Lieferschein oder auf einer Anlage zum Lieferschein anzubringen.

(5) U-Zeichen aus anderen Landern der Bundesrepublik Deutschland, aus anderen Mitgliedstaaten der Européi-
schen Union und anderen Vertragsstaaten des Abkommens Uber den Europdischen Wirtschaftsraum gelten auch
im Land Brandenburg.

§ 22 Ubereinstimmungserklarung der Herstellerin oder des Herstellers

(1) Die Herstellerin oder der Hersteller darf eine Ubereinstimmungserklarung nur abgeben, wenn sie oder er durch
werkseigene Produktionskontrolle sichergestellt hat, dass das von ihr oder ihm hergestellte Bauprodukt den maR-
gebenden technischen Regeln, der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung, dem allgemeinen bauaufsichtlichen
Priifzeugnis oder der Zustimmung im Einzelfall entspricht.

(2) In den Technischen Baubestimmungen nach § 86a, in den allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassungen, in den
allgemeinen bauaufsichtlichen Priifzeugnissen oder in den Zustimmungen im Einzelfall kann eine Priifung der
Bauprodukte durch eine Priifstelle nach § 24 Satz 1 Nummer 2 vor Abgabe der Ubereinstimmungserklarung vor-
geschrieben werden, wenn dies zur Sicherung einer ordnungsgemafen Herstellung erforderlich ist. In diesen Fallen
hat die Prifstelle das Bauprodukt daraufhin zu tberprifen, ob es den Technischen Baubestimmungen nach § 86a
Absatz 2, der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung, dem allgemeinen bauaufsichtlichen Priifzeugnis oder der
Zustimmung im Einzelfall entspricht.

(3) In den Technischen Baubestimmungen nach § 86a, in den allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassungen oder in
den Zustimmungen im Einzelfall kann eine Zertifizierung vor Abgabe der Ubereinstimmungserklirung vorge-
schrieben werden, wenn dies zum Nachweis einer ordnungsgemalen Herstellung eines Bauproduktes erforderlich



ist. Die oberste Bauaufsichtsbehorde kann im Einzelfall die Verwendung von Bauprodukten ohne Zertifizierung
gestatten, wenn nachgewiesen ist, dass diese Bauprodukte den technischen Regeln, Zulassungen, Priifzeugnissen
oder Zustimmungen im Einzelfall entsprechen.

(4) Bauprodukte, die nicht in Serie hergestellt werden, bediirfen nur einer Ubereinstimmungserklirung nach Ab-
satz 1, sofern nichts anderes bestimmt ist.

§ 23 Zertifizierung

(1) Der Herstellerin oder dem Hersteller ist ein Ubereinstimmungszertifikat von einer Zertifizierungsstelle nach §
24 Satz 1 Nummer 3 zu erteilen, wenn das Bauprodukt

1. den Technischen Baubestimmungen nach § 86a Absatz 2, der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung, dem
allgemeinen bauaufsichtlichen Priifzeugnis oder der Zustimmung im Einzelfall entspricht und

2. einer werkseigenen Produktionskontrolle sowie einer Fremdilberwachung nach Mallgabe des Absatzes 2 un-
terliegt.

(2) Die Fremdiiberwachung ist von Uberwachungsstellen nach § 24 Satz 1 Nummer 4 durchzufiihren. Die Fremd-
Uberwachung hat regelméaRig zu tberprifen, ob das Bauprodukt den Technischen Baubestimmungen nach 8 86a
Absatz 2, der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung, dem allgemeinen bauaufsichtlichen Priifzeugnis oder Zu-
stimmung im Einzelfall entspricht.

§ 24 Pruf-, Zertifizierungs-, Uberwachungsstellen

Das Deutsche Institut fiir Bautechnik kann im Einvernehmen mit der obersten Bauaufsichtsbehdrde eine natiirliche
oder juristische Person als

Prufstelle fur die Erteilung allgemeiner bauaufsichtlicher Prifzeugnisse (8 19),

Prufstelle fir die Uberprifung von Bauprodukten vor Bestatigung der Ubereinstimmung (8§ 22 Absatz 2),
Zertifizierungsstelle (8§ 23 Absatz 1),

Uberwachungsstelle fiir die Fremdiiberwachung (§ 23 Absatz 2),

Uberwachungsstelle fur die Uberwachung nach § 16a Absatz 7 und § 25 Absatz 2 oder

Priifstelle fur die Uberpriifung nach § 16a Absatz 6 Satz 1 und § 25 Absatz 1 Satz 1

anerkennen, wenn sie oder die bei ihr Beschéftigten nach ihrer Ausbildung, Fachkenntnis, personlichen Zuverlas-
sigkeit, ihrer Unparteilichkeit und ihren Leistungen die Gewahr dafur bieten, dass diese Aufgaben den 6ffentlich-
rechtlichen Vorschriften entsprechend wahrgenommen werden, und wenn sie tber die erforderlichen Vorrichtun-
gen verfuigen. Satz 1 ist entsprechend auf Behorden anzuwenden, wenn sie ausreichend mit geeigneten Fachkréften
besetzt und mit den erforderlichen Vorrichtungen ausgestattet sind. Die Anerkennung von Prif-, Zertifizierungs-
und Uberwachungsstellen anderer Lénder der Bundesrepublik Deutschland gilt auch im Land Brandenburg.
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8 25 Besondere Sachkunde- und Sorgfaltsanforderungen

(1) Bei Bauprodukten, deren Herstellung in auRergewdhnlichem Maf von der Sachkunde und Erfahrung der damit
betrauten Personen oder von einer Ausstattung mit besonderen Vorrichtungen abhéngt, kann in der allgemeinen
bauaufsichtlichen Zulassung, in der Zustimmung im Einzelfall oder durch Rechtsverordnung der obersten Bauauf-
sichtsbehorde vorgeschrieben werden, dass die Herstellerin oder der Hersteller (iber solche Fachkrafte und Vor-
richtungen verfugt und den Nachweis hiertiber gegeniiber einer Prifstelle nach § 24 Satz 1 Nummer 6 zu erbringen
hat. In der Rechtsverordnung kdnnen Mindestanforderungen an die Ausbildung, die durch Prifung nachzuwei-
sende Beféhigung und die Ausbildungsstétten einschlieRlich der Anerkennungsvoraussetzungen gestellt werden.

(2) Fur Bauprodukte, die wegen ihrer besonderen Eigenschaften oder ihres besonderen Verwendungszwecks einer
auBergewohnlichen Sorgfalt bei Einbau, Transport, Instandhaltung oder Reinigung bedirfen, kann in der allge-
meinen bauaufsichtlichen Zulassung, in der Zustimmung im Einzelfall oder durch Rechtsverordnung der obersten
Bauaufsichtsbehorde die Uberwachung dieser Tatigkeiten durch eine Uberwachungsstelle nach § 24 Satz 1 Num-
mer 5 vorgeschrieben werden, soweit diese Tatigkeiten nicht bereits durch die Verordnung (EU) Nr. 305/2011
erfasst sind.



Abschnitt 4 — Brandverhalten von Baustoffen und Bauteilen; Wande, Decken, Dacher

826 Allgemeine Anforderungen an das Brandverhalten von Baustoffen und Bauteilen

(1) Baustoffe werden nach den Anforderungen an ihr Brandverhalten unterschieden in
1. nichtbrennbare,

2. schwerentflammbare,

3. normalentflammbare.

Baustoffe, die nicht mindestens normalentflammbar sind (leichtentflammbare Baustoffe), diirfen nicht verwendet
werden; dies gilt nicht, wenn sie in Verbindung mit anderen Baustoffen nicht leichtentflammbar sind.

(2) Bauteile werden nach den Anforderungen an ihre Feuerwiderstandsfahigkeit unterschieden in
1. feuerbestandige,

2. hochfeuerhemmende,

3. feuerhemmende;

die Feuerwiderstandsfahigkeit bezieht sich bei tragenden und aussteifenden Bauteilen auf deren Standsicherheit
im Brandfall, bei raumabschlieenden Bauteilen auf deren Widerstand gegen die Brandausbreitung. Bauteile wer-
den zuséatzlich nach dem Brandverhalten ihrer Baustoffe unterschieden in

1. Bauteile aus nichtbrennbaren Baustoffen,

2. Bauteile, deren tragende und aussteifende Teile aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen und die bei raum-
abschlieenden Bauteilen zusétzlich eine in Bauteilebene durchgehende Schicht aus nichtbrennbaren Baustof-
fen haben,

3. Bauteile, deren tragende und aussteifende Teile aus brennbaren Baustoffen bestehen und die allseitig eine
brandschutztechnisch wirksame Bekleidung aus nichtbrennbaren Baustoffen (Brandschutzbekleidung) und
Dammstoffe aus nichtbrennbaren Baustoffen haben,

4. Bauteile aus brennbaren Baustoffen.

Soweit in diesem Gesetz oder in Vorschriften aufgrund dieses Gesetzes nichts anderes bestimmt ist, missen
1. Bauteile, die feuerbestandig sein mussen, mindestens den Anforderungen des Satzes 2 Nummer 2,

2. Bauteile, die hochfeuerhemmend sein mussen, mindestens den Anforderungen des Satzes 2 Nummer 3

entsprechen. Abweichend von Satz 3 sind andere Bauteile, die feuerbestandig oder hochfeuerhemmend sein mus-
sen, aus brennbaren Baustoffen zuldssig, sofern sie den Technischen Baubestimmungen nach § 86a entsprechen.
Satz 4 gilt nicht fir Wande nach § 30 Absatz 3 Satz 1 und Wénde nach 8 35 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1.

§ 27 Tragende Wande, Stiitzen

(1) Tragende und aussteifende Wande und Stiitzen mussen im Brandfall ausreichend lang standsicher sein. Sie
mussen

1. in Geb&uden der Geb&udeklasse 5 feuerbestandig,

2. in Gebduden der Gebaudeklasse 4 hochfeuerhemmend,
3. in Gebduden der Gebaudeklassen 2 und 3 feuerhemmend
sein. Satz 2 gilt

1. fir Geschosse im Dachraum nur, wenn dariiber noch Aufenthaltsrdume mdglich sind; § 29 Absatz 4 bleibt
unbertihrt,

2. fur Balkone nur, wenn sie Teil des Rettungsweges sind,
3. fur offene Génge nur, wenn sie als notwendige Flure dienen.

(2) Im Kellergeschoss mussen tragende und aussteifende Wande und Stiitzen
1. in Gebéauden der Gebéaudeklassen 3 bis 5 feuerbestandig,
2. in Gebduden der Gebdudeklassen 1 und 2 feuerhemmend sein.



828 AuRenwande

(1) Auenwande und AuRenwandteile wie Briistungen und Schiirzen sind so auszubilden, dass eine Brandausbrei-
tung auf und in diesen Bauteilen ausreichend lang begrenzt ist.

(2) Nichttragende AuBenwénde und nichttragende Teile tragender AuBenwande miissen aus nichtbrennbaren Bau-
stoffen bestehen; sie sind aus brennbaren Baustoffen zuldssig, wenn sie als raumabschlielende Bauteile feuerhem-
mend sind. Satz 1 gilt nicht fur

1. Tdirenund Fenster,
2. Fugendichtungen und
3. brennbare Dammstoffe in nichtbrennbaren geschlossenen Profilen der AuRenwandkonstruktionen.

(3) Oberflachen von AulRenwanden sowie AufRenwandbekleidungen missen einschlieBlich der D&mmstoffe und
Unterkonstruktionen schwerentflammbar sein; Unterkonstruktionen aus normalentflammbaren Baustoffen sind
zuléssig, wenn die Anforderungen nach Absatz 1 erfullt sind. Balkonbekleidungen, die tiber die erforderliche Um-
wehrungshdhe hinaus hochgefiihrt werden, und mehr als zwei Geschosse uberbriickende Solaranlagen an AuRen-
wanden missen schwerentflammbar sein. Baustoffe, die schwerentflammbar sein missen, in Bauteilen nach
Satz 1 Halbsatz 1 und Satz 2 durrfen nicht brennend abfallen oder abtropfen.

(4) Bei AuRenwandkonstruktionen mit geschossiibergreifenden Hohl- oder Luftrdumen wie hinterlifteten Aulien-
wandbekleidungen sind gegen die Brandausbreitung besondere VVorkehrungen zu treffen. Satz 1 gilt fir Doppel-
fassaden entsprechend.

(5) Die Absatze 2, 3 und 4 Satz 1 gelten nicht fiir Gebdude der Gebaudeklassen 1 bis 3; Absatz 4 Satz 2 gilt nicht
fur Geb&ude der Gebdudeklassen 1 und 2. Abweichend von Absatz 3 sind hinterliiftete Auenwandbekleidungen,
die den Technischen Baubestimmungen nach § 86a entsprechen, mit Ausnahme der Ddmmstoffe, aus normalent-
flammbaren Baustoffen zul&ssig.

829 Trennwande

(1) Trennwénde nach Absatz 2 mussen als raumabschlieBende Bauteile von Raumen oder Nutzungseinheiten in-
nerhalb von Geschossen ausreichend lang widerstandsféahig gegen die Brandausbreitung sein.

(2) Trennwénde sind erforderlich

1. zwischen Nutzungseinheiten sowie zwischen Nutzungseinheiten und anders genutzten Raumen, ausgenom-
men notwendigen Fluren,

2. zum Abschluss von Raumen mit Explosions- oder erhéhter Brandgefahr,
3. zwischen Aufenthaltsrdumen und anders genutzten Rdumen im Kellergeschoss.

(3) Trennwénde nach Absatz 2 Nummer 1 und 3 mussen die Feuerwiderstandsféhigkeit der tragenden und ausstei-
fenden Bauteile des Geschosses haben, jedoch mindestens feuerhemmend sein. Trennwande nach Absatz 2 Num-
mer 2 missen feuerbesténdig sein.

(4) Die Trennwénde nach Absatz 2 sind bis zur Rohdecke, im Dachraum bis unter die Dachhaut zu fiihren; werden
in Dachrdumen Trennwdnde nur bis zur Rohdecke gefiihrt, ist diese Decke als raumabschlieRendes Bauteil ein-
schlieBlich der sie tragenden und aussteifenden Bauteile feuerhemmend herzustellen.

(5) Offnungen in Trennwénden nach Absatz 2 sind nur zulassig, wenn sie auf die fiir die Nutzung erforderliche
Zahl und GroRe beschrankt sind; sie missen feuerhemmende, dicht- und selbstschlieRende Abschlisse haben.

(6) Die Absatze 1 bis 5 gelten nicht fiir Wohngebaude der Gebaudeklassen 1 und 2.

§ 30 Brandwiande

(1) Brandwénde missen als raumabschlieRende Bauteile zum Abschluss von Gebauden (Geb&dudeabschlusswand)
oder zur Unterteilung von Gebduden in Brandabschnitte (innere Brandwand) ausreichend lang die Brandausbrei-
tung auf andere Gebdaude oder Brandabschnitte verhindern.



(2) Brandwénde sind erforderlich

1. als Gebaudeabschlusswand, ausgenommen von Gebauden ohne Aufenthaltsrdume und ohne Feuerstatten mit
nicht mehr als 50 Kubikmeter Brutto-Rauminhalt, wenn diese Abschlusswénde an oder mit einem Abstand
von weniger als 2,50 Meter gegenliber der Grundstiicksgrenze errichtet werden, es sei denn, dass ein Abstand
von mindestens 5 Meter zu bestehenden oder nach den baurechtlichen Vorschriften zuldssigen kiinftigen Ge-
bé&uden gesichert ist,

2. als innere Brandwand zur Unterteilung ausgedehnter Gebéaude in Abstdnden von nicht mehr als 40 Meter,

3. als innere Brandwand zur Unterteilung landwirtschaftlich genutzter Geb&ude sowie sonstiger Geb&ude zur
Tierhaltung, ausgenommen (berdachte Tierhaltungsflachen, in Brandabschnitte von nicht mehr als
10 000 Kubikmeter Brutto-Rauminhalt,

4. als Geb&dudeabschlusswand zwischen Wohngeb&uden und angebauten landwirtschaftlich genutzten Gebauden
sowie als innere Brandwand zwischen dem Wohnteil und dem landwirtschaftlich genutzten Teil eines Gebau-
des.

(3) Brandwénde mussen auch unter zusatzlicher mechanischer Beanspruchung feuerbestandig sein und aus nicht-
brennbaren Baustoffen bestehen. Anstelle von Brandwénden sind in den Féllen des Absatzes 2 Nummer 1 bis 3
zuléssig

1. fir Gebé&ude der Gebdudeklasse 4 Wénde, die auch unter zusatzlicher mechanischer Beanspruchung hochfeu-
erhemmend sind,

2. fir Gebadude der Gebaudeklassen 1 bis 3 hochfeuerhemmende Wande,

3. flr Gebaude der Gebdudeklassen 1 bis 3 Gebaudeabschlusswande, die jeweils von innen nach auRen die Feu-
erwiderstandsfahigkeit der tragenden und aussteifenden Teile des Geb&udes, mindestens jedoch feuerhem-
mende Bauteile, und von aufien nach innen die Feuerwiderstandsfahigkeit feuerbestdndiger Bauteile haben.

In den Fallen des Absatzes 2 Nummer 4 sind anstelle von Brandwanden feuerbestandige Wande zul&ssig, wenn
der Brutto-Rauminhalt des landwirtschaftlich genutzten Gebaudes oder Gebéudeteils nicht groRer als 2 000 Ku-
bikmeter ist.

(4) Brandwénde mussen bis zur Bedachung durchgehen und in allen Geschossen Ubereinander angeordnet sein.
Abweichend davon durfen anstelle innerer Brandwande Wande geschossweise versetzt angeordnet werden, wenn

1. die Wande im Ubrigen Absatz 3 Satz 1 entsprechen,

2. die Decken, soweit sie in Verbindung mit diesen Wanden stehen, feuerbestandig sind, aus nichtbrennbaren
Baustoffen bestehen und keine Offnungen haben,

3. die Bauteile, die diese Wande und Decken unterstiitzen, feuerbestandig sind und aus nichtbrennbaren Bau-
stoffen bestehen,

4. die AuBenwande in der Breite des Versatzes in dem Geschoss oberhalb oder unterhalb des Versatzes feuerbe-
standig sind und

5. Offnungen in den AuRenwénden im Bereich des Versatzes so angeordnet oder andere Vorkehrungen so ge-
troffen sind, dass eine Brandausbreitung in andere Brandabschnitte nicht zu beflirchten ist.

(5) Brandwande sind 0,30 Meter Uber die Bedachung zu fiihren oder in Hohe der Dachhaut mit einer beiderseits
0,50 Meter auskragenden feuerbestandigen Platte aus nichtbrennbaren Baustoffen abzuschlieBen; dariiber diirfen
brennbare Teile des Daches nicht hinweggefiihrt werden. Bei Gebauden der Gebaudeklassen 1 bis 3 sind Brand-
wande mindestens bis unter die Dachhaut zu fihren. Verbleibende Hohlrdume sind vollstdndig mit nichtbrennba-
ren Baustoffen auszufullen.

(6) Mussen Gebdude oder Geb&udeteile, die Uiber Eck zusammenstoRRen, durch eine Brandwand getrennt werden,
so muss der Abstand dieser Wand von der inneren Ecke mindestens 5 Meter betragen; das gilt nicht, wenn der
Winkel der inneren Ecke mehr als 120 Grad betrdgt oder mindestens eine AufRenwand auf 5 Meter Lénge als
offnungslose feuerbestdndige Wand aus nichtbrennbaren Baustoffen, bei Gebauden der Gebaudeklassen 1 bis 4
als 6ffnungslose hochfeuerhemmende Wand ausgebildet ist.

(7) Bauteile mit brennbaren Baustoffen dirfen Gber Brandwénde nicht hinweggefiihrt werden. Bei AuRenwand-
konstruktionen, die eine seitliche Brandausbreitung beglinstigen kdnnen, wie hinterliftete AuRenwandbekleidun-
gen oder Doppelfassaden, sind gegen die Brandausbreitung im Bereich der Brandwande besondere VVorkehrungen
zu treffen. AuBenwandbekleidungen von Gebadudeabschlusswéanden missen einschlielich der Ddmmstoffe und
Unterkonstruktionen nichtbrennbar sein. Bauteile diirfen in Brandwénde nur soweit eingreifen, dass deren Feuer-
widerstandsfahigkeit nicht beeintrachtigt wird; fur Leitungen, Leitungsschlitze und Schornsteine gilt dies entspre-
chend.



(8) Offnungen in Brandwénden sind unzulassig. Sie sind in inneren Brandwénden nur zulissig, wenn sie auf die
fiir die Nutzung erforderliche Zahl und GroRe beschrankt sind; die Offnungen miissen feuerbestandige, dicht- und
selbstschlieRende Abschliisse haben.

(9) In inneren Brandwanden sind feuerbestandige Verglasungen nur zuldssig, wenn sie auf die flir die Nutzung
erforderliche Zahl und GroRe beschrénkt sind.

(10) Absatz 2 Nummer 1 gilt nicht fir seitliche Wénde von Vorbauten im Sinne des § 6 Absatz 6, wenn sie von
dem Nachbargeb&ude oder der Nachbargrenze einen Abstand einhalten, der ihrer eigenen Ausladung entspricht,
mindestens jedoch 1 Meter betragt.

(11) Die Absétze 4 bis 10 gelten entsprechend auch fir Wénde, die nach Absatz 3 Satz 2 und 3 anstelle von
Brandwénden zul&ssig sind.

831 Decken

(1) Decken mssen als tragende und raumabschlieBende Bauteile zwischen Geschossen im Brandfall ausreichend
lang standsicher und widerstandsfahig gegen die Brandausbreitung sein. Sie missen

1. in Gebéduden der Gebaudeklasse 5 feuerbestandig,

2. in Gebduden der Gebaudeklasse 4 hochfeuerhemmend,
3. in Gebduden der Geb&udeklassen 2 und 3 feuerhemmend
sein. Satz 2 gilt

1. fir Geschosse im Dachraum nur, wenn dariiber Aufenthaltsrdume méglich sind; § 29 Absatz 4 bleibt unbe-
rihrt,

2. fir Balkone nur, wenn sie Teil des Rettungsweges sind,
3. flr offene Gange nur, wenn sie als notwendige Flure dienen.

(2) Im Kellergeschoss miissen Decken

1. in Gebéuden der Geb&udeklassen 3 bis 5 feuerbesténdig,
2. in Gebduden der Gebdudeklassen 1 und 2 feuerhemmend
sein. Decken missen feuerbesténdig sein

1. unter und Uber R&umen mit Explosions- oder erhdhter Brandgefahr, ausgenommen in Wohngebauden der
Gebdaudeklassen 1 und 2,

2. zwischen dem landwirtschaftlich genutzten Teil und dem Wohnteil eines Geb&audes.

(3) Der Anschluss der Decken an die AuBenwand ist so herzustellen, dass er den Anforderungen aus Absatz 1 Satz
1 gentgt.

(4) Offnungen in Decken, fiir die eine Feuerwiderstandsfihigkeit vorgeschrieben ist, sind nur zuléssig
1. in Gebduden der Gebaudeklassen 1 und 2,

2. innerhalb derselben Nutzungseinheit mit nicht mehr als insgesamt 400 Quadratmeter Grundflache in nicht
mehr als zwei Geschossen,

3. im Ubrigen, wenn sie auf die fiir die Nutzung erforderliche Zahl und GroRe beschrankt sind und Abschliisse
mit der Feuerwiderstandsfahigkeit der Decke haben.

§ 32 Dacher

(1) Bedachungen miissen gegen eine Brandbeanspruchung von aufien durch Flugfeuer und strahlende Warme aus-
reichend lang widerstandsféhig sein (harte Bedachung).



(2) Bedachungen, die die Anforderungen nach Absatz 1 nicht erfiillen, sind zul&ssig bei Gebduden der Geb&ude-
klassen 1 bis 3, wenn die Gebdude

1. einen Abstand von der Grundstiicksgrenze von mindestens 12 Meter,
2. von Gebauden auf demselben Grundstiick mit harter Bedachung einen Abstand von mindestens 15 Meter,

3. von Gebdauden auf demselben Grundstiick mit Bedachungen, die die Anforderungen nach Absatz 1 nicht er-
fiillen, einen Abstand von mindestens 24 Meter,

4. von Gebauden auf demselben Grundstiick ohne Aufenthaltsraume und ohne Feuerstdtten mit nicht mehr als
50 Kubikmeter Brutto-Rauminhalt einen Abstand von mindestens 5 Meter

einhalten. Soweit Gebaude nach Satz 1 Abstand halten missen, geniigt bei Wohngeb&uden der Geb&udeklassen 1
und 2 in den Fallen

1. der Nummer 1 ein Abstand von mindestens 6 Meter,
2. der Nummer 2 ein Abstand von mindestens 9 Meter,
3. der Nummer 3 ein Abstand von mindestens 12 Meter.

(3) Die Abséatze 1 und 2 gelten nicht flr
1. Gebéaude ohne Aufenthaltsraume und ohne Feuerstatten mit nicht mehr als 50 Kubikmeter Brutto-Rauminhalt,

2. lichtdurchlassige Bedachungen aus nichtbrennbaren Baustoffen; brennbare Fugendichtungen und brennbare
Dammstoffe in nichtbrennbaren Profilen sind zuldssig,

3. Dachflachenfenster, Oberlichte und Lichtkuppeln von Wohngeb&uden,
4. Eingangsiberdachungen und Vordacher aus nichtbrennbaren Baustoffen,
5. Eingangstberdachungen aus brennbaren Baustoffen, wenn die Eingédnge nur zu Wohnungen fiihren.

(4) Abweichend von den Absétzen 1 und 2 sind
1. lichtdurchléssige Teilflachen aus brennbaren Baustoffen in Bedachungen nach Absatz 1 und
2. begriinte Bedachungen

zuléssig, wenn eine Brandentstehung bei einer Brandbeanspruchung von aufRen durch Flugfeuer und strahlende
Warme nicht zu befiirchten ist oder Vorkehrungen hiergegen getroffen werden.

(5) Dachuberstande, Dachgesimse und Dachaufbauten, lichtdurchléssige Bedachungen, Dachflachenfenster,
Lichtkuppeln, Oberlichte und Solaranlagen sind so anzuordnen und herzustellen, dass Feuer nicht auf andere Ge-
baudeteile und Nachbargrundstiicke tbertragen werden kann. VVon Brandwénden und von Wanden, die anstelle
von Brandwaénden zuléssig sind, missen folgende Abstande eingehalten werden:

1. ohne Abstand

a) Dachflachenfenster, Oberlichte, Lichtkuppeln und Offnungen in der Bedachung, wenn die Wande nach
Halbsatz 1 mindestens 30 Zentimeter (iber die Bedachung geftihrt sind,

b) Solaranlagen, Dachgauben und ahnliche Dachaufbauten aus brennbaren Baustoffen, wenn sie durch die
Wande nach Halbsatz 1 gegen Brandiibertragung geschditzt sind,

2. mindestens 0,50 Meter

Solaranlagen, die mit maximal 30 Zentimeter Hohe tber der Dachhaut installiert oder im Dach integriert sind,
wenn sie nicht unter Nummer 1 Buchstabe b fallen,

3. mindestens 1,25 Meter

a) Dachflachenfenster, Oberlichte, Lichtkuppeln und Offnungen in der Bedachung, die nicht unter
Nummer 1 Buchstabe a fallen,

b) Dachgauben und &hnliche Dachaufbauten, wenn sie nicht unter Nummer 1 Buchstabe b fallen,
c) Solaranlagen, die nicht unter Nummer 1 Buchstabe b und Nummer 2 fallen.

(6) Décher von traufseitig aneinandergebauten Geb&uden mussen als raumabschliefiende Bauteile fiir eine Brand-
beanspruchung von innen nach auBen einschlieRlich der sie tragenden und aussteifenden Bauteile feuerhemmend
sein. Offnungen in diesen Dachflachen missen waagerecht gemessen mindestens 2 Meter von der Brandwand oder
der Wand, die anstelle der Brandwand zul&ssig ist, entfernt sein.

(7) Déacher von Anbauten, die an AuRenwinde mit Offnungen oder ohne Feuerwiderstandsfahigkeit anschlieRen,
mussen innerhalb eines Abstands von 5 Meter von diesen Wénden als raumabschlieRende Bauteile fur eine Brand-
beanspruchung von innen nach auBen einschlielich der sie tragenden und aussteifenden Bauteile die Feuerwider-
standsfahigkeit der Decken des Gebdudeteils haben, an den sie angebaut werden. Dies gilt nicht fir Anbauten an



Wohngebéude der Geb&udeklassen 1 bis 3.
(8) Fiir vom Dach aus vorzunehmende Arbeiten sind sicher benutzbare Vorrichtungen anzubringen.

(9) Soweit geneigte Dacher an Verkehrsflachen angrenzen, miissen sie Vorrichtungen zum Schutz gegen das Her-
abfallen von Schnee und Eis haben.

8§ 32a Photovoltaikanlagen fur die Stromerzeugung auf Dachern

(1) Bei der Errichtung von Gebduden, die mindestens eine Dachflache von 50 Quadratmeter aufweisen, sind min-
destens 50 Prozent der Dachflache mit Photovoltaikanlagen auszustatten. Die Verpflichtung nach Satz 1 besteht
ab dem 1. Juni 2024 auch bei vollstandiger Erneuerung der Dachhaut. Satz 1 gilt, wenn der Antrag auf Baugeneh-
migung

1. bei Gebéuden, die Uberwiegend 6ffentlich genutzt werden, ab dem 1. Juni 2024 und

2. bei Gebauden, die Uberwiegend gewerblich genutzt werden, ab dem 1. Juni 2024

bei der Bauaufsichtshehdrde eingeht.

(2) Bei der Errichtung einer fir eine Solarnutzung geeigneten offenen Stellplatzanlage, welche einem Geb&ude
dient, bei dem es sich nicht um ein Wohngebdude handelt, mit mehr als 35 Stellplatzen fiir Kraftfahrzeuge ist tiber
der fur eine Solarnutzung geeigneten offenen Stellplatzflache eine Photovoltaikanlage zu installieren, wenn der
Antrag auf Baugenehmigung ab dem 1. Juni 2024 bei der Bauaufsichtsbehorde eingeht. Die Installation einer
solarthermischen Anlage zur Wérmeerzeugung steht der Erfiillung nach Satz 1 gleich.

(3) Die Pflichten nach den Absatzen 1 und 2 entfallen,
1. wenn ihre Erfillung im Einzelfall
a) anderen offentlich-rechtlichen Pflichten widerspricht,
b) technisch unmdéglich ist oder
c) wirtschaftlich nicht vertretbar ist
oder
2. soweit auf der Dachflache solarthermische Anlagen errichtet werden sollen.

Die Bauaufsichtsbehérde kann fiir Parkplatze, insbesondere aus stadtebaulichen Griinden, Ausnahmen oder Be-
freiungen von den Anforderungen nach den Absétzen 1 und 2 erteilen.

Abschnitt 5 — Rettungswege, Offnungen, Umwehrungen

§ 33 Erster und zweiter Rettungsweg

(1) Fur Nutzungseinheiten mit mindestens einem Aufenthaltsraum, wie Wohnungen, Praxen, selbststandige Be-
triebsstatten, missen in jedem Geschoss mindestens zwei voneinander unabhéngige Rettungswege ins Freie vor-
handen sein; beide Rettungswege durfen jedoch innerhalb des Geschosses tiber denselben notwendigen Flur fiih-
ren.

(2) Fur Nutzungseinheiten nach Absatz 1, die nicht zu ebener Erde liegen, muss der erste Rettungsweg uber eine
notwendige Treppe filhren. Der zweite Rettungsweg kann eine weitere notwendige Treppe oder eine mit Rettungs-
geréten der Feuerwehr erreichbare Stelle der Nutzungseinheit sein. Ein zweiter Rettungsweg ist nicht erforderlich,
wenn die Rettung tber einen sicher erreichbaren Treppenraum méglich ist, in den Feuer und Rauch nicht eindrin-
gen kdnnen (Sicherheitstreppenraum).

(3) Gebéude, deren zweiter Rettungsweg lber Rettungsgeréte der Feuerwehr fiihrt und bei denen die Oberkante
der Bristung von zum Anleitern bestimmten Fenstern oder Stellen mehr als 8 Meter tiber der Geldndeoberflache
liegt, durfen nur errichtet werden, wenn die Feuerwehr tber die erforderlichen Rettungsgerate wie Hubrettungs-
fahrzeuge verfligt. Bei Sonderbauten ist der zweite Rettungsweg Uber Rettungsgerate der Feuerwehr nur zuldssig,
wenn keine Bedenken wegen der Personenrettung bestehen.



§34 Treppen

(1) Jedes nicht zu ebener Erde liegende Geschoss und der benutzbare Dachraum eines Gebaudes miissen (ber
mindestens eine Treppe zuganglich sein (notwendige Treppe). Statt notwendiger Treppen sind Rampen mit flacher
Neigung zulassig.

(2) Einschiebbare Treppen und Rolltreppen sind als notwendige Treppen unzuléssig. In Gebduden der Gebaude-
klassen 1 und 2 sind einschiebbare Treppen und Leitern als Zugang zu einem Dachraum ohne Aufenthaltsraum
zulassig.

(3) Notwendige Treppen sind in einem Zuge zu allen angeschlossenen Geschossen zu fiihren; sie miissen mit den
Treppen zum Dachraum unmittelbar verbunden sein. Dies gilt nicht fur Treppen

1. in Gebduden der Gebaudeklassen 1 bis 3,
2. nach § 35 Absatz 1 Satz 3 Nummer 2.

(4) Die tragenden Teile notwendiger Treppen missen

1. in Gebéuden der Gebdudeklasse 5 feuernemmend und aus nichtbrennbaren Baustoffen,
2. in Gebduden der Gebaudeklasse 4 aus nichtbrennbaren Baustoffen,

3. in Gebduden der Geb&udeklasse 3 aus nichtbrennbaren Baustoffen oder feuerhemmend

sein. Tragende Teile von AuRentreppen nach § 35 Absatz 1 Satz 3 Nummer 3 fiir Gebdude der Geb&udeklassen 3
bis 5 miissen aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen.

(5) Die nutzbare Breite der Treppenldaufe und Treppenabsatze notwendiger Treppen muss flir den groBten zu er-
wartenden Verkehr ausreichen.

(6) Treppen missen einen festen und griffsicheren Handlauf haben. Fir Treppen sind Handldufe auf beiden Seiten
und Zwischenhandldufe vorzusehen, soweit die Verkehrssicherheit dies erfordert.

(7) Eine Treppe darf nicht unmittelbar hinter einer Tur beginnen, die in Richtung der Treppe aufschlagt; zwischen
Treppe und Tr ist ein ausreichender Treppenabsatz anzuordnen.

8 35 Notwendige Treppenrdume, Ausgange

(1) Jede notwendige Treppe muss zur Sicherstellung der Rettungswege aus den Geschossen ins Freie in einem
eigenen, durchgehenden Treppenraum liegen (notwendiger Treppenraum). Notwendige Treppenrdume missen so
angeordnet und ausgebildet sein, dass die Nutzung der notwendigen Treppen im Brandfall ausreichend lang még-
lich ist. Notwendige Treppen sind ohne eigenen Treppenraum zuldssig

1. in Gebauden der Gebaudeklassen 1 und 2,

2. fur die Verbindung von héchstens zwei Geschossen innerhalb derselben Nutzungseinheit von insgesamt nicht
mehr als 200 Quadratmeter Grundflache, wenn in jedem Geschoss ein anderer Rettungsweg erreicht werden
kann,

3. als Aulentreppe, wenn ihre Nutzung ausreichend sicher ist und im Brandfall nicht gefahrdet werden kann.

(2) Von jeder Stelle eines Aufenthaltsraumes sowie eines Kellergeschosses muss mindestens ein Ausgang in einen
notwendigen Treppenraum oder ins Freie in hochstens 35 Meter Entfernung erreichbar sein. Ubereinanderliegende
Kellergeschosse miissen jeweils mindestens zwei Ausgange in notwendige Treppenrdume oder ins Freie haben.
Sind mehrere notwendige Treppenrdume erforderlich, miissen sie so verteilt sein, dass sie mdglichst entgegenge-
setzt liegen und dass die Rettungswege mdglichst kurz sind.

(3) Jeder notwendige Treppenraum muss einen unmittelbaren Ausgang ins Freie haben. Sofern der Ausgang eines
notwendigen Treppenraumes nicht unmittelbar ins Freie flhrt, muss der Raum zwischen dem notwendigen Trep-
penraum und dem Ausgang ins Freie

1. mindestens so breit sein wie die dazugehérigen Treppenlaufe,

2. Wénde haben, die die Anforderungen an die Wande des Treppenraumes erfiillen,
3. rauchdichte und selbstschlieBende Abschliisse zu notwendigen Fluren haben und
4. ohne Offnungen zu anderen Rdumen, ausgenommen zu notwendigen Fluren, sein.



(4) Die Wénde notwendiger Treppenrdume mussen als raumabschlielende Bauteile
1. in Gebéuden der Geb&udeklasse 5 die Bauart von Brandwénden haben,

2. in Gebduden der Gebaudeklasse 4 auch unter zusatzlicher mechanischer Beanspruchung hochfeuerhemmend
und

3. in Gebauden der Gebaudeklasse 3 feuerhemmend sein.

Dies ist nicht erforderlich fur AuBenwande von Treppenrdumen, die aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen und
durch andere an diese AuRenwénde anschlieRende Gebaudeteile im Brandfall nicht gefahrdet werden kénnen. Der
obere Abschluss notwendiger Treppenrdaume muss als raumabschlieendes Bauteil die Feuerwiderstandsfahigkeit
der Decken des Gebdudes haben; dies gilt nicht, wenn der obere Abschluss das Dach ist und die Treppenraum-
wande bis unter die Dachhaut reichen.

(5) In notwendigen Treppenrdumen und in R&umen nach Absatz 3 Satz 2 miissen
1. Bekleidungen, Putze, Dammstoffe, Unterdecken und Einbauten aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen,

2. Wénde und Decken aus brennbaren Baustoffen eine Bekleidung aus nichtbrennbaren Baustoffen in ausrei-
chender Dicke haben,

3. Bodenbeldge, ausgenommen Gleitschutzprofile, aus mindestens schwerentflammbaren Baustoffen bestehen.

(6) In notwendigen Treppenraumen miissen Offnungen

1. zu Kellergeschossen, zu nicht ausgebauten Dachraumen, Werkstatten, Laden, Lager- und dhnlichen Rd&umen
sowie zu sonstigen R&umen und Nutzungseinheiten mit einer Fldche von mehr als 200 Quadratmeter Grund-
flache, ausgenommen Wohnungen, mindestens feuerhemmende, rauchdichte und selbstschlielende Ab-
schlusse,

2. zu notwendigen Fluren rauchdichte und selbstschlieRende Abschliisse,
3. zusonstigen Raumen und Nutzungseinheiten mindestens dicht- und selbstschlieBende Abschlisse

haben. Die Feuerschutz- und Rauchschutzabschliisse dirfen lichtdurchléssige Seitenteile und Oberlichte enthalten,
wenn der Abschluss insgesamt nicht breiter als 2,50 Meter ist.

(7) Notwendige Treppenrdume missen zu beleuchten sein. Notwendige Treppenrdume ohne Fenster missen in
Gebaduden mit einer Hohe nach § 2 Absatz 3 Satz 2 von mehr als 13 Meter eine Sicherheitsbeleuchtung haben.

(8) Notwendige Treppenraume missen beliiftet und zur Unterstiitzung wirksamer Léscharbeiten entraucht werden
kdnnen. Sie mussen

1. in jedem oberirdischen Geschoss unmittelbar ins Freie filhrende Fenster mit einem freien Querschnitt von
mindestens 0,50 Quadratmeter haben, die ge6ffnet werden kénnen, oder

2. an der obersten Stelle eine Offnung zur Rauchableitung haben.

In den Fallen des Satzes 2 Nummer 1 ist in Geb4uden der Gebzudeklasse 5 an der obersten Stelle eine Offnung
zur Rauchableitung erforderlich; in den Féllen des Satzes 2 Nummer 2 sind in Gebduden der Gebdudeklassen 4
und 5, soweit dies zur Erflillung der Anforderungen nach Satz 1 erforderlich ist, besondere VVorkehrungen zu tref-
fen. Offnungen zur Rauchableitung nach den Satzen 2 und 3 miissen in jedem Treppenraum einen freien Quer-
schnitt von mindestens 1 Quadratmeter und Vorrichtungen zum Offnen ihrer Abschliisse haben, die vom Erdge-
schoss sowie vom obersten Treppenabsatz aus bedient werden kénnen.

836 Notwendige Flure, offene Gange

(1) Flure, uber die Rettungswege aus Aufenthaltsrdumen oder aus Nutzungseinheiten mit Aufenthaltsrdumen zu
Ausgéangen in notwendige Treppenrdume oder ins Freie filhren (notwendige Flure), missen so angeordnet und
ausgebildet sein, dass die Nutzung im Brandfall ausreichend lang mdglich ist. Notwendige Flure sind nicht erfor-
derlich

1. in Wohngeb&uden der Geb&udeklassen 1 und 2,
2. insonstigen Gebduden der Gebdudeklassen 1 und 2, ausgenommen in Kellergeschossen,

3. innerhalb von Nutzungseinheiten mit nicht mehr als 200 Quadratmeter Grundflache und innerhalb von Woh-
nungen,

4. innerhalb von Nutzungseinheiten, die einer Biro- oder Verwaltungsnutzung dienen, mit nicht mehr als 400
Quadratmeter Grundflache; das gilt auch fiir Teile groRerer Nutzungseinheiten, wenn diese Teile nicht groRer
als 400 Quadratmeter Grundflache sind, Trennwande nach § 29 Absatz 2 Nummer 1 haben und jeder Teil
unabhéngig von anderen Teilen Rettungswege nach § 33 Absatz 1 hat.



(2) Notwendige Flure miissen so breit sein, dass sie fiir den groften zu erwartenden Verkehr ausreichen. In den
Fluren ist eine Folge von weniger als drei Stufen unzulassig.

(3) Notwendige Flure sind durch nichtabschlieBbare, rauchdichte und selbstschlieBende Abschliisse in Rauchab-
schnitte zu unterteilen. Die Rauchabschnitte sollen nicht langer als 30 Meter sein. Die Abschliisse sind bis an die
Rohdecke zu fihren; sie dirfen bis an die Unterdecke der Flure gefiihrt werden, wenn die Unterdecke feuerhem-
mend ist. Notwendige Flure mit nur einer Fluchtrichtung, die zu einem Sicherheitstreppenraum fiihren, diirfen
nicht langer als 15 Meter sein. Die Sétze 1 bis 4 gelten nicht flr offene Gange nach Absatz 5.

(4) Die Wande notwendiger Flure missen als raumabschlieBende Bauteile feuerhemmend sein. In Kellergeschos-
sen, deren tragende und aussteifende Bauteile feuerbestandig sein missen, mussen die Wénde notwendiger Flure
als raumabschlieBende Bauteile feuerbestandig sein. Die Wande sind bis an die Rohdecke zu flhren. Sie diirfen
bis an die Unterdecke der Flure gefuihrt werden, wenn die Unterdecke feuerhemmend und ein demjenigen nach
Satz 1 vergleichbarer Raumabschluss sichergestellt ist. Tiren in diesen Winden miissen dicht schlieRen; Offnun-
gen zu Lagerbereichen im Kellergeschoss miissen feuerhemmende, dicht- und selbstschliefende Abschliisse ha-
ben.

(5) Fur Wande und Bristungen notwendiger Flure mit nur einer Fluchtrichtung, die als offene Génge vor den
AuBenwanden angeordnet sind, gilt Absatz 4 entsprechend. Fenster sind in diesen AuRenwénden ab einer Briis-
tungshdéhe von 0,90 Meter zuldssig.

(6) In notwendigen Fluren sowie in offenen Géngen nach Absatz 5 missen
1. Bekleidungen, Putze, Unterdecken und Dammstoffe aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen,

2. Wénde und Decken aus brennbaren Baustoffen eine Bekleidung aus nichtbrennbaren Baustoffen in ausrei-
chender Dicke haben.

§ 37 Fenster, Tiren, sonstige Offnungen

(1) Konnen die Fensterflachen nicht gefahrlos vom Erdboden, vom Innern des Geb&udes, von Loggien oder Bal-
konen aus gereinigt werden, so sind Vorrichtungen wie Aufziige, Halterungen oder Stangen anzubringen, die eine
Reinigung von aulRen erméglichen.

(2) Glastiiren und andere Glasflachen, die bis zum FulRboden allgemein zugénglicher Verkehrsflachen herabrei-
chen, sind so zu kennzeichnen, dass sie leicht erkannt werden kénnen. Weitere SchutzmalRnahmen sind fur grofiere
Glasflachen vorzusehen, wenn dies die Verkehrssicherheit erfordert.

(3) Eingangsturen von Wohnungen, die tiber Aufziige erreichbar sein mussen, mussen eine lichte Durchgangsbreite
von mindestens 0,90 Meter haben.

(4) Jedes Kellergeschoss ohne Fenster muss mindestens eine Offnung ins Freie haben, um eine Rauchableitung zu
ermdglichen. Gemeinsame Kellerlichtschéchte fur Gbereinanderliegende Kellergeschosse sind unzul&ssig.

(5) Fenster, die als Rettungswege nach § 33 Absatz 2 Satz 2 dienen, miissen im Lichten mindestens 0,90 Meter x
1,20 Meter grof3 und nicht héher als 1,20 Meter (iber der FuRbodenoberkante angeordnet sein. Liegen diese Fenster
in Dachschrégen oder Dachaufbauten, so darf ihre Unterkante oder ein davor liegender Austritt von der Traufkante
horizontal gemessen nicht mehr als 1 Meter entfernt sein.

838 Umwehrungen

(1) In, an und auf baulichen Anlagen sind zu umwehren oder mit Bristungen zu versehen:

1. Flachen, die im Allgemeinen zum Begehen bestimmt sind und unmittelbar an mehr als 1 Meter tiefer liegende
Flachen angrenzen; dies gilt nicht, wenn die Umwehrung dem Zweck der Flachen widerspricht,

2. nicht begehbare Oberlichte und Glasabdeckungen in Flachen, die im Allgemeinen zum Begehen bestimmt
sind, wenn sie weniger als 0,50 Meter aus diesen Flachen herausragen,

3. Ddcher oder Dachteile, die zum auch nur zeitweiligen Aufenthalt von Menschen bestimmt sind,

4. Offnungen in begehbaren Decken sowie in Dachern oder Dachteilen nach Nummer 3, wenn sie nicht sicher
abgedeckt sind,



5. nicht begehbare Glasflachen in Decken sowie in Dachern oder Dachteilen nach Nummer 3,
6. die freien Seiten von Treppenlaufen, Treppenabsatzen und Treppendffnungen (Treppenaugen),

7. Kellerlichtschachte und Betriebsschéachte, die an Verkehrsflachen liegen, wenn sie nicht verkehrssicher abge-
deckt sind.

(2) In Verkehrsflachen liegende Kellerlichtschachte und Betriebsschachte sind in Héhe der Verkehrsflache ver-
kehrssicher abzudecken. An und in Verkehrsflachen liegende Abdeckungen miissen gegen unbefugtes Abheben
gesichert sein. Fenster, die unmittelbar an Treppen liegen und deren Briistungen unter der notwendigen Umweh-
rungshdéhe liegen, sind zu sichern.

(3) Fensterbriistungen von Flachen mit einer Absturzhéhe bis zu 12 Meter miissen mindestens 0,80 Meter, von
Flachen mit mehr als 12 Meter Absturzhthe mindestens 0,90 Meter hoch sein. Geringere Briistungshéhen sind
zuldssig, wenn durch andere Vorrichtungen wie Gelander die nach Absatz 4 vorgeschriebenen Mindesthéhen ein-
gehalten werden.

(4) Andere notwendige Umwehrungen mussen folgende Mindesthéhen haben:

1. Umwehrungen zur Sicherung von Offnungen in begehbaren Decken und Dachern sowie Umwehrungen von
Flachen mit einer Absturzhéhe von 1 Meter bis zu 12 Meter 0,90 Meter,

2. Umwehrungen von Flachen mit mehr als 12 Meter Absturzhéhe 1,10 Meter.

Abschnitt 6 — Technische Gebaudeausristung

8§39 Aufzlge

(1) Aufzlge im Innern von Gebduden mussen eigene Fahrschachte haben, um eine Brandausbreitung in andere
Geschosse ausreichend lang zu verhindern. In einem Fahrschacht diirfen bis zu drei Aufziige liegen. Aufzuge ohne
eigene Fahrschéchte sind zuldssig

1. innerhalb eines notwendigen Treppenraumes, ausgenommen in Hochh&usern,

2. innerhalb von Rdumen, die Geschosse Uberbriicken,

3. zur Verbindung von Geschossen, die offen miteinander in Verbindung stehen dirfen,
4. in Gebduden der Gebaudeklassen 1 und 2;

sie mussen sicher umkleidet sein.

(2) Die Fahrschachtwande mussen als raumabschlieRende Bauteile

1. in Gebéuden der Gebédudeklasse 5 feuerbestandig und aus nichtbrennbaren Baustoffen,
2. in Gebduden der Gebdudeklasse 4 hochfeuerhemmend,

3. in Gebduden der Gebaudeklasse 3 feuerhemmend

sein; Fahrschachtwande aus brennbaren Baustoffen missen schachtseitig eine Bekleidung aus nichtbrennbaren
Baustoffen in ausreichender Dicke haben. Fahrschachttiiren und andere Offnungen in Fahrschachtwéinden mit er-
forderlicher Feuerwiderstandsfahigkeit sind so herzustellen, dass die Anforderungen nach Absatz 1 Satz 1 nicht
beeintréchtigt werden.

(3) Fahrschachte miissen zu liiften sein und eine Offnung zur Rauchableitung mit einem freien Querschnitt von
mindestens 2,5 Prozent der Fahrschachtgrundfliche, mindestens jedoch 0,10 Quadratmeter haben. Diese Offnung
darf einen Abschluss haben, der im Brandfall selbsttatig 6ffnet und von mindestens einer geeigneten Stelle aus
bedient werden kann. Die Lage der Rauchaustrittséffnungen muss so gewahlt werden, dass der Rauchaustritt durch
Windeinfluss nicht beeintrachtigt wird.

(4) Geb&ude mit einer Héhe nach § 2 Absatz 3 Satz 2 von mehr als 13 Meter miissen Aufziige in ausreichender
Zahl haben; dies gilt nicht beim nachtréglichen Ausbau und der Nutzungsénderung des obersten Geschosses oder
bei der Aufstockung um bis zu zwei Geschosse. Aufenthaltsrdume im obersten Geschoss, die eine Nutzungseinheit
mit Aufenthaltsrdumen im darunterliegenden Geschoss bilden, sind nicht zu berticksichtigen. Von diesen Aufzii-
gen muss mindestens ein Aufzug Kinderwagen, Rollstiihle, Krankentragen und Lasten aufnehmen kénnen und
Haltestellen in allen Geschossen haben. Dieser Aufzug muss von der 6ffentlichen Verkehrsflache und von allen
Nutzungseinheiten in dem Gebaude aus stufenlos erreichbar sein. Haltestellen im obersten Geschoss, im Erdge-



schoss und in den Kellergeschossen sind nicht erforderlich, wenn sie nur unter besonderen Schwierigkeiten her-
gestellt werden kdénnen.

(5) Fahrkorbe zur Aufnahme einer Krankentrage miissen eine nutzbare Grundflache von mindestens 1,10 Meter x
2,10 Meter, zur Aufnahme eines Rollstuhls von mindestens 1,10 Meter x 1,40 Meter haben; Tilren missen eine
lichte Durchgangsbreite von mindestens 0,90 Meter haben. In einem Aufzug fiir Rollstihle und Krankentragen
darf der fiir Rollstiihle nicht erforderliche Teil der Fahrkorbgrundflache durch eine verschlieRbare Tir abgesperrt
werden. Vor den Aufziigen muss eine ausreichende Bewegungsflache vorhanden sein.

840 Leitungsanlagen, Installationsschachte und Installationskanale

(1) Leitungen dirfen durch raumabschlieende Bauteile, fiir die eine Feuerwiderstandsfahigkeit vorgeschrieben
ist, nur hindurchgefiihrt werden, wenn eine Brandausbreitung ausreichend lang nicht zu beftirchten ist oder Vor-
kehrungen hiergegen getroffen sind; dies gilt nicht

1. fiur Gebaude der Gebaudeklassen 1 und 2,
2. innerhalb von Wohnungen,

3. innerhalb derselben Nutzungseinheit mit nicht mehr als insgesamt 400 Quadratmeter in nicht mehr als zwei
Geschossen.

(2) In notwendigen Treppenrdumen, in R4umen nach § 35 Absatz 3 Satz 2 und in notwendigen Fluren sind Lei-
tungsanlagen nur zuldssig, wenn eine Nutzung als Rettungsweg im Brandfall ausreichend lang méglich ist.

(3) Fir Installationsschéchte und -kandle gelten Absatz 1 sowie § 41 Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 entsprechend.

841 Luftungsanlagen

(1) Luftungsanlagen missen betriebssicher und brandsicher sein; sie dirfen den ordnungsgeméfRen Betrieb von
Feuerungsanlagen nicht beeintrachtigen.

(2) Luftungsleitungen sowie deren Bekleidungen und Dammstoffe missen aus nichtbrennbaren Baustoffen beste-
hen; brennbare Baustoffe sind zuldssig, wenn ein Beitrag der Luftungsleitung zur Brandentstehung und Brandwei-
terleitung nicht zu befurchten ist. LUftungsleitungen durfen raumabschlielende Bauteile, fiir die eine Feuerwider-
standsfahigkeit vorgeschrieben ist, nur Uberbriicken, wenn eine Brandausbreitung ausreichend lang nicht zu be-
furchten ist oder wenn Vorkehrungen hiergegen getroffen sind.

(3) Luftungsanlagen sind so herzustellen, dass sie Gertiche und Staub nicht in andere R&ume Ubertragen.

(4) Luftungsanlagen dirfen nicht in Abgasanlagen eingefiihrt werden; die gemeinsame Nutzung von Liftungslei-
tungen zur Liftung und zur Ableitung der Abgase von Feuerstatten ist zuldssig, wenn keine Bedenken wegen der
Betriebssicherheit und des Brandschutzes bestehen. Die Abluft ist ins Freie zu flhren. Nicht zur Liftungsanlage
gehdérende Einrichtungen sind in Luftungsleitungen unzuléssig.

(5) Die Absatze 2 und 3 gelten nicht

1. fir Gebdude der Geb&udeklassen 1 und 2,

2. innerhalb von Wohnungen,

3. innerhalb derselben Nutzungseinheit mit nicht mehr als 400 Quadratmeter in nicht mehr als zwei Geschossen.

(6) Fiir raumlufttechnische Anlagen und Warmluftheizungen gelten die Absétze 1 bis 5 entsprechend.

8 42 Feuerungsanlagen, sonstige Anlagen zur Warmeerzeugung, Brennstoffversorgung
(1) Feuerstatten und Abgasanlagen (Feuerungsanlagen) miissen betriebssicher und brandsicher sein.

(2) Feuerstétten dirfen in Raumen nur aufgestellt werden, wenn nach der Art der Feuerstdtte und nach Lage,
GrolRe, baulicher Beschaffenheit und Nutzung der R&ume Gefahren nicht entstehen.

(3) Abgase von Feuerstéatten sind durch Abgasleitungen, Schornsteine und Verbindungsstiicke (Abgasanlagen) so



abzufiihren, dass keine Gefahren oder unzumutbaren Bel&stigungen entstehen. Abgasanlagen sind in solcher Zahl
und Lage und so herzustellen, dass die Feuerstétten des Geb&udes ordnungsgemal angeschlossen werden kénnen.
Sie mussen leicht gereinigt werden kénnen.

(4) Behalter und Rohrleitungen fir brennbare Gase und Flussigkeiten miissen betriebssicher und brandsicher sein.
Diese Behdlter sowie feste Brennstoffe sind so aufzustellen oder zu lagern, dass keine Gefahren oder unzumutba-
ren Beldstigungen entstehen.

(5) Fur die Aufstellung von ortsfesten Verbrennungsmotoren, Blockheizkraftwerken, Brennstoffzellen und Ver-
dichtern sowie die Ableitung ihrer Verbrennungsgase gelten die Absétze 1 bis 3 entsprechend.

§ 43 Sanitare Anlagen

Fensterlose Bader und Toiletten sind nur zuldssig, wenn eine wirksame Liftung gewahrleistet ist.

§ 44 Kleinklaranlagen, Gruben

Kleinklaranlagen und Gruben missen wasserdicht und ausreichend grof3 sein. Sie miissen eine dichte und sichere
Abdeckung sowie Reinigungs- und Entleerungs6ffnungen haben. Diese Offnungen diirfen nur vom Freien aus
zuganglich sein. Die Anlagen sind so zu entluften, dass Gesundheitsschédden oder unzumutbare Beldstigungen
nicht entstehen. Die Zuleitungen zu Abwasserentsorgungsanlagen miussen geschlossen, dicht, und, soweit erfor-
derlich, zum Reinigen eingerichtet sein.

§ 45 Aufbewahrung fester Abfallstoffe

Feste Abfallstoffe durfen innerhalb von Geb&uden voriibergehend aufbewahrt werden, in Gebauden der Geb&ude-
klassen 3 bis 5 jedoch nur, wenn die daflr bestimmten Rdume

1. Trennwéande und Decken als raumabschlieende Bauteile mit der Feuerwiderstandsfahigkeit der tragenden
Waénde und

2. Offnungen vom Gebaudeinnern zum Aufstellraum mit feuerhemmenden, dicht und selbstschlieBenden Ab-
schliissen haben,

3. unmittelbar vom Freien entleert werden kénnen und
4. eine stdndig wirksame LUftung haben.

§ 46 Blitzschutzanlagen

Bauliche Anlagen, bei denen nach Lage, Bauart oder Nutzung Blitzschlag leicht eintreten oder zu schweren Folgen
flhren kann, sind mit dauernd wirksamen Blitzschutzanlagen zu versehen.

Abschnitt 7 Nutzungsbedingte Anforderungen

847 Aufenthaltsraume

(1) Aufenthaltsraume missen eine lichte Raumhdhe von mindestens 2,40 Meter haben. Dies gilt nicht fur Aufent-
haltsraume in Wohngeb&uden der Gebaudeklassen 1 und 2 sowie fiir Aufenthaltsradume im Dachraum.

(2) Aufenthaltsradume missen ausreichend bellftet und mit Tageslicht beleuchtet werden kdnnen. Sie miissen Fens-
ter mit einem RohbaumaR der Fensteréffnungen von mindestens ein Achtel der Netto-Grundflache des Raumes
einschlieBlich der Netto-Grundflache verglaster VVorbauten und Loggien haben.

(3) Aufenthaltsraume, deren Nutzung eine Beleuchtung mit Tageslicht verbietet, sind ohne Belichtungséffnungen
zuléssig. Aufenthaltsrdume ohne Belichtungséffnungen miissen durch technische Einrichtungen ausreichend be-
leuchtet und bellftet werden kdnnen.



§ 48 Wohnungen

(1) Innerhalb jeder Wohnung missen die technischen Voraussetzungen fiir den Einbau einer Kiiche vorhanden
sein. 8§ 43 findet entsprechende Anwendung.

(2) In Wohngebéuden der Gebdudeklassen 3 bis 5 sind leicht erreichbare und barrierefrei zugangliche Abstell-
raume fur Rollstuhle, Kinderwagen, Mobilitatshilfsmittel und Fahrrader sowie fur jede Wohnung ein ausreichend
grofRer Abstellraum herzustellen.

(3) Jede Wohnung muss ein Bad mit Badewanne oder Dusche und eine Toilette haben.

(4) In Wohnungen miissen
1. Aufenthaltsrdume, ausgenommen Kiichen, und
2. Flure, tGber die Rettungswege von Aufenthaltsraumen flhren,

jeweils mindestens einen Rauchwarnmelder haben. Die Rauchwarnmelder missen so eingebaut oder angebracht
und betrieben werden, dass Brandrauch friihzeitig erkannt und gemeldet wird. Bestehende Wohnungen sind bis
zum 31. Dezember 2020 entsprechend auszustatten.

(5) Werden Nutzungseinheiten mit Aufenthaltsradumen in rechtmaig bestehenden Gebauden in Wohnraum umge-

849 Notwendige Stellplatze und notwendige Abstellplatze fur Fahrrader

(1) Bei der Errichtung, Anderung oder Nutzungsinderung von baulichen Anlagen sowie anderen Anlagen, bei
denen ein Zu- oder Abgangsverkehr mittels Kraftfahrzeugen oder mittels Fahrradern zu erwarten ist, miissen die
durch die Gemeinde in einer ortlichen Bauvorschrift nach 8 87 festgesetzten notwendigen Stellplatze oder not-
wendige Abstellplatze fur Fahrrader hergestellt werden.

(2) Die notwendigen Stellplatze sowie die notwendigen Abstellplatze fiir Fahrrader sind auf dem Baugrundstiick
oder in zumutbarer Entfernung davon auf einem geeigneten Grundstiick herzustellen, dessen Benutzung fir diesen
Zweck offentlich-rechtlich gesichert wird.

(3) Soweit die Bauherrin oder der Bauherr durch ortliche Bauvorschrift zur Herstellung von notwendigen Stell-
platzen oder notwendigen Abstellplatzen fir Fahrrader verpflichtet ist, kann die Gemeinde durch 6ffentlich-recht-
lichen Vertrag mit der Bauherrin oder dem Bauherrn vereinbaren, dass die Bauherrin oder der Bauherr ihre oder
seine Verpflichtung ganz oder teilweise durch Zahlung eines Geldbetrages an die Gemeinde abldst (Stellplatzab-
l6severtrag). Der Anspruch der Gemeinde auf Zahlung des im Stellplatzablsevertrag vereinbarten Geldbetrages
entsteht mit Baubeginn.

(4) Die Gemeinde hat den Geldbetrag fur die Ablésung von notwendigen Stellplatzen oder von notwendigen Ab-
stellplatzen fir Fahrréder zu verwenden fiir

1. die Herstellung zuséatzlicher oder die Instandhaltung, die Instandsetzung oder die Modernisierung bestehender
Parkeinrichtungen oder die Herstellung von Ladeinfrastruktur fir Elektrofahrzeuge,

2. sonstige MalRnahmen zur Entlastung der StraRen vom ruhenden Verkehr einschlieBlich investiver Mallhahmen
des offentlichen Personennahverkehrs und MalRnahmen zur Verbesserung des Fahrradverkehrs,

3. die Herstellung von Parkeinrichtungen fiir die gemeinschaftliche Nutzung von Kraftfahrzeugen (Carsharing).

(5) Die Bauaufsichtshehérde kann zulassen, dass notwendige Stellplatze oder notwendige Abstellplatze fur Fahr-
rader erst innerhalb eines angemessenen Zeitraums nach Fertigstellung der Anlage hergestellt werden. Sie hat die
Herstellung auszusetzen, solange und soweit nachweislich ein Bedarf an notwendigen Stellplatzen oder notwen-
digen Abstellplatzen fur Fahrrader nicht besteht und die fir die Herstellung erforderlichen Flachen fiir diesen
Zweck durch Baulast gesichert sind.

850 Barrierefreies Bauen

(1) In Gebéauden mit mehr als zwei Wohnungen missen die Wohnungen eines Geschosses barrierefrei erreichbar
sein; diese Verpflichtung kann auch durch barrierefrei erreichbare Wohnungen in mehreren Geschossen erfillt



werden. In diesen Wohnungen miissen die Aufenthaltsraume, eine Toilette, ein Bad, der Raum mit den technischen
Voraussetzungen fur den Einbau einer Kiiche oder einer Kochnische und, soweit vorhanden, ein Freisitz, wie eine
Terrasse, eine Loggia oder ein Balkon, barrierefrei sein. § 39 Absatz 4 bleibt unberihrt. Die Satze 1 und 2 gelten
nicht, wenn durch nachtréglichen Ausbau des Dachgeschosses, durch Aufstockung um bis zu zwei Geschosse oder
durch Teilung von Wohnungen zusatzliche Wohnungen entstehen.

(2) Bauliche Anlagen, die iberwiegend oder ausschlielich von Menschen mit Behinderungen oder aufgrund von
Alter oder Krankheit beeintrachtigten Menschen genutzt werden oder ihrer Betreuung dienen, miissen barrierefrei
sein.

(3) Bauliche Anlagen, die 6ffentlich zugénglich sind, mussen in den dem allgemeinen Besucher- und Benutzer-
verkehr dienenden Teilen barrierefrei sein. Dies gilt insbesondere fiir

1. Einrichtungen der Kultur und des Bildungs- und Erziehungswesens,
Sport- und Freizeitstétten,

Einrichtungen des Gesundheitswesens,

Biro-, Verwaltungs- und Gerichtsgebaude,

Verkaufs-, Gast- und Beherbergungsstatten,

Stellplétze, Garagen und Toilettenanlagen.

Fir die der zweckentsprechenden Nutzung dienenden Rdume und Anlagen genugt es, wenn sie in dem erforderli-
chen Umfang barrierefrei sind. Toilettenrdume fir Besucher und Benutzer missen in der erforderlichen Anzahl
barrierefrei sein.
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(4) Abweichungen nach 8 67 von den Absatzen 1 bis 3 kénnen auch zugelassen werden, soweit die Anforderungen
nur mit einem unverhaltnismaRigen Mehraufwand erfiillt werden kdnnen, insbesondere

1. wegen schwieriger Gel&dndeverhéltnisse,

2. wegen des Einbaus eines sonst nicht erforderlichen Aufzugs,
3. wegen unglnstiger vorhandener Bebauung oder

4. im Hinblick auf die Sicherheit der Menschen mit Behinderung.

(5) Fur bauliche Anlagen, die Uberwiegend von Menschen mit Behinderungen oder aufgrund von Alter oder
Krankheit beeintrachtigten Menschen genutzt werden oder ihrer Betreuung dienen, gilt Absatz 3 Satz 3 und 4
entsprechend.*

(6) Bauliche Anlagen nach den Absétzen 2 und 3 miissen eine ausreichende Zahl von Stellplatzen fur die Kraft-
fahrzeuge behinderter Menschen haben.

§51 Sonderbauten

(1) An Sonderbauten kénnen im Einzelfall zur Verwirklichung der allgemeinen Anforderungen nach § 3 Satz 1
besondere Anforderungen gestellt werden. Erleichterungen kénnen gestattet werden, soweit es der Einhaltung von
Vorschriften wegen der besonderen Art oder Nutzung baulicher Anlagen oder R&ume oder wegen besonderer
Anforderungen nicht bedarf. Die Anforderungen und Erleichterungen nach den Sétzen 1 und 2 kénnen sich insbe-
sondere erstrecken auf

1. die Anordnung der baulichen Anlagen auf dem Grundstiick,

2. die Abstande von Nachbargrenzen, von anderen baulichen Anlagen auf dem Grundstiick und von &ffentlichen
Verkehrsflachen sowie auf die GroRe der freizuhaltenden Flachen der Grundstiicke,

3. die Offnungen nach offentlichen Verkehrsflachen und nach angrenzenden Grundstiicken,
4. die Anlage von Zu- und Abfahrten,

5. die Anlage von Griinstreifen, Baumpflanzungen und anderen Pflanzungen sowie die Begriinung oder Besei-
tigung von Halden und Gruben,

6. die Bauart und Anordnung aller fur die Stand- und Verkehrssicherheit, den Brand-, Wéarme-, Schall- oder
Gesundheitsschutz wesentlichen Bauteile und die Verwendung von Baustoffen,

7. Brandschutzanlagen, -einrichtungen und -Vorkehrungen,
8. die Loschwasserriickhaltung,
9. die Anordnung und Herstellung von Aufziigen, Treppen, Treppenrdumen, Fluren, Ausgangen und sonstigen



Rettungswegen,
10. die Beleuchtung und Energieversorgung,
11. die Liftung und Rauchableitung,
12. die Feuerungsanlagen und Heizrdume,
13. die Wasserversorgung,
14. die Aufbewahrung und Entsorgung von Abwasser und festen Abfallstoffen,
15. die notwendigen Stellplatze und notwendigen Abstellplatze fir Fahrrader,
16. die barrierefreie Nutzbarkeit,

17. die zul&ssige Zahl der Benutzer, Anordnung und Zahl der zuléssigen Sitz- und Stehpléatze bei Versammlungs-
statten, Tribunen und Fliegenden Bauten,

18. die Zahl der Toiletten flir Besucher,
19. Umfang, Inhalt und Zahl besonderer Bauvorlagen, insbesondere eines Brandschutzkonzepts,
20. weitere zu erbringende Bescheinigungen,

21. die Bestellung und Qualifikation der Bauleiterin oder des Bauleiters und der Fachbauleiterinnen oder der
Fachbauleiter,

22. den Betrieb und die Nutzung einschlielflich der Bestellung und der Qualifikation einer oder eines Brandschutz-
beauftragten,

23. Erst-, Wiederholungs- und Nachpriifungen und die Bescheinigungen, die hiertiber zu erbringen sind.

(2) Bei Sonderbauten ist die Richtigkeit der Nachweise der Energieeinsparung sowie zur Nutzung erneuerbarer
Energien durch eine Prifsachverstandige oder einen Priifsachverstandigen fiir energetische Gebaudeplanung zu
bescheinigen.

Teil 4 — Die am Bau Beteiligten

§ 52 Grundpflichten

Bei der Errichtung, Anderung, Nutzungsanderung und der Beseitigung von Anlagen sind die Bauherrin oder der
Bauherr und im Rahmen ihres Wirkungskreises die anderen am Bau Beteiligten dafiir verantwortlich, dass die
offentlich-rechtlichen Vorschriften eingehalten werden.

§ 53 Bauherrin und Bauherr

(1) Die Bauherrin oder der Bauherr hat zur Vorbereitung, Uberwachung und Ausfiihrung eines nicht genehmi-
gungsfreien Bauvorhabens sowie der Beseitigung von Anlagen geeignete Beteiligte nach MaRRgabe der 88 54 bis
56 zu bestellen, soweit sie oder er nicht selbst zur Erflllung der Verpflichtungen nach diesen Vorschriften geeignet
ist. Der Bauherrin oder dem Bauherrn obliegen auflerdem die nach den 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften erfor-
derlichen Antrage, Anzeigen und Nachweise, soweit sie nicht von der Konzentrationswirkung der Baugenehmi-
gung erfasst werden. Sie oder er hat die zur Erfullung der Anforderungen dieses Gesetzes oder aufgrund dieses
Gesetzes erforderlichen Nachweise und Unterlagen zu den verwendeten Bauprodukten und den angewandten Bau-
arten bereitzuhalten. Werden Bauprodukte verwendet, die die CE-Kennzeichnung nach der Verordnung (EU) Nr.
305/2011 tragen, ist die Leistungserklarung nach der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 bereitzuhalten. Sie oder er
hat vor Baubeginn den Namen der Bauleiterin oder des Bauleiters und wéhrend der Bauausfiihrung einen Wechsel
dieser Person unverzuglich der Bauaufsichtsbehérde in Textform mitzuteilen. Wechselt die Bauherrin oder der
Bauherr, hat die neue Bauherrin oder der neue Bauherr dies der Bauaufsichtsbehdrde unverziglich in Textform
mitzuteilen.

(2) Treten bei einem Bauvorhaben mehrere Personen als Bauherrin oder Bauherr auf, so kann die Bauaufsichtsbe-
horde verlangen, dass ihr gegeniiber eine Vertreterin oder ein Vertreter bestellt wird, die oder der die der Bauherrin
oder dem Bauherrn nach den 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften obliegenden Verpflichtungen zu erfiillen hat. Im
Ubrigen findet § 18 Absatz 1 Satz 2 und 3 sowie Absatz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes in Verbindung mit
§ 1 Absatz 1 Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes fir das Land Brandenburg entsprechende Anwendung mit
der Maligabe, dass eine Erklarung in Textform ausreichend ist.



8 54 Entwurfsverfasserin und Entwurfsverfasser

(1) Die Entwurfsverfasserin oder der Entwurfs Verfasser muss nach Sachkunde und Erfahrung zur Vorbereitung
des jeweiligen Bauvorhabens geeignet sein. Sie oder er ist fur die Vollstandigkeit und Brauchbarkeit ihres oder
seines Entwurfs verantwortlich. Die Entwurfsverfasserin oder der Entwurfsverfasser hat dafir zu sorgen, dass die
fur die Ausfihrung notwendigen Einzelzeichnungen, Einzelberechnungen und Anweisungen den 6ffentlich-recht-
lichen Vorschriften entsprechen.

(2) Hat die Entwurfsverfasserin oder der Entwurfsverfasser auf einzelnen Fachgebieten nicht die erforderliche
Sachkunde und Erfahrung, so sind geeignete Fachplanerinnen oder Fachplaner heranzuziehen. Diese sind flr die
von ihnen gefertigten Unterlagen verantwortlich. Fir das ordnungsgeméRe Ineinandergreifen aller Fachplanungen
bleibt die Entwurfsverfasserin oder der Entwurfsverfasser verantwortlich.

855 Unternehmerin und Unternehmer

(1) Jede Unternehmerin und jeder Unternehmer ist fiir die mit den 6ffentlich-rechtlichen Anforderungen Uberein-
stimmende Ausfuhrung der von ihr oder ihm tibernommenen Arbeiten und insoweit fiir die ordnungsgeméRe Ein-
richtung und den sicheren Betrieb der Baustelle verantwortlich. Sie oder er hat die zur Erflllung der Anforderun-
gen dieses Gesetzes oder aufgrund dieses Gesetzes erforderlichen Nachweise und Unterlagen zu den verwendeten
Bauprodukten und den angewandten Bauarten zu erbringen und auf der Baustelle bereitzuhalten. Bei Bauproduk-
ten, die die CE-Kennzeichnung nach der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 tragen, ist die Leistungserklarung nach
der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 bereitzuhalten.

(2) Jede Unternehmerin oder jeder Unternehmer hat auf Verlangen der Bauaufsichtsbehorde flir Arbeiten, bei de-
nen die Sicherheit der Anlage in aulRergewdhnlichem Mal3e von der besonderen Sachkenntnis und Erfahrung der
Unternehmerin oder des Unternehmers oder von einer Ausstattung des Unternehmens mit besonderen Vorrichtun-
gen abhdangt, nachzuweisen, dass sie oder er fir diese Arbeiten geeignet ist und tber die erforderlichen Vorrich-
tungen verflgt.

856 Bauleiterin und Bauleiter

(1) Die Bauleiterin oder der Bauleiter hat dariiber zu wachen, dass die Baumalinahme entsprechend den 6ffentlich-
rechtlichen Anforderungen durchgefiihrt wird und die daftr erforderlichen Weisungen zu erteilen. Sie oder er hat
im Rahmen dieser Aufgabe auf den sicheren bautechnischen Betrieb der Baustelle, insbesondere auf das gefahrlose
Ineinandergreifen der Arbeiten der Unternehmer zu achten. Die Verantwortlichkeit der Unternehmerin oder des
Unternehmers bleibt unberihrt.

(2) Die Bauleiterin oder der Bauleiter muss tber die fiir ihre oder seine Aufgabe erforderliche Sachkunde und
Erfahrung verfugen. Verfugt sie oder er auf einzelnen Teilgebieten nicht Uber die erforderliche Sachkunde, so sind
geeignete Fachbauleiterinnen oder Fachbauleiter heranzuziehen. Diese treten insoweit an die Stelle der Bauleiterin
oder des Bauleiters. Die Bauleiterin oder der Bauleiter hat die Tatigkeit der Fachbauleiterin oder des Fachbauleiters
und ihre oder seine Tétigkeit aufeinander abzustimmen.



Teil 5 = Bauaufsichtsbehérden, Verfahren
Abschnitt 1 — Bauaufsichtsbehdrden

8 57 Aufbau und Zusténdigkeit der Bauaufsichtsbehdrden

(1) Die unteren Bauaufsichtshehdrden sind Sonderordnungsbehdrden. Die Landkreise, die kreisfreien Stadte sowie
die Grolien kreisangehdrigen Stédte, denen diese Aufgabe Ubertragen ist, nehmen die Aufgaben der unteren Bau-
aufsichtsbehorde wahr. Die Ubertragung der Aufgaben der unteren Bauaufsichtsbehérde auf eine GroRe kreisan-
gehdrige Stadt sowie der Widerruf der Ubertragung richten sich nach den kommunalrechtlichen Vorschriften.

(2) Die Landrétin oder der Landrat als allgemeine untere Landesbehérde ist Sonderaufsichtsbehérde tber
1. die GroRen kreisangehdrigen Stéadte als untere Bauaufsichtsbehorden,

2. die amtsfreien Gemeinden, die Amter, die Verbandsgemeinden, die mitverwalteten Gemeinden und mitver-
waltenden Gemeinden als Sonderordnungsbehdrden, soweit diese nach 8 58 Absatz 6 und 7 zusténdig sind.

Fur die nach § 132 Absatz 5 Satz 1 der Kommunal Verfassung des Landes Brandenburg von den Landkreisen zur
Verfligung zu stellenden Dienstkréafte gilt Absatz 4 entsprechend.

(3) Oberste Bauaufsichtsbehorde ist das fur die Bauaufsicht zustandige Mitglied der Landesregierung. Es ist Son-
deraufsichtsbehdrde Uber die Landkreise und kreisfreien Stadte als untere Bauaufsichtsbehdrden sowie oberste
Sonderaufsichtsbehdrde Gber die GroRen kreisangehdrigen Stédte als untere Bauaufsichtsbehdrden und tber die
amtsfreien Gemeinden, Amter Worter, Verbandsgemeinden, mitverwalteten Gemeinden und mitverwaltenden Ge-
meinden" als Sonderordnungsbehdrden, soweit diese nach § 58 zustandig sind.

(4) Die Bauaufsichtsbehdrden sind zur Durchfiihrung ihrer Aufgaben ausreichend mit geeigneten Fachkraften zu
besetzen und mit den erforderlichen Vorrichtungen auszustatten. Den unteren Bauaufsichtsbehdrden sollen Be-
dienstete mit der Befahigung fur den hoheren technischen Verwaltungsdienst, die die erforderlichen Kenntnisse
der Bautechnik, der Baugestaltung und des 6ffentlichen Baurechts haben, sowie Bedienstete mit der Befahigung
zum Richteramt oder zum héheren nichttechnischen Verwaltungsdienst angehdren. Die oberste Bauaufsichtsbe-
hérde kann Ausnahmen zulassen.

(5) Die Befugnis der Sonderaufsichtsbehdrde, besondere Weisungen zu erteilen, ist nicht auf den Bereich der Ge-
fahrenabwehr beschrénkt. Fiir die Sonderaufsichtsbehdrde gilt § 121 der Kommunalverfassung des Landes Bran-
denburg entsprechend.

(6) Die Bestimmungen des Staatshaftungsgesetzes und des § 38 Absatz 1 Buchstabe b des Ordnungsbehdrdenge-
setzes finden keine Anwendung.

§58 Aufgaben und Befugnisse der Bauaufsichtsbehdrden sowie der amtsfreien Gemeinden, der
Amter, der Verbandsgemeinden, mitverwalteten Gemeinden und mitverwaltenden Ge-
meinden als Sonderordnungsbehdrden

(1) Die Landkreise, die kreisfreien Stadte und die Groflen kreisangehdrigen Stadte nehmen die Aufgaben nach
diesem Gesetz als Pflichtaufgaben zur Erfillung nach Weisung wahr. Fir den Vollzug dieses Gesetzes sowie
anderer offentlich-rechtlicher VVorschriften fiir die Errichtung, die Anderung, die Instandhaltung, die Nutzung oder
die Beseitigung baulicher Anlagen sowie anderer Anlagen und Einrichtungen sind die unteren Bauaufsichtsbehor-
den zusténdig, soweit nichts anderes bestimmt ist.

(2) Die Bauaufsichtsbehérde hat bei der Errichtung, der Anderung, der Beseitigung, der Instandhaltung und der
Nutzung baulicher Anlagen sowie anderer Anlagen und Einrichtungen dariiber zu wachen, dass die 6ffentlich-
rechtlichen Vorschriften und die aufgrund dieser Vorschriften erlassenen Anordnungen eingehalten werden. Sie
haben in Wahrnehmung dieser Aufgaben die erforderlichen Malinahmen zu treffen und die am Bau Beteiligten zu
beraten. Die Bauaufsichtsbehdrde hat nicht die Befugnisse zum Erlass ordnungsbehdérdlicher Verordnungen nach
den 88 24 bis 37 des Ordnungsbehdrdengesetzes.

(3) Die Bauaufsichtsbehdrde kann im Einvernehmen mit der Bauherrin oder dem Bauherrn zur Erfullung ihrer
Aufgaben Sachverstandige und sachverstandige Stellen heranziehen. Sind natiirlichen und juristischen Personen
des Privatrechts hoheitliche Aufgaben nach diesem Gesetz zur Erledigung in den Handlungsformen des 6ffentli-
chen Rechts durch Beleihung nach § 16 des Landesorganisationsgesetzes uibertragen, so besteht keine Haftung des



Landes oder des Rechtstragers der Bauaufsichtshehdrde anstelle der natrlichen und juristischen Personen des
Privatrechts.

(4) Die mit dem Vollzug dieses Gesetzes beauftragten Personen sind berechtigt, in Auslibung ihres Amtes Grund-
stlicke und bauliche Anlagen einschlielich der Wohnungen zu betreten. Das Betreten einer Wohnung ist nur zu-
lassig, wenn dies zur Verhiitung dringender Gefahren fiir die 6ffentliche Sicherheit oder Ordnung erforderlich ist.
Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung aus Artikel 13 des Grundgesetzes und aus Artikel 15 der
Verfassung des Landes Brandenburg wird insoweit eingeschrankt.

(5) Anordnungen der Bauaufsichtsbehdrden sind auch gegenuiber den Rechtsnachfolgern wirksam.

(6) Die amtsfreien Gemeinden, die Amter, die Verbandsgemeinden, die mitverwalteten Gemeinden und mitver-
waltenden Gemeinden sind als Sonderordnungsbehdérden fiir den Vollzug der &rtlichen Bauvorschriften und der
planungsrechtlichen Festsetzungen bei genehmigungsfreien Vorhaben zusténdig. Dies gilt insbesondere fir die
Zulassung von Abweichungen von ortlichen Bauvorschriften sowie die Zulassung von Ausnahmen und Befreiun-
gen nach 8 31 des Baugesetzbuchs, die sonderordnungsbehdrdliche Erlaubnis von Werbeanlagen, die Einstellung
von Bauarbeiten, die Nutzungsuntersagung sowie die Beseitigung rechtswidrig errichteter baulicher Anlagen unter
entsprechender Anwendung der 8878 bis 80, die vorlaufige Untersagung nach 8 15 Absatz 1 Satz 2 des Bauge-
setzbuchs binnen einer Frist von einem Monat ab Kenntnis des VVorhabens, und Ordnungswidrigkeitenverfahren.
Bei Vorhaben, die nach § 61 keiner Genehmigung bedurfen, entscheidet die amtsfreie Gemeinde, das Amt, die
Verbandsgemeinde, die mitverwaltete Gemeinde oder die mitverwaltende Gemeinde als Sonderordnungsbehérde
in einem Erlaubnisverfahren. Die Erlaubnis ist bei der amtsfreien Gemeinde, dem Amt, der Verbandsgemeinde,
der mitverwalteten Gemeinde oder der mitverwaltenden Gemeinde zu beantragen. Im Ubrigen gelten § 67 Absatz
1 Satz 1 und die Verfahrensvorschriften dieses Gesetzes entsprechend.

(7) Die Absétze 2, 4 und 5 gelten fir die von den amtsfreien Gemeinden, den Amtern, den Verbandsgemeinden,
den mitverwalteten Gemeinden und den mitverwaltenden Gemeinden als Sonderordnungsbehérden nach diesem
Gesetz wahrgenommenen Aufgaben entsprechend.

Abschnitt 2 — Genehmigungspflicht, Genehmigungsfreiheit

859 Grundsatz

(1) Die Errichtung, die Anderung und die Nutzungsanderung baulicher Anlagen sowie anderer Anlagen und Ein-
richtungen, an die in diesem Gesetz oder in Vorschriften aufgrund dieses Gesetzes Anforderungen gestellt sind,
bedirfen der Baugenehmigung, soweit in den 88 60 bis 62, 76 und 77 nichts anderes bestimmt ist.

(2) Die Genehmigungsfreiheit nach Absatz 1, den §8 60 bis 62, 76 und 77 Absatz 1 Satz 3 sowie die Beschrankung
der bauaufsichtlichen Priifung nach den 88 63, 64, 66 Absatz 4 und § 77 Absatz 3 entbinden nicht von der Ver-
pflichtung zur Einhaltung der Anforderungen, die durch 6ffentlich-rechtliche Vorschriften an Anlagen gestellt
werden, und lassen die bauaufsichtlichen Eingriffsbefugnisse unberihrt.

860 Vorrang anderer Gestattungsverfahren

Keiner Baugenehmigung, Bauanzeige, Zulassungen von Abweichungen, Zustimmung, Bauzustandsanzeige und
Bauuberwachung nach diesem Gesetz beddrfen

1. Anlagen, die einer Genehmigung nach dem Atomgesetz bedurfen,

2. Werbeanlagen, soweit sie einer Ausnahmegenehmigung oder einer Zulassung nach LandesstraRenrecht be-
dirfen.

Fur Anlagen, die nach Satz 1 keiner Baugenehmigung, Abweichung oder Zustimmung bedirfen, nimmt die fur

den Vollzug der entsprechenden Rechtsvorschriften zustandige Behdrde die Aufgaben und Befugnisse der Bau-
aufsichtsbehdrde wahr.



861 Genehmigungsfreie Vorhaben

(1) Baugenehmigungsfrei sind:
folgende Gebéude oder bauliche Anlagen:

1.

a)

b)

c)

d)

€)

9)

h)

)
k)

1)

Gebaude ohne Aufenthaltsraume, Toiletten oder Feuerstatten mit nicht mehr als 75 Kubikmeter Brutto-
Rauminhalt, die nicht im AufBenbereich liegen; dies gilt nicht fir Garagen, Stalle sowie Gebaude, die
Verkaufs- oder Ausstellungszwecken dienen,

Gebaude ohne Feuerstatten im AulRenbereich, die einem land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb dienen,
nur zum voribergehenden Schutz von Tieren oder zur Unterbringung von Ernteerzeugnissen oder land-
und forstwirtschaftlichen Geraten bestimmt sind, nicht unterkellert sind und nicht mehr als 150 Quadrat-
meter Grundflache und nicht mehr als 5 Meter Héhe haben,

oberirdische Garagen und Uberdachte Abstellplatze fir Fahrrader jeweils mit nicht mehr als einem Ge-
schoss und nicht mehr als 100 Quadratmeter Grundflache, im Geltungsbereich eines Bebauungsplans
nach § 30 Absatz 1 oder Absatz 2 des Baugesetzbuchs,

Garagen einschlieBlich tiberdachter Stellplatze und Uiberdachter Abstellplétze fir Fahrrédder mit einer mitt-
leren Wandhdhe bis zu 3 Meter und einer Brutto-Grundflache bis zu insgesamt 50 Quadratmeter je Bau-
grundstick, auRer im AuBenbereich,

Gewachshéuser ohne Ausstellungs- und Verkaufsflachen und Folientunnel im AuBenbereich mit einer
Grundflache von bis zu 1 600 Quadratmeter, in Landschaftsschutzgebieten bis zu 150 Quadratmeter, und
einer Firsthohe von bis zu 5 Meter, die einem land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb oder einem Betrieb
der gartenbaulichen Erzeugung im Sinne des § 35 Absatz 1 Nummer 1 und 2 sowie 8 201 des Baugesetz-
buchs dienen; bei einer Grundflache von mehr als 150 Quadratmeter sind sie der Gemeinde in Textform
zur Kenntnis zu geben; die Gemeinde kann innerhalb einer Frist von vier Wochen erkléren, dass ein
Baugenehmigungsverfahren durchgefiihrt werden soll oder eine vorlaufige Untersagung gemaR § 15 Ab-
satz 1 Satz 2 des Baugesetzbuchs beantragen; mit der Ausfiihrung des Vorhabens darf bereits vor Ablauf
der Frist begonnen werden, wenn die Gemeinde in Textform mitteilt, dass sie von dieser Moglichkeit
keinen Gebrauch machen wird,

Gewdachshéuser mit nicht mehr als 50 Kubikmeter Brutto-Rauminhalt, ausgenommen im Aufenbereich,

Wochenendhduser mit nicht mehr als 50 Quadratmeter Grundfldche und 4 Meter Héhe in durch Bebau-
ungsplan nach § 30 Absatz 1 oder Absatz 2 des Baugesetzbuchs festgesetzten Wochenendhausgebieten
oder auf bauaufsichtlich genehmigten Wochenendplétzen,

Gartenlauben einschlielflich tberdachten Freisitz mit nicht mehr als 24 Quadratmeter Grundflache in
Dauerkleingartenanlagen nach dem Bundeskleingartengesetz oder bauaufsichtlich genehmigten Klein-
gartenanlagen,

einzelne Aufenthaltsraume zu Wohnzwecken im Dachgeschoss von Wohngebéauden der Gebaudeklassen
1 bis 2 mit nicht mehr als zwei Wohnungen, wenn die Konstruktion und die duRRere Gestalt des Dachge-
schosses nicht verandert werden,

Terrassenuberdachungen mit einer Flache bis zu 30 Quadratmeter und einer Tiefe bis zu 4 Meter, aulter
im Aulenbereich,

vor der AulRenwand eines Wohngebdudes aus lichtdurchldssigen Baustoffen errichtete unbeheizte Win-
tergarten mit nicht mehr als 20 Quadratmeter Grundflache und 75 Kubikmeter Brutto-Rauminhalt,

Fahrgastunterstande, die dem 6ffentlichen Personennahverkehr oder der Schiilerbeférderung dienen,

m) Schutzhtten, wenn die Hutten jedermann jederzeit zuganglich sind und keine Aufenthaltsrdume haben,

Anlagen der technischen Gebaudeausriistung, ausgenommen freistehende Abgasanlagen mit einer Héhe von
mehr als 10 Meter sowie Anlagen der sicherheitstechnischen Geb&dudeausriistung, sofern eine Rechtsverord-
nung nach § 86 Absatz 1 Nummer 5 eine Prifpflicht fir diese Anlagen vorschreibt,

folgende Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien

a)

b)
c)

Solaranlagen in, an und auf Dach- und AuBenwandflachen und Umwehrungen, ausgenommen bei Hoch-
hausern, sowie die damit verbundene Anderung der Nutzung oder der duBeren Gestalt des Gebéaudes,
gebdudeunabhéngige Solaranlagen mit einer Hohe bis zu 3 Meter und einer Gesamtlange bis zu 9 Meter,

Windenergieanlagen bis zu 10 Meter Hohe gemessen von der Geléndeoberflache bis zum hochsten Punkt
der vom Rotor bestrichenen Flache und einem Rotordurchmesser bis zu 3 Meter auRer in reinen Wohn-
gebieten,



10.

folgende Anlagen der Ver- und Entsorgung:
a) Brunnen,

b) Anlagen, die der Telekommunikation, der 6ffentlichen Versorgung mit Elektrizitit, Gas, Ol oder Warme
dienen, mit einer Hohe bis zu 5 Meter und einer Brutto-Grundflache bis zu 10 Quadratmeter,

folgende Masten, Antennen und &hnliche Anlagen:

a) unbeschadet der Nummer 4 Buchstabe b Antennen einschlieRlich der Masten mit einer Hohe bis zu
15 Meter auf Gebauden gemessen ab dem Schnittpunkt der Anlage mit der Dachhaut, im AuRenbereich
freistehend mit einer Héhe bis zu 20 Meter und zugehdriger Versorgungseinheiten mit einem Brutto-
Rauminhalt bis zu 10 Kubikmeter sowie, soweit sie in, auf oder an einer bestehenden baulichen Anlage
errichtet werden, die damit verbundene Anderung der Nutzung oder der duBeren Gestalt der Anlage,

b) mobile Antennen einschlieBlich Masten, die zur Verbesserung der Mobilfunknetzabdeckung, im Innen-
bereich mit einer Héhe bis zu 15 Meter, im AufRenbereich bis zu 20 Meter, mit einer maximalen Standzeit
von 24 Monaten errichtet werden,

¢) Masten und Unterstlitzungen fiir Fernsprechleitungen, fiir Leitungen zur Versorgung mit Elektrizitat, fir
Leitungen sonstiger Verkehrsmittel, fur Sirenen und fir Fahnen,

d) Masten, die aus Griinden des Brauchtums errichtet werden,

e) Signalhochbauten fiir die Landesvermessung,

f)  Flutlichtmasten mit einer Hohe bis zu 10 Meter,

folgende Anlagen, Behalter und Becken:

a) Behélter fur verfllssigte und nicht verflussigte Gase mit nicht mehr als 10 Kubikmeter Behélterinhalt,
b) Garfutterbehélter mit nicht mehr als 10 Kubikmeter Behélterinhalt,

c) Behélter zur Lagerung von Abwasser, Jauche und Giille sowie wassergefahrdender Stoffe im Sinne von
8 62 des Wasserhaushaltsgesetzes mit nicht mehr als 10 Kubikmeter Behélterinhalt,

d) Kleinklaranlagen mit einem Abwasseranfall von nicht mehr als 8 Kubikmeter taglich,
e) Kilarteiche bis zu 100 Quadratmeter Grundflache und bewachsene Bodenfilter,
f) sonstige drucklose Behalter mit nicht mehr als 30 Kubikmeter Behalterinhalt,

g) Wasserbecken mit nicht mehr als 100 Kubikmeter Beckeninhalt als Nebenanlage zu einem Wohnge-
baude,

h) Wasserbecken mit nicht mehr als 100 Kubikmeter Beckeninhalt auf bauaufsichtlich genehmigten Cam-
ping- und Wochenendplatzen und in festgesetzten Wochenendhausgebieten,

i) bauliche Anlagen mit nicht mehr als 20 Quadratmeter Grundfl&che und nicht mehr als 4 Meter Hohe, die
ausschlieBlich der Wasserwirtschaft dienen,

folgende Mauern und Einfriedungen:

a) Mauern, einschlief3lich Stiitzmauern, und Einfriedungen mit einer Héhe bis zu 2 Meter, auller im Aufen-
bereich,

b) offene sockellose Einfriedungen fir Grundstiicke, die einem land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb die-
nen,

¢) Wildzéune und andere zum Schutz von Gehdélzen und landwirtschaftlichen Kulturen oder Nutztieren vor
Schéaden durch wildlebende Tiere errichtete Z&une,

d) offene sockellose Einfriedungen fir Grundstiicke mit nicht mehr als 5 000 Quadratmeter Grundfléche,
die der Schaf- oder Ziegenhaltung dienen,

private Verkehrsanlagen einschlieRlich Briicken und Durchldssen mit einer lichten Weite (Fahrbahnbreite) bis
zu 5 Meter und Untertunnelungen mit einem Durchmesser bis zu 3 Meter, ausgenommen Wege und Strafl3en,
die nach Anlage 1 des Brandenburgischen Gesetzes Giber die Umweltvertréglichkeitspriifung einer VVorprifung
oder Umweltvertraglichkeitsprifung bedirfen,

Aufschiittungen und Abgrabungen mit einer Héhe oder Tiefe bis zu 2 Meter und einer Grundflache bis zu
30 Quadratmeter, im AuBenbereich bis zu 300 Quadratmeter,

folgende Anlagen auf Camping- oder Wochenendplétzen, in Gérten und zur Freizeitgestaltung:
a) Wohnwagen und Zelte auf bauaufsichtlich genehmigten Campingplatzen,
b) bauliche Anlagen, die keine Gebaude sind, auf bauaufsichtlich genehmigten Wochenendplétzen,

¢) bauliche Anlagen, die der Gartennutzung, der Gartengestaltung oder der zweckentsprechenden Einrich-
tung von Gérten dienen, wie Bénke, Sitzgruppen, Pergolen oder nicht Uberdachte Terrassen, ausgenom-
men Gebdude,

d) bauliche Anlagen, die der zweckentsprechenden Einrichtung von Sport- und Spielplatzen dienen, wie



11.

12.

13.

14.

15.

e)
f)

9)
h)

Tore fur Ballspiele, Schaukeln und Klettergeriiste, ausgenommen Gebdude und Tribinen,

bauliche Anlagen ohne Aufenthaltsraume auf Abenteuerspielplatzen,

Sprungtiirme und Rutschbahnen mit nicht mehr als 10 Meter Hohe in genehmigten Schwimmbédern,
Schwimmbeckenabdeckungen mit nicht mehr als 100 Quadratmeter Grundfléche,

Stege in Gewadssern, wie Boots- oder Badestege,

folgende tragende und nichttragende Bauteile:

a)
b)

c)
d)

€)

nichttragende und nichtaussteifende Bauteile in baulichen Anlagen,

die Anderung tragender oder aussteifender Bauteile innerhalb von Wohngebauden der Gebaudeklassen 1
und 2, § 66 Absatz 3 Satz 3 bleibt unberiihrt,

Fenster und Tiiren sowie die dafur bestimmten Offnungen,

AuBenwandbekleidungen einschliellich Manahmen der Warmedammung, ausgenommen bei Hochhéau-
sern, Verblendungen und Verputz baulicher Anlagen,

Bedachung einschlieBlich MalRnahmen der Warmeddammung, ausgenommen bei Hochh&usern,

folgende Werbeanlagen:

a)
b)

<)

d)

Werbeanlagen mit einer Ansichtsflache bis zu 2,5 Quadratmeter,

Werbeanlagen, die nach ihrem erkennbaren Zweck nur voriibergehend fur hochstens zwei Monate ange-
bracht werden, auBer im AuBenbereich,

Schilder, die Inhaber und Art gewerblicher Betriebe kennzeichnen (Hinweisschilder), wenn sie vor Orts-
durchfahrten auf einer einzigen Tafel zusammengefasst sind,

Werbeanlagen in durch Bebauungsplan festgesetzten Gewerbe-, Industrie- und vergleichbaren Sonderge-
bieten an der Statte der Leistung mit einer Hohe bis zu 10 Meter

sowie, soweit sie in, auf oder an einer bestehenden baulichen Anlage errichtet werden, die damit verbundene
Anderung der Nutzung oder der duBeren Gestalt der Anlage,

folgende voriibergehend aufgestellte oder benutzbare Anlagen:

a)
b)
c)
d)
€)

f)

9)

h)

Baustelleneinrichtungen einschliellich der Lagerhallen, Schutzhallen und Unterkiinfte,

GerUste,

Toilettenwagen,

Behelfsbauten, die der Landesverteidigung, dem Katastrophenschutz oder der Unfallhilfe dienen,

bauliche Anlagen, die fir hochstens drei Monate auf genehmigtem Messe- und Ausstellungsgelénde er-
richtet werden, ausgenommen Fliegende Bauten,

Verkaufsstdnde und andere bauliche Anlagen auf Stralenfesten, Volksfesten, Markten sowie Musik-,
Kunst- und Kulturfestivals, die nur furr kurze Zeit aufgestellt oder benutzt werden und die keine fliegenden
Bauten oder Sonderbauten sind,

ortsverdnderlich genutzte Gefligelstille zum Zweck der Freilandhaltung oder der 6kologisch-
biologischen Gefligelhaltung, wenn diese einem landwirtschaftlichen Betrieb dienen und jeweils nicht
mehr als 500 Kubikmeter Brutto-Rauminhalt sowie eine Auslauffliche haben, die mindestens 7
Quadratmeter je Kubikmeter Brutto-Rauminhalt betrégt,

Mobile Anlagen, die zur Bewdsserung von landwirtschaftlich und gértnerisch genutzten Flachen dienen,
mit allen dazugehdrigen ober- und unterirdischen Infrastrukturelementen, einschlieBlich Pumpen- oder
Brunneneinhausungen, Maschinen, nicht auf Dauer angelegten Fundamenten, Leitungen zur
Wasserentnahme, Wasserverteilung und Wasserausbringung,

folgende Platze:

a)

b)

c)
d)

unbefestigte Lager- und Abstellplétze, die einem land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb im Sinne des
8§ 35 Absatz 1 Nummer 1 und 2 sowie § 201 des Baugesetzbuchs dienen,

nicht Uberdachte Stellplatze und Abstellplatze fir Fahrrader mit einer Flache bis zu 100 Quadratmeter
und deren Zufahrten,

Kinderspielplatze,

Ausstellungsplatze und Lagerplatze mit nicht mehr als 200 Quadratmeter Grundflache, ausgenommen im
AuRenbereich,

folgende sonstige Anlagen:

a)

b)

Zapfsaulen und Tankautomaten genehmigter Tankstellen sowie Ladestationen fir Elektromobilitat und
die damit verbundene Anderung der Nutzung,

Regale mit einer Hohe bis zu 7,50 Meter Oberkante Lagergut,



c) Denkméler und sonstige Kunstwerke jeweils mit einer Hohe bis zu 4 Meter,

d) andere unbedeutende Anlagen oder unbedeutende Teile von Anlagen wie Hauseingangsiiberdachungen,
Markisen, Rollladen, Terrassen, Maschinenfundamente, StraRenfahrzeugwaagen, Pergolen, Jagerstande,
Wildfltterungen, Bienenfreistande, Taubenhéduser, Hofeinfahrten und Teppichstangen.

(2) Genehmigungsfrei ist die Anderung der Nutzung von Anlagen, wenn

1. fir die neue Nutzung keine anderen 6ffentlich-rechtlichen Anforderungen nach § 64 in Verbindung mit § 66
als flr die bisherige Nutzung in Betracht kommen,

2. die Errichtung oder Anderung nach Absatz 1 genehmigungsfrei wire.

(3) Keiner Baugenehmigung bedirfen Instandhaltungsarbeiten.

8 62 Bauanzeigeverfahren

(1) Fiir die Errichtung und Anderung von Wohngebauden der Geb4udeklassen 1 und 2, einschlieRlich der zugeho-
rigen notwendigen Stellplatze, notwendigen Abstellplatze fiir Fahrréder, Garagen, Nebengeb&ude und Nebenan-
lagen im Geltungsbereich eines rechtswirksamen Bebauungsplans nach 8§ 30 Absatz 1 oder Absatz 2 des Bauge-
setzbuchs wird abweichend von den 88 63 und 64 auf Wunsch der Bauherrin oder des Bauherrn ein Bauanzeige-
verfahren durchgefiihrt, wenn das Vorhaben den Festsetzungen des Bebauungsplans nicht widerspricht und die
ErschlieBung gesichert ist.

(2) Die Bauaufsichtsbehdrde hat der Bauherrin oder dem Bauherrn binnen einer Woche den Tag des Eingangs der
Bauanzeige bei der Bauaufsichtshehdrde zu bestatigen.

(3) Mit der Bauausfiihrung darf nach Ablauf eines Monats nach Eingang der Bauanzeige bei der Bauaufsichtsbe-
hérde begonnen werden, sofern die Bauaufsichtshehdrde die Bauausfiihrung nicht untersagt oder vorher freigege-
ben hat. Die Berechtigung zur Bauausfuhrung erlischt nach vier Jahren. Die Berechtigung zur Bauausfiihrung
erlischt nicht, wenn das Vorhaben innerhalb der Frist nach Satz 2 begonnen worden und spétestens ein Jahr nach
Ablauf der Frist fertig gestellt ist.

(4) Die Bauausfiihrung ist zu untersagen, wenn

1. die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht vorliegen,

2. die Bauanzeige, die Bauvorlagen oder Nachweise nicht vollstandig oder unrichtig sind,

3. die Voraussetzungen des § 14 oder § 15 des Baugesetzbuchs vorliegen.

Die Untersagungsgriinde sind im Einzelnen zu benennen und der Bauherrin oder dem Bauherrn innerhalb der Frist

nach Absatz 3 Satz 1 bekannt zu geben. Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die Untersagung haben keine
aufschiebende Wirkung.

(5) Im Ubrigen gelten § 63 Absatz 2 und die Verfahrensvorschriften dieses Gesetzes entsprechend.

Abschnitt 3 — Genehmigungsverfahren
8 63 Vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren

(1) Fur die Errichtung und Anderung von Wohngebauden der Gebéudeklasse 1 bis 3 einschlieBlich der zugehori-
gen notwendigen Stellplétze, notwendigen Abstellplatze fiir Fahrrader, ihrer Garagen, Nebengebdude und Neben-
anlagen, im Geltungsbereich eines rechtswirksamen Bebauungsplans nach § 30 Absatz 1 oder Absatz 2 des Bau-
gesetzbuchs wird abweichend von § 64 auf Antrag der Bauherrin oder des Bauherrn ein vereinfachtes Baugeneh-
migungsverfahren durchgefiihrt, wenn das Vorhaben den Festsetzungen des Bebauungsplans nicht widerspricht
und die Erschliefung gesichert ist.

(2) Die Bauherrin oder der Bauherr hat mit dem vollstdndigen Bauantrag die Erklarung der Entwurfsverfasserin
oder des Entwurfsverfassers vorzulegen, dass fiir das Vorhaben die Zulassung von Ausnahmen oder Befreiungen
nach § 31 des Baugesetzbuchs sowie von Abweichungen nach § 67 nicht erforderlich ist und das VVorhaben im
Ubrigen den 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften entspricht.



(3) Die Bauaufsichtsbehorde pruft die Beachtung

1.
2.

der Festsetzungen des Bebauungsplans,
anderer 6ffentlich-rechtlicher Vorschriften, soweit diese fiir das Vorhaben beachtlich sind.

(4) Uber den Bauantrag ist innerhalb von drei Monaten nach Vorlage der vollstindigen Antragsunterlagen zu ent-
scheiden; die Bauaufsichtsbehdrde kann diese Frist gegenliber der Bauherrin oder dem Bauherrn aus wichtigem
Grund um bis zu zwei Monate verldngern. Der Antrag gilt als genehmigt, wenn Gber ihn nicht innerhalb der nach
Satz 1 maBgeblichen Frist entschieden worden ist.

§ 64 Baugenehmigungsverfahren

Bei genehmigungspflichtigen Anlagen prift die Bauaufsichtsbehérde die Zulassigkeit nach

1.
2.
3.

den Vorschriften des Baugesetzbuchs,
den Vorschriften dieses Gesetzes und aufgrund dieses Gesetzes,
anderen offentlich-rechtlichen Vorschriften, soweit diese fiir das Vorhaben beachtlich sind.

8 65 Bauvorlageberechtigung

(1) Bauvorlagen fiir die nicht genehmigungsfreie Errichtung und Anderung von Geb&uden miissen von einer Ent-
wurfsverfasserin oder einem Entwurfsverfasser erstellt sein, die oder der bauvorlageberechtigt ist. Dies gilt nicht

fir:
1.

Bauvorlagen, die Oblicherweise von Fachkraften mit anderer Ausbildung als nach Absatz 2, insbesondere

Handwerksmeisterinnen und Handwerksmeister des Maurer-, Betonbauer- und Zimmererfachs sowie staatlich

geprufter Technikerinnen und Technikern der Fachrichtung Bautechnik mit dem Schwerpunkt Hochbau, ver-

fasst werden und

geringfligige oder technisch einfache Bauvorhaben, wie:

a) freistehende Gebadude bis 100 Quadratmeter Grundflache und mit nicht mehr als zwei Geschossen,

b) Gebdude ohne Aufenthaltsraume bis 150 Quadratmeter Grundflache und mit nicht mehr als zwei Ge-
schossen, zum Beispiel Nebengebaude, Garagen und Carports,

¢) land- und forstwirtschaftlich genutzte Gebdude mit bis zu zwei oberirdischen Geschossen und bis
250 Quadratmeter Grundflache,

d) einfache Anderungen an sonstigen Geb4uden, zum Beispiel der Anbau von Wintergérten sowie Terras-
sen- und Balkoniuiberdachungen bis 50 Quadratmeter Grundflache,

e) bei Gebauden der Geb&udeklassen 1 und 2 die Errichtung von Dachgauben oder Anderungen an der
Dachkonstruktion im Rahmen von Sanierungs- und Instandhaltungsmafnahmen.*

(2) Bauvorlageberechtigt ist, wer

1.
2.

die Berufsbezeichnung ,,Architektin“ oder ,,Architekt“ fiihren darf,

in die von der Brandenburgischen Ingenieurkammer gefiihrte Liste der Bauvorlageberechtigten eingetragen
ist oder, ohne eine solche Listeneintragung, geméal § 65d bauvorlageberechtigt ist.

(3) Bauvorlageberechtigt sind ferner,

1.

Berufsangehdrige, welche tber einen der in 8 65a genannten inlandischen oder auswartigen Hochschulab-
schlusse verflgen, flr die in Absatz 1 Satz 2 genannten

a) freistehenden oder nur einseitig angebauten oder anbaubaren Wohngebédude der Geb&udeklassen 1 bis 3,
b) eingeschossigen gewerblich genutzten Geb&ude, die keine Sonderbauten sind,
¢) land- und forstwirtschaftlich genutzten Geb&ude,

Berufsangehdrige, welche die Berufsbezeichnung ,,Innenarchitektin® oder ,,Innenarchitekt* ﬁihreg diirfen, fir
die mit der Berufsaufgabe der Innenarchitektin oder des Innenarchitekten verbundenen baulichen Anderungen
von Gebduden sowie

Berufsangehorige, welche einen berufsqualifizierenden Hochschulabschluss eines Studiums der Fachrichtung
Bauingenieurwesen gemal} den in der Anlage geregelten Leitlinien oder der Fachrichtung Architektur nach-
weisen kdnnen, danach mindestens zwei Jahre auf dem Gebiet der Entwurfsplanung von Gebauden praktisch



tatig gewesen und Bedienstete einer juristischen Person des 6ffentlichen Rechts sind, fir die dienstliche Té-
tigkeit.

(4) Die Bauvorlageberechtigen nach Absatz 3 Nummer 1 sind in ein von der Brandenburgischen Ingenieurkammer
zu fhrendes Verzeichnis einzutragen. § 65a Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.*

(5) Das Grundrecht auf Berufsfreiheit (Artikel 49 der Verfassung des Landes Brandenburg) wird insoweit einge-
schrénkt.

8 65a Voraussetzung fur die Eintragung in die Liste der Bauvorlageberechtigten

(1) In die Liste der Bauvorlageberechtigten ist auf Antrag von der Brandenburgischen Ingenieurkammer einzutra-
gen, wer

1. einen berufsqualifizierenden Hochschulabschluss eines Studiums der Fachrichtung Bauingenieurwesen ge-
maR den in der Anlage geregelten Leitlinien an einer deutschen Hochschule nachweist und

2. danach mindestens zwei Jahre auf dem Gebiet der Entwurfsplanung von Geb&uden praktisch tatig gewesen
ist.

Dem Antrag sind die zur Beurteilung erforderlichen Unterlagen beizufligen. Die Brandenburgische Ingenieurkam-

mer bestatigt unverziiglich den Eingang der Unterlagen und teilt gegebenenfalls mit, welche Unterlagen fehlen.

Die Eingangsbestatigung muss folgende Angaben enthalten:

1. diein Satz 5 genannte Frist,

2. die verfligbaren Rechtsbehelfe,

3. die Erklarung, dass der Antrag als genehmigt gilt, wenn Uber ihn nicht rechtzeitig entschieden wird, und
4

im Fall der Nachforderung von Unterlagen die Mitteilung, dass die Frist nach Satz 5 erst beginnt, wenn die
Unterlagen vollstandig sind.

Uber den Antrag ist innerhalb von drei Monaten nach Vorlage der vollstandigen Unterlagen zu entscheiden; die
Brandenburgische Ingenieurkammer kann die Frist gegentiber der Antragstellerin oder dem Antragsteller einmal
um bis zu einen Monat verlangern. Die Fristverlangerung und deren Ende sind ausreichend zu begriinden und der
Antragstellerin oder dem Antragsteller vor Ablauf der urspriinglichen Frist mitzuteilen. Der Antrag gilt als geneh-
migt, wenn {ber ihn nicht innerhalb der nach Satz 5 maBgeblichen Frist entschieden worden ist.

(2) Auf Antrag ist in die Liste der Bauvorlageberechtigten einzutragen, wer tber einen auswértigen Hochschulab-
schluss verfugt, der den in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 genannten Anforderungen gleichwertig ist, und die Anfor-
derung des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 2 erfllt.

(3) Eine Antragstellerin oder ein Antragsteller wird in die Liste nach Absatz 1 auch eingetragen, wenn

1. sie oder er in Bezug auf die Studienanforderungen einen Ausbildungsnachweis nach Artikel 11 der Richtlinie
2005/36/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 uiber die Anerkennung von
Berufsqualifikationen (ABI. L 255 vom 30.9.2005, S. 22, L 271 vom 16.10.2007, S. 18, L 93 vom 4.4.2008,
S. 28, L 33 vom 3.2.2009, S. 49, L 305 vom 24.10.2014, S. 115, L 177 vom 8.7.2015, S. 60, L 268 vom
15.10.2015, S. 35, L 095 vom 9.4.2016, S. 20), die zuletzt durch den Delegierten Beschluss (EU) 2021/2183
(ABI. L 444 vom 10.12.2021, S. 16) geéndert worden ist, besitzt, soweit diese in einem Mitgliedstaat der
Europdischen Union oder einem diesem durch Abkommen gleichgestellten Staat erforderlich sind, um in des-
sen Hoheitsgebiet die Erlaubnis zur Aufnahme und Ausiibung dieses Berufes zu erhalten,

2. der Ausbildungsnachweis den Anforderungen nach Artikel 13 Absatz 2 Satz 2 der Richtlinie 2005/36/EG
genugt und

3. die berufspraktische Téatigkeit mit den Anforderungen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 vergleichbar ist.
Satz 1 gilt auch flr eine Antragstellerin oder einen Antragsteller, der nachweist, dass sie oder er

1. diesen Beruf ein Jahr lang vollzeitbeschaftigt oder wéhrend einer entsprechenden Gesamtdauer in Teilzeit
wahrend der vorhergehenden zehn Jahre in Mitgliedstaaten der Europdischen Union oder einem gleichgestell-
ten Staatausgetibt hat, sofern der Beruf im Niederlassungsmitgliedstaat nicht reglementiert ist,

2. im Besitz eines Beféhigungs- oder Ausbildungsnachweises ist, der den Anforderungen nach Artikel 13
Absatz 2 Satz 2 der Richtlinie 2005/36/EG genligt, und

3. keine wesentlichen Unterschiede gemaR Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bestehen.

(4) Einer Eintragung nach Absatz 1 oder Absatz 2 bedarf es nicht, wenn die Antragstellerin oder der Antragsteller
aufgrund einer Regelung eines anderen Landes bauvorlageberechtigt ist.



(5) 8 17 des Brandenburgischen Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes vom 5. Dezember 2013 (GVBI. |
Nr. 37), das zuletzt durch das Gesetz vom 8. Juni 2021 (GVBI. | Nr. 14) ge&ndert worden ist, ist anzuwenden.

8 65b Eintragungsverfahren fir Antragstellende aus anderen Mitgliedstaaten der Européischen
Union

(1) Fur die Form des Antrags auf Eintragung, die einzureichenden Unterlagen sowie das dieshezlgliche Verfahren
gelten die 88 12 und 13 des Brandenburgischen Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes.

(2) Antragsteller haben Unterlagen nach Artikel 50 Absatz 1 der Richtlinie 2005/36/EG in Verbindung mit deren
Anhang VII Nummer 1 Buchstabe a und Buchstabe b Satz 1 sowie auf Anforderung nach Anhang VII Nummer 1
Buchstabe b Satz 2 dieser Richtlinie vorzulegen. Gibt die Antragstellerin oder der Antragsteller an, hierzu nicht in
der Lage zu sein, wendet sich die Brandenburgische Ingenieurkammer zur Beschaffung der erforderlichen Unter-
lagen an die Kontaktstelle, die zustandige Behorde oder eine Ausbildungsstelle. Bei Ausbildungsnachweisen ge-
malR Artikel 50 Absatz 3 der Richtlinie 2005/36/EG kann die Brandenburgische Ingenieurkammer bei berechtigten
Zweifeln von der zustindigen Stelle des Ausstellungsstaates die Uberpriifung der Kriterien gemaR Artikel 50 Ab-
satz 3 Buchstabe a bis ¢ der Richtlinie verlangen. War die Antragstellerin oder der Antragsteller bereits in einem
anderen Mitgliedstaat der Europdischen Union oder einem gleichgestellten Staat tatig, kann die Brandenburgische
Ingenieurkammer im Fall berechtigter Zweifel von der im Herkunftsstaat zustdndigen Behdrde eine Bestatigung
der Tatsache verlangen, dass die Ausiibung dieses Berufes durch die Antragstellerin oder den Antragsteller nicht
aufgrund schwerwiegenden standeswidrigen Verhaltens oder einer Verurteilung wegen strafbarer Handlungen un-
tersagt worden ist. Im Ubrigen finden die Vorschriften des Artikels 50 Absatz 1 der Richtlinie 2005/36/EG in
Verbindung mit deren Anhang VII Nummer 1 Buchstabe d bis g Anwendung. Die auf Verlangen Ubermittelten
Unterlagen und Bescheinigungen durfen bei ihrer Vorlage nicht alter als drei Monate sein. Der Informationsaus-
tausch erfolgt tber das Binnenmarkt-Informationssystem.

(3) Uber die Eintragung in die Liste nach § 65a Absatz 1 ist eine Bescheinigung auszustellen. Die Liste enthalt
folgende Angaben:

1. Zeitpunkt der Eintragung,

Familienname, Geburtsname und Vornamen,
Geburtsdatum und Geburtsort,

akademische Grade und Titel,

. ladungsfahige Adresse.

Die Liste enthalt darliber hinaus Angaben Uber die Staatsangehorigkeit der Antragstellerin oder des Antragstellers
und den Staat, in dem sie oder er seine Berufsqualifikation erworben hat. Wesentliche Anderungen gegeniiber der
nach Satz 2 bescheinigten Situation hat die Antragstellerin oder der Antragsteller der Brandenburgischen Ingeni-
eurkammer unverziiglich mitzuteilen. Die fur die Léschung aus Listen geltenden Regelungen des Brandenburgi-
schen Ingenieurgesetzes in der jeweils geltenden Fassung gelten auch fur diese Liste.

o R W

(4) Kann eine Eintragung in die Liste nicht erfolgen, weil die Antragstellerin oder der Antragsteller die Voraus-
setzungen des § 65a Absatz 3 nicht erflllt, ist dies durch Bescheid nach § 10 des Brandenburgischen Berufsquali-
fikationsfeststellungsgesetzes festzustellen.

8 65¢ AusgleichsmalRnahmen

(1) Antragsteller, die nicht in die Liste nach § 65a Absatz 2 und 3 eingetragen werden kdnnen, weil sie aufgrund
von wesentlichen Unterschieden nicht tiber eine gleichwertige Berufsqualifikation verfiigen und die Uber einen
Ausbildungsnachweis verfligen, der dem Berufsqualifikationsniveau nach Artikel 11 Buchstabe b bis e der Richt-
linie 2005/36/EG entspricht, kénnen einen héchstens dreijahrigen Anpassungslehrgang absolvieren oder eine Eig-
nungsprifung ablegen. Beantragt eine Inhaberin oder ein Inhaber einer Berufsqualifikation gemaR Artikel 11
Buchstabe a der Richtlinie 2005/36/EG die Anerkennung ihrer oder seiner Berufsqualifikationen und ist die erfor-
derliche Berufsqualifikation unter Artikel 11 Buchstabe d der Richtlinie eingestuft, so kann die Brandenburgische
Ingenieurkammer sowohl einen Anpassungslehrgang als auch eine Eignungspriifung vorschreiben.

(2) Die Einzelheiten zur Durchfiihrung von AusgleichsmalRnahmen werden durch Satzung der Brandenburgischen
Ingenieurkammer festgelegt.

(3) Die Brandenburgische Ingenieurkammer kann mit anderen zustandigen Stellen innerhalb der Bundesrepublik



Deutschland landesubergreifende Vereinbarungen zur Durchfiihrung von AusgleichsmalRnahmen schlieen. Die
Vereinbarung bedarf der Genehmigung des fiir das Bauordnungsrecht zustdndigen Mitglieds der Landesregierung.

8 65d Vorubergehende und gelegentliche Dienstleistungserbringung von bauvorlageberechtigten
Ingenieuren, Anzeigeverfahren

(1) Ein Dienstleister ist zur voriibergehenden und gelegentlichen Erstellung von Bauvorlagen berechtigt, wenn er
in ein entsprechendes Verzeichnis bei der Brandenburgischen Ingenieurkammer eingetragen ist.

(2) Ein Dienstleister nach Absatz 1 hat das erstmalige Erbringen von Dienstleistungen zuvor der Brandenburgi-
schen Ingenieurkammer in Textform anzuzeigen. Einer Anzeige nach Satz 1 bedarf es nicht, wenn der Dienstleister
bereits aufgrund einer Regelung eines anderen Landes zur Dienstleistungserbringung berechtigt ist. Zusammen
mit der Anzeige sind folgende Unterlagen vorzulegen:

1. ein Identitatsnachweis,

2. eine Bescheinigung, dass er in einem Mitgliedstaat der Européischen Union oder einem diesem durch Ab-
kommen gleichgestellten Staat rechtmaRig zur Auslibung der betreffenden Tétigkeit niedergelassen ist und
ihm die Auslibung dieser Tétigkeit zum Zeitpunkt der VVorlage der Bescheinigung nicht, auch nicht voriiber-
gehend, untersagt ist,

3. ein Berufsqualifikationsnachweis,

4. indenin § 65a Absatz 3 Satz 2 genannten Fallen ein Nachweis in beliebiger Form dartiber, dass der Dienst-
leister die betreffende Tatigkeit mindestens ein Jahr wéahrend der vorhergehenden zehn Jahre ausgeibt hat,
sofern der Beruf im Niederlassungsmitgliedstaat nicht reglementiert ist,

5. ein Nachweis Uber den Versicherungsschutz.
Die 88 12 und 13 des Brandenburgischen Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes sind anzuwenden.

(3) Die Vorlage der Anzeige nach Absatz 2 berechtigt den Dienstleister zur Erstellung von Bauvorlagen. Der
Brandenburgischen Ingenieurkammer steht es frei, die Unterlagen nach Absatz 2 Satz 3 nachzuprifen. Die Erstel-
lung von Bauvorlagen ist dem Dienstleister zu untersagen, wenn der Dienstleister nicht zur Ausubung desselben
Berufs rechtmafRig in einem Mitgliedstaat niedergelassen ist, ihm die Austibung dieser Tatigkeit nach der Anzeige
untersagt wird oder die Voraussetzungen des § 65a Absatz 3 Satz 2 nicht erfillt. In diesem Fall ist dem Dienstleis-
ter die Mdglichkeit einzurdumen, fehlende Kenntnisse, Féhigkeiten und Kompetenzen durch einen Anpassungs-
lehrgang zu erwerben oder durch eine Eignungspriifung nachzuweisen. Ist der Dienstleister zur Ausiibung dessel-
ben Berufs rechtmdRig in einem Mitgliedstaat niedergelassen oder erfullt er die Voraussetzungen des § 65a
Absatz 3 Satz 2, so darf er hinsichtlich der Erstellung von Bauvorlagen nicht aufgrund seiner Berufsqualifikation
beschrénkt werden. Fur die Bestimmung desselben Berufs im Sinne dieses Absatzes gilt das gestufte System des
8 65.

(4) Das Recht zur Fihrung der Berufsbezeichnung des Niederlassungsstaats nach Artikel 7 Absatz 3 der Richtlinie
2005/36/EG bleibt unberihrt. Die Berufsbezeichnung ist dann so zu fuhren, dass keine Verwechslung mit einer
inlandischen Berufsbezeichnung maglich ist.

(5) Auswartige bauvorlageberechtigte Ingenieure haben die Berufspflichten zu beachten. Sie sind hierfur wie Mit-
glieder der Brandenburgischen Ingenieurkammer zu behandeln. Die Brandenburgische Ingenieurkammer stellt
Uber die Eintragung in das Verzeichnis nach Absatz 1 eine auf finf Jahre befristete Bescheinigung aus, die auf
Antrag verlangert werden kann. Durch die Eintragung in das Verzeichnis nach Absatz 1 darf die Erbringung der
Dienstleistungen in keiner Weise verzdgert oder erschwert werden und fur den Dienstleister keine zusétzlichen
Kosten verursachen.

(6) & 17 des Brandenburgischen Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes ist anzuwenden.

8§66 Bautechnische Nachweise

(1) Die Einhaltung der Anforderungen an die Standsicherheit, den Brand-, Schall- und Erschiitterungsschutz ist
nach naherer Mallgabe der Verordnung aufgrund 8 86 Absatz 3 nachzuweisen (bautechnische Nachweise); dies
gilt nicht fir genehmigungsfreie Bauvorhaben, einschliellich der Beseitigung von Anlagen, soweit nicht in diesem
Gesetz oder in der Rechtsverordnung aufgrund § 86 Absatz 3 anderes bestimmt ist. Die Bauvorlageberechtigung
nach § 65 Absatz 2 Nummer 1 und 2 und Absatz 3 Nummer 3 schlief3t die Berechtigung zur Erstellung der bau-
technischen Nachweise ein, soweit nicht nachfolgend Abweichendes bestimmt ist.



(2) Bei
1. Gebduden der Gebdudeklassen 1 bis 3,
2. sonstigen baulichen Anlagen, die keine Gebé&ude sind,

muss der Standsicherheitsnachweis von einer Person mit einem berufsqualifizierenden Hochschulabschluss eines
Studiums der Fachrichtung Architektur, Hochbau oder des Bauingenieurwesens mit einer mindestens dreijéhrigen
Berufserfahrung in der Tragwerksplanung, die oder der unter Beachtung des § 65a Absatz 1 Satz 2 bis 7 in eine
Liste mit dem Zusatz Tragwerksplanung eingetragen ist; oder einer Prifingenieurin oder einem Prufingenieur flr
Standsicherheit erstellt sein; Eintragungen anderer Lander der Bundesrepublik Deutschland gelten auch im Land
Brandenburg. Auch bei anderen Bauvorhaben darf der Standsicherheitsnachweis von einer Tragwerksplanerin o-
der einem Tragwerksplaner nach Satz 1 erstellt werden. Bei Bauvorhaben der Gebaudeklasse 4, ausgenommen
Sonderbauten sowie Mittel- und GroRgaragen im Sinne der Verordnung nach § 86 Absatz 1 Nummer 3, muss der
Brandschutznachweis erstellt sein von

1. einer oder einem fiir das Bauvorhaben Bauvorlageberechtigten, die oder der die erforderlichen Kenntnisse des
Brandschutzes nachgewiesen hat,

2. einer Angehdrigen oder einem Angehdrigen der Fachrichtung Architektur, Hochbau, Bauingenieurwesen oder
eines Studiengangs mit Schwerpunkt Brandschutz, die oder der ein Studium an einer deutschen Hochschule
oder ein gleichwertiges Studium an einer auslandischen Hochschule abgeschlossen hat und nach Abschluss
der Ausbildung mindestens zwei Jahre auf dem Gebiet der brandschutztechnischen Planung und Ausfiihrung
von Gebduden oder deren Prifung praktisch tatig gewesen ist und die erforderlichen Kenntnisse des Brand-
schutzes nachgewiesen hat,

3. einer Absolventin oder einem Absolventen einer Ausbildung fir mindestens den gehobenen feuerwehrtech-
nischen Dienst, die oder der nach Abschluss der Ausbildung mindestens zwei Jahre auf dem Gebiet der brand-
schutztechnischen Planung und Ausfilhrung von Gebéauden oder deren Priifung praktisch tatig gewesen ist und
die erforderlichen Kenntnisse des Brandschutzes nachgewiesen hat, oder

4. einer Prufingenieurin oder einem Prufingenieur fur Brandschutz.

Die oder der Nachweisberechtigte nach Satz 3 Nummer 1 bis 3 muss unter Beachtung des § 65a Absatz 1 Satz 2
bis 7 in eine Liste mit dem Zusatz Brandschutzplanung eingetragen sein; Eintragungen anderer Lander der Bun-
desrepublik Deutschland gelten auch im Land Brandenburg. Auch bei anderen Bauvorhaben darf der Brandschutz-
nachweis von einer Brandschutzplanerin oder einem Brandschutzplaner nach Satz 3 erstellt werden. Fiir Personen,
die in einem anderen Mitgliedstaat der Europdischen Union oder einem nach dem Recht der Européischen Ge-
meinschaften gleichgestellten Staat zur Erstellung von Standsicherheits- oder Brandschutznachweisen niederge-
lassen sind, gilt § 65a Absatz 2 bis 4 und § 65d Absatz 5 mit der MaRgabe entsprechend, dass die Anzeige oder
der Antrag auf Erteilung einer Bescheinigung bei der nach Absatz 5 zustdndigen Stelle einzureichen ist. Bei Be-
diensteten einer juristischen Person des 6ffentlichen Rechts ist flr die dienstliche Tétigkeit eine Eintragung in die
Listen abweichend von den Sétzen 1 und 3 nicht erforderlich, wenn sie ansonsten die VVoraussetzungen nach die-
sem Absatz erfiillen.

(3) Bei
1. Gebéauden der Gebaudeklassen 4 und 5,

2. wenn dies nach MaRgabe eines in der Rechtsverordnung nach 8 86 Absatz 3 geregelten Kriterienkatalogs
erforderlich ist, bei

a) Gebduden der Gebaudeklassen 1 bis 3,
b) Behaltern, Briicken, Stitzmauern, Triblnen,
c) sonstigen baulichen Anlagen, die keine Geb&ude sind, mit einer Héhe von mehr als 10 Meter

muss der Standsicherheitsnachweis bauaufsichtlich geprift sein; das gilt nicht fir Wohngebaude der Gebaudeklas-
sen 1 und 2. Bei

1. Sonderbauten,

2. Mittel- und GrolRgaragen im Sinne der Verordnung nach § 86 Absatz 1 Nummer 3,

3. Geb&uden der Gebdudeklasse 5

muss der Brandschutznachweis bauaufsichtlich geprift sein. Soweit abweichend von Absatz 2 Satz 1 und 3 die
Erstellerin oder der Ersteller eines Standsicherheits- oder Brandschutznachweises nicht in die Liste nach Absatz 5
eingetragen ist, missen diese bautechnischen Nachweise bauaufsichtlich gepruft sein. Die Vollstandigkeit und
Richtigkeit der bautechnischen Nachweise ist durch einen Prufbericht zu bestatigen. Die Prifberichte Uber die

Prifung der Brandschutznachweise miissen der Bauaufsichtsbehdrde vor Erteilung der Baugenehmigung vorlie-
gen. Die ubrigen Prufberichte miissen der Bauaufsichtsbehdrde vor Baubeginn vorliegen.



(4) AuBer in den Fallen des Absatzes 3 werden bautechnische Nachweise nicht geprift; § 67 bleibt unber(hrt.
Werden bautechnische Nachweise durch eine Prifingenieurin oder einen Prufingenieur geprift, werden die ent-
sprechenden Anforderungen auch in den Fallen des § 67 bauaufsichtlich nicht mehr gepriift. Einer bauaufsichtli-
chen Priifung oder einer Priifung durch eine Priifingenieurin oder einen Priifingenieur bedarf es ferner nicht, soweit
fiir das Bauvorhaben Standsicherheitsnachweise vorliegen, die von einem Priifamt fir Standsicherheit allgemein
gepruft sind (Typenprifung); Typenprifungen anderer Lander der Bundesrepublik Deutschland gelten auch im
Land Brandenburg.

(5) Die in Absatz 2 genannten Listen mit den entsprechenden Zusatzen werden von der Brandenburgischen Archi-
tektenkammer und der Brandenburgischen Ingenieurkammer gemeinsam gefiihrt. Die 88 5 und 6 des Brandenbur-
gischen Architektengesetzes und die 88 5 und 6 des Brandenburgischen Ingenieurgesetzes gelten entsprechend.

(6) Das Grundrecht auf Berufsfreiheit (Artikel 49 der Verfassung des Landes Brandenburg) wird insoweit einge-
schréankt.

§ 67 Abweichungen

(1) Die Bauaufsichtsbehorde soll Abweichungen von Anforderungen dieses Gesetzes und aufgrund dieses Geset-
zes erlassener Vorschriften zulassen, wenn sie unter Beriicksichtigung des Zwecks der jeweiligen Anforderung
und unter Wardigung der 6ffentlich-rechtlich geschiitzten nachbarlichen Belange mit den 6ffentlichen Belangen,
insbesondere den Anforderungen des 8 3 Satz 1, vereinbar sind. § 86a Absatz 1 Satz 3 bleibt unberihrt; der Zulas-
sung einer Abweichung bedarf es auch nicht, wenn bautechnische Nachweise durch eine Priifingenieurin oder
einen Prifingenieur geprift werden, es sei denn, 6ffentlich-rechtlich geschitzte nachbarliche Belange werden be-
rahrt.

(2) Die Zulassung von Abweichungen nach Absatz 1, von Ausnahmen und Befreiungen von den Festsetzungen
eines Bebauungsplans oder einer sonstigen stadtebaulichen Satzung oder von Regelungen der Baunutzungsver-
ordnung ist gesondert in Textform zu beantragen; der Antrag ist zu begriinden. Fir Anlagen, die keiner Genehmi-
gung bedirfen, sowie flir Abweichungen von Vorschriften, die im Genehmigungsverfahren nicht geprift werden,
gilt Satz 1 entsprechend.

(3) Zu Abweichungen von ortlichen Bauvorschriften nach § 87 ist das Einvernehmen der Gemeinde erforderlich.
§ 36 Absatz 2 Satz 2 des Baugesetzbuchs gilt entsprechend.

(4) Uber Abweichungen nach Absatz 1 Satz 1 von értlichen Bauvorschriften sowie tiber Ausnahmen und Befrei-
ungen nach Absatz 2 Satz 1 entscheidet bei genehmigungsfreien Bauvorhaben die amtsfreie Gemeinde oder das
Amt als Sonderordnungsbehérde nach MaRgabe der Absétze 1 und 2.

§ 68 Bauantrag, Bauvorlagen

(1) Die Bauaufsichtshehdrde entscheidet in allen bauaufsichtlichen Genehmigungsverfahren nur auf Antrag der
Bauherrin oder des Bauherrn (Bauantrag). Der Bauantrag ist bei der Bauaufsichtsbehérde einzureichen.

(2) Mit dem Bauantrag sind alle fiir die Beurteilung des Bauvorhabens und die Bearbeitung des Bauantrags erfor-
derlichen Unterlagen (Bauvorlagen) einzureichen. Die Bauaufsichtsbehdrde kann gestatten, dass einzelne Bauvor-
lagen nachgereicht werden.

(3) In besonderen Fallen kann zur Beurteilung der Einwirkung der baulichen Anlagen auf die Umgebung verlangt
werden, dass die bauliche Anlage in geeigneter Weise auf dem Grundstiick dargestellt wird.

(4) Ist die Bauherrin oder der Bauherr nicht Grundstiickseigentiimerin oder Grundstuckseigentiimer, so kann die
Zustimmung der Grundstiickseigentiimerin oder des Grundstiickseigentiimers zu dem Bauvorhaben gefordert wer-
den.

869 Behandlung des Bauantrags

(1) Die Bauaufsichtsbehdrde hat binnen zwei Wochen nach Eingang des Bauantrags zu priifen, ob die Bauvorlagen
vollstandig sind und den Eingang des Bauantrags zu bestétigen.



(2) Ist der Bauantrag unvollstandig oder weist er sonstige erhebliche Méngel auf, fordert die Bauaufsichtsbehérde
die Bauherrin oder den Bauherrn mit der Eingangsbestatigung zur Behebung der Méngel innerhalb einer angemes-
senen Frist auf. Werden die Méangel nicht innerhalb der Frist behoben, gilt der Antrag als zuriickgenommen.

(3) Sind die Bauvorlagen vollstandig, holt die Bauaufsichtsbehdrde unverziglich die Stellungnahmen der Behor-
den und Stellen ein, deren Zustimmung, Einvernehmen oder Benehmen zur Baugenehmigung erforderlich ist oder
deren Aufgabenbereich durch das Vorhaben beriihrt wird. Soweit die Baugenehmigung die Entscheidung einer
anderen Behorde einschlieft, ist, vorbehaltlich einer anderen gesetzlichen Regelung, deren Benehmen zur Ertei-
lung der Baugenehmigung erforderlich.

(4) Soweit bundesrechtliche Vorschriften keine langeren Fristen vorsehen, sind die Stellungnahmen der beteiligten
Behdrden und Stellen innerhalb eines Monats, in den Féllen der 88 62 und 63 innerhalb von zwei Wochen, nach
Zugang des Ersuchens abzugeben. Geht die Stellungnahme nicht innerhalb dieser Frist ein, so soll die Bauauf-
sichtsbehtrde davon ausgehen, dass die von den Behorden und Stellen wahrzunehmenden 6ffentlichen Belange
der Erteilung der Baugenehmigung nicht entgegenstehen. Dies gilt entsprechend, wenn die nach bundesrechtlichen
Vorschriften zu beachtende Frist nicht eingehalten wird. Die Frist nach Satz 1 geht anderen landesrechtlich gere-
gelten Fristen vor.

(5) Eine gemeinsame Besprechung mit den am Verfahren zu beteiligenden Behorden und Stellen soll durchgefiihrt
werden, wenn dies der beschleunigten Abwicklung des Verfahrens dienlich ist.

(6) Die Bauaufsichtsbehdrde entscheidet iber den Bauantrag innerhalb einer Frist von einem Monat nach Eingang
aller Stellungnahmen.

§ 70 Beteiligung der Nachbarn und der Offentlichkeit

(1) Nachbarn sind die Eigentimer oder die Erbbauberechtigten der an das Baugrundstiick angrenzenden Grund-
stiicke.

(2) Vor der Zulassung von Abweichungen nach § 67 und vor der Erteilung von Befreiungen nach § 31 Absatz 2
des Baugesetzbuchs, die 6ffentlich-rechtlich geschiitzte nachbarliche Belange beriihren kénnen, hat die Bauauf-
sichtsbehdrde die betroffenen Nachbarn von dem Vorhaben durch Zustellung zu benachrichtigen und ihnen Gele-
genheit zur Stellungnahme innerhalb von einem Monat zu geben. Die Bauherrin oder der Bauherr hat auf Verlan-
gen der Bauaufsichtsbehdrde Unterlagen zu deren Beteiligung zur Verfugung zu stellen.

(3) Die Benachrichtigung entfallt, wenn die Nachbarin oder der Nachbar dem Vorhaben, der Zulassung der Ab-
weichung oder der Erteilung der Befreiung schriftlich zugestimmt oder die Zustimmung bereits in Textform ge-
geniiber der Bauaufsichtsbehdrde verweigert hat. Haben die Nachbarn dem Bauvorhaben nicht zugestimmt, ist
ihnen die Baugenehmigung zuzustellen.

(4) Die Nachbarin oder der Nachbar hat das Recht, die von der Bauherrin oder vom Bauherrn eingereichten Bau-
vorlagen bei der Bauaufsichtsbeh6rde einzusehen.

(5) Hat eine Nachbarin oder ein Nachbar oder eine von der Bauaufsichtsbehdrde hinzugezogene Verfahrensbetei-
ligte oder ein von der Bauaufsichtsbehdrde hinzugezogener Verfahrensbeteiligter nicht Stellung genommen oder
wird deren Einwendungen nicht entsprochen, so ist ihnen eine Ausfertigung der Baugenehmigung oder der Ent-
scheidung tber die Abweichung oder Befreiung zuzustellen.

(6) Bei baulichen Anlagen, die aufgrund ihrer Beschaffenheit oder ihres Betriebs geeignet sind, die Allgemeinheit
oder die Nachbarschaft zu gefédhrden, zu benachteiligen oder zu beléstigen, kann die Bauaufsichtsbehérde auf
Antrag der Bauherrin oder des Bauherrn das Bauvorhaben ortsiiblich bekannt machen.

(7) Bei der Errichtung, Anderung oder Nutzungsanderung

1. eines oder mehrerer Gebdude, wenn dadurch dem Wohnen dienende Nutzungseinheiten mit einer GréRe von
insgesamt mehr als 5 000 Quadratmeter Brutto-Grundflache geschaffen werden,

2. baulicher Anlagen, die 6ffentlich zuganglich sind, wenn dadurch die gleichzeitige Nutzung durch mehr als
100 zusétzliche Besucher ermdglicht wird, und

3. baulicher Anlagen, die nach Durchfiihrung des Bauvorhabens Sonderbauten nach § 2 Absatz 4 Nummer 9
Buchstabe ¢, Nummer 10 bis 13, 15 und 16 sind,



ist eine Offentlichkeitsheteiligung nach den hierfiir geltenden immissionsschutzrechtlichen Bestimmungen durch-
zufiihren, wenn sie innerhalb eines angemessenen Sicherheitsabstands eines Betriebsbereichs im Sinne des § 3
Absatz 5a des Bundes-Immissionsschutzgesetzes liegen, es sei denn, die Immissionsschutzbehdrde hat bestétigt,
dass sich das Vorhaben auRerhalb des angemessenen Sicherheitsabstands des Betriebsbereichs befindet. Ist der
angemessene Sicherheitsabstand nicht bekannt, ist maRgeblich, ob sich das VVorhaben innerhalb des Achtungsab-
stands des Betriebsbereichs befindet. Satz 1 gilt nicht, wenn

1. die Bauaufsichtsbehdrde zu dem Ergebnis kommt, dass dem Gebot, den angemessenen Sicherheitsabstand zu
wahren, bereits in einem Bebauungsplan Rechnung getragen ist, oder

2. bei der Anderung von Vorhaben nach Satz 1 Nummer 3 sich die Zahl der gleichzeitig anwesenden Personen
nicht erhoht.

Verfahrt die Bauaufsichtsbehdrde nach Absatz 6 oder Absatz 7 Satz 1, finden die Absatze 2 und 3 keine Anwen-
dung.

(8) In der Bekanntmachung nach den Absétzen 6 und 7 ist Giber Folgendes zu informieren:
1. Uber den Gegenstand des VVorhabens,

2. Uber die fiir die Genehmigung zustandige Behdorde, bei der der Antrag nebst Unterlagen zur Einsicht ausgelegt
wird sowie wo und wann Einsicht genommen werden kann,

3. daruber, dass Personen, deren Belange beriihrt sind, und Vereinigungen, welche die Anforderungen von § 3
Absatz 1 oder § 2 Absatz 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes erfiillen (betroffene Offentlichkeit), Einwen-
dungen bei einer in der Bekanntmachung bezeichneten Stelle bis zu zwei Wochen nach Ablauf der Ausle-
gungsfrist erheben kdnnen; dabei ist darauf hinzuweisen, dass mit Ablauf der Frist alle 6ffentlich-rechtlichen
Einwendungen ausgeschlossen sind und der Ausschluss von umweltbezogenen Einwendungen nur fir das
Genehmigungsverfahren gilt,

4, dass die Zustellung der Entscheidung tiber die Einwendungen durch 6ffentliche Bekanntmachung ersetzt wer-
den kann.

Bei der Bekanntmachung nach Absatz 7 ist zusétzlich Gber Folgendes zu informieren:

1. gegebenenfalls die Feststellung der Pflicht zur Durchfuhrung einer Umweltvertraglichkeitspriifung des Vor-
habens nach § 5 des Umweltvertraglichkeitsprifungsgesetzes sowie erforderlichenfalls die Durchfiihrung ei-
ner grenziberschreitenden Beteiligung nach den 88 55 und 56 des Umweltvertraglichkeitspriifungsgesetzes,

2. die Art moglicher Entscheidungen oder, soweit vorhanden, den Entscheidungsentwurf,

3. gegebenenfalls weitere Einzelheiten des Verfahrens zur Unterrichtung der Offentlichkeit und Anhorung der
betroffenen Offentlichkeit.

(9) Nach der Bekanntmachung sind der Antrag und die Bauvorlagen sowie die entscheidungserheblichen Berichte
und Empfehlungen, die der Bauaufsichtsbehorde im Zeitpunkt der Bekanntmachung vorliegen, einen Monat zur
Einsicht auszulegen. Bauvorlagen, die Geschafts- oder Betriebsgeheimnisse enthalten, sind nicht auszulegen; fur
sie gilt § 10 Absatz 2 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes entsprechend. Bis zwei Wochen nach Ablauf der
Auslegungsfrist kann die Offentlichkeit gegeniiber der zustandigen Behorde schriftlich Einwendungen erheben;
mit Ablauf dieser Frist sind alle 6ffentlich-rechtlichen Einwendungen ausgeschlossen. Hinsichtlich umweltbezo-
gener Einwendungen gilt Satz 3 nur fir das Genehmigungsverfahren.

(10) Bei mehr als 20 Nachbarn, denen die Baugenehmigung nach Absatz 3 Satz 2 zuzustellen ist, kann die Zustel-
lung durch offentliche Bekanntmachung ersetzt werden; wurde eine Offentlichkeitsbeteiligung nach Absatz 8
durchgefiihrt, ist der Genehmigungsbescheid 6ffentlich bekannt zu machen. Die 6ffentliche Bekanntmachung wird
dadurch bewirkt, dass der verfiigende Teil des Bescheides und die Rechtsbehelfsbelehrung in entsprechender An-
wendung des Absatzes 6 Satz 1 bekannt gemacht werden; auf Auflagen ist hinzuweisen. Eine Ausfertigung des
gesamten Genehmigungsbescheides ist vom Tage nach der Bekanntmachung an zwei Wochen zur Einsicht auszu-
legen. Ist eine Offentlichkeitsbeteiligung nach Absatz 7 erfolgt, sind in die Begriindung die wesentlichen tatsach-
lichen und rechtlichen Griinde, die die Behérde zu ihrer Entscheidung bewogen haben, die Behandlung der Ein-
wendungen sowie Angaben Uber das Verfahren zur Beteiligung der Offentlichkeit aufzunehmen. In der offentli-
chen Bekanntmachung ist anzugeben, wo und wann der Bescheid und seine Begriindung eingesehen und nach
Satz 7 angefordert werden konnen. Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch Dritten gegenuber,
die keine Einwendungen erhoben haben, als zugestellt; darauf ist in der Bekanntmachung hinzuweisen. Nach der
offentlichen Bekanntmachung kénnen der Bescheid und seine Begriindung bis zum Ablauf der Widerspruchsfrist
von den Personen, die Einwendungen erhoben haben, schriftlich angefordert werden.*

(11) Im Ubrigen gelten fiir die Beteiligung im bauaufsichtlichen Verfahren die Vorschriften des Verwaltungsver-



fahrensgesetzes in Verbindung mit den Vorschriften des Verwaltungsverfahrensgesetzes fir das Land Branden-
burg.

8 71 Ersetzung des gemeindlichen Einvernehmens

(1) Hat eine Gemeinde ihr nach den Vorschriften dieses Gesetzes oder des Baugesetzbuchs erforderliches Einver-
nehmen rechtswidrig versagt, soll die Bauaufsichtshehorde das fehlende Einvernehmen der Gemeinde ersetzen; in
den Féllen des § 36 Absatz 1 Satz 1 und 2 des Baugesetzbuchs ist das fehlende Einvernehmen zu ersetzen. Wird
in einem anderen Genehmigungsverfahren Uber die Zul&ssigkeit des Vorhabens entschieden, so tritt die fur dieses
Verfahren zustdndige Behdrde an die Stelle der Bauaufsichtsbehorde.

(2) Die Gemeinde ist vor Ersetzung des Einvernehmens anzuhéren. Dabei ist ihr Gelegenheit zu geben, binnen
einer Frist von einem Monat erneut (iber das gemeindliche Einvernehmen zu entscheiden.

(3) Die Genehmigung, mit der die Zulassigkeit des VVorhabens festgestellt wird, gilt zugleich als Ersatzvornahme
im Sinne des 8 116 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg. Sie ist insoweit zu begriinden. Wider-
spruch und Anfechtungsklage der Gemeinde haben auch insoweit keine aufschiebende Wirkung, als die Geneh-
migung als Ersatzvornahme gilt.

(4) Abweichend von § 119 der Kommunal Verfassung des Landes Brandenburg kann die Gemeinde die Ersetzung
des Einvernehmens durch Widerspruch gegen die Genehmigung anfechten.

(5) Die Absétze 1 bis 3 gelten entsprechend fiir das Widerspruchsverfahren.

§ 72 Baugenehmigung, Baubeginn

(1) Die Baugenehmigung ist zu erteilen, wenn dem Vorhaben keine 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften entgegen-
stehen. Die Baugenehmigung schlief3t die fur das Vorhaben erforderlichen weiteren behérdlichen Entscheidungen
ein. Die Erlaubnis nach § 18 der Betriebssicherheitsverordnung und die Genehmigung der oberen Wasserbehorde
zum Bau und Betrieb von Abwasserbehandlungsanlagen schlieBen eine Baugenehmigung mit ein. Satz 2 gilt nicht
flr wasserrechtliche Entscheidungen Uber betriebsbedingte Gewasserbenutzungen, fiir Entscheidungen in Selbst-
verwaltungsangelegenheiten der Gemeinden und Gemeindeverbande sowie fiir Entscheidungen in Planfeststel-
lungs- oder Plangenehmigungsverfahren. Die durch eine Umweltvertraglichkeitsprifung ermittelten, beschriebe-
nen und bewerteten Umweltauswirkungen sind nach MaRgabe der hierfir geltenden Vorschriften zu beriicksichti-
gen.

(2) Wird die Baugenehmigung unter Auflagen, Bedingungen oder befristet erteilt, kann eine Sicherheitsleistung
verlangt werden. Befristet genehmigte VVorhaben miissen spatestens sechs Monate nach Fristablauf beseitigt sein.
In den Fallen des § 35 Absatz 1 Nummer 2 bis 6 des Baugesetzbuchs wird die Baugenehmigung erst erteilt, wenn
der Bauaufsichtsbehérde die Verpflichtungserklarung nach § 35 Absatz 5 Satz 2 des Baugesetzbuchs vorliegt und
ihr fir die Einhaltung der Riickbauverpflichtung Sicherheit in Hohe der Kosten der Beseitigung der baulichen
Anlage oder gleichwertige Sicherheit geleistet ist. Dies gilt auch, soweit andere behdrdliche Gestattungen die Bau-
genehmigung einschliellen oder ersetzen.

(3) In der Baugenehmigung ist anzugeben, welche weiteren behordlichen Entscheidungen sie einschlieit. Der
Bauherrin oder dem Bauherrn ist die Baugenehmigung mit den genehmigten Bauvorlagen zu tbermitteln.

(4) Die Baugenehmigung gilt auch fir und gegen die Rechtsnachfolgerin oder den Rechtsnachfolger der Bauherrin
oder des Bauherrn.

(5) Die Baugenehmigung wird unbeschadet der privaten Rechte Dritter erteilt.

(6) Der amtsfreien Gemeinde, dem Amt, der Verbandsgemeinde, der mitverwalteten Gemeinde oder mitverwal-
tenden Gemeinde und der Entwurfsverfasserin oder dem Entwurfsverfasser ist die Entscheidung der Bauaufsichts-
behdrde im bauaufsichtlichen Genehmigungsverfahren durch eine Ubermittlung des Bescheides zur Kenntnis zu
geben.

(7) Mit der Bauausfiihrung darf erst begonnen werden, wenn
1. eine erforderliche Baugenehmigung vorliegt oder die Voraussetzung des § 62 Absatz 3 Satz 1 erfullt ist,



2. nach anderen Rechtsvorschriften erforderliche Genehmigungen vorliegen,

3. die erforderlichen Prifberichte oder Bescheinigungen tber die Prifung der bautechnischen Nachweise vor-
liegen.

Die Bauaufsichtsbehdrde kann sich die Freigabe der Bauarbeiten fur die Baugrube, fiir einzelne Bauabschnitte

oder flir das gesamte Bauvorhaben vorbehalten.

(8) Die Bauherrin oder der Bauherr hat den Zeitpunkt des Baubeginns genehmigungs- oder anzeigepflichtiger
Vorhaben spétestens eine Woche vor Baubeginn der Bauaufsichtsbehdrde unter VVorlage der nach Absatz 7 Satz 1
Nummer 2 und 3 erforderlichen Nachweise mitzuteilen (Baubeginnsanzeige).

(9) Vor Baubeginn muss die Grundflache der baulichen Anlage abgesteckt und ihre Hohenlage festgelegt sein. Die
Einhaltung der festgelegten Grundflache und Hohenlage ist der Bauaufsichtshehdrde binnen zwei Wochen nach
Baubeginn durch Vorlage einer Einmessungsbescheinigung einer VVermessungsingenieurin oder eines VVermes-
sungsingenieurs nachzuweisen. Der Nachweis nach Satz 2 kann auch durch eine Einmessungsbescheinigung er-
folgen, die auf einer nach § 23 des Brandenburgischen Vermessungsgesetzes durchgefiihrten Einmessung beruht.

(10) Baugenehmigung, Bauvorlagen, Ausflihrungszeichnungen und Baufreigabeschein miissen an der Baustelle
von Baubeginn an vorliegen.

§ 72a Typengenehmigung

(1) Fur bauliche Anlagen, die in derselben Ausfiihrung an mehreren Stellen errichtet werden sollen, wird auf An-
trag durch die oberste Bauaufsichtsbehdrde eine Typengenehmigung erteilt, wenn die baulichen Anlagen oder
Teile von baulichen Anlagen den Anforderungen nach diesem Gesetz oder aufgrund dieses Gesetzes erlassenen
Vorschriften entsprechen. Eine Typengenehmigung kann auch fur bauliche Anlagen erteilt werden, die in unter-
schiedlicher Ausfiihrung, aber nach einem bestimmten System und aus bestimmten Bauteilen an mehreren Stellen
errichtet werden sollen; in der Typengenehmigung ist die zuldssige Verdnderbarkeit festzulegen. Fir Fliegende
Bauten wird eine Typengenehmigung nicht erteilt.

(2) Die Typengenehmigung gilt fiinf Jahre. Die Frist kann auf Antrag jeweils um bis zu funf Jahren verlangert
werden; § 68 Absatz 2 und § 69 gelten entsprechend.

(3) Typengenehmigungen anderer Lander gelten auch im Land Brandenburg, soweit die nach Absatz 1 zustandige
Behorde die Anwendbarkeit bestétigt hat. Die Bestéatigung kann mit Auflagen und Nebenbestimmungen versehen
werden.

(4) Eine Typengenehmigung entbindet nicht von der Verpflichtung, ein bauaufsichtliches Verfahren durchzufih-
ren. Die in der Typengenehmigung entschiedenen Fragen sind von der Bauaufsichtsbehérde nicht mehr zu prifen.

(5) Die Prifberichte der Prifingenieurin oder des Prifingenieurs Uber die Prifung der Standsicherheits- und
Brandschutznachweise missen der obersten Bauaufsichtsbehdrde abweichend von § 66 Absatz 3 Satz 5 und 6 vor
Erteilung der Typengenehmigung vorliegen. Abweichend von § 66 Absatz 4 und § 67 Absatz 1 Satz 2 werden
bautechnische Nachweise hinsichtlich der drtlichen Gegebenheiten und der Leistungsfahigkeit der 6rtlichen Feu-
erwehr, insbesondere nach den 88 5, 33 Absatz 2 und 3 sowie § 37 Absatz 5, im bauaufsichtlichen Verfahren
abschlieRend gepruft.

8 73 Geltungsdauer der Baugenehmigung und des Vorbescheides

(1) Die Geltungsdauer der Baugenehmigung, der Teilbaugenehmigung und des Vorbescheides betrégt sechs Jahre.
Die Baugenehmigung und die Teilbaugenehmigung erldschen nicht, wenn das Vorhaben innerhalb der Frist nach
Satz 1 begonnen worden und spétestens ein Jahr nach Ablauf der Frist die Aufnahme der Nutzung angezeigt wor-
den ist.

(2) Abweichend von Absatz 1 richtet sich die Geltungsdauer der Baugenehmigung, der Teilbaugenehmigung und
des VVorbescheides flr bauliche Anlagen, deren Zul&ssigkeit sich auch nach einem Planfeststellungsbeschluss oder
einer Plangenehmigung richtet, nach der Geltungsdauer des Planfeststellungsbeschlusses oder der Plangenehmi-
gung. 8§ 81 qilt entsprechend.



8 74 Teilbaugenehmigung

Ist ein Bauantrag eingereicht, kann der Beginn der Bauarbeiten fiir die Baugrube und fir einzelne Bauteile oder
Bauabschnitte auf Antrag schon vor Erteilung der Baugenehmigung gestattet werden (Teilbaugenehmigung). § 72
gilt entsprechend.

§ 75 Vorbescheid

(1) Vor Einreichung des Bauantrags sind auf Antrag der Bauherrin oder des Bauherrn einzelne der selbststandigen
Beurteilung zugéngliche Fragen zu einem Bauvorhaben durch Vorbescheid von der Bauaufsichtsbehdrde zu be-
antworten. Soweit sich die Fragen auf behordliche Entscheidungen beziehen, die nach § 72 Absatz 1 Satz 2 in eine
Baugenehmigung eingeschlossen sind, hat die Bauaufsichtsbehdrde diese Fragen im Benehmen mit den betroffe-
nen Behdrden mit Bindungswirkung auch fiir diese Behoérden zu beantworten.

(2) Die zur Beurteilung der Fragen erforderlichen Zeichnungen oder Pl&ne mussen den Anforderungen an Bau-
vorlagen entsprechen. Im Fall des Absatzes 1 Satz 2 sind dem Antrag ferner die Unterlagen beizufiigen, die fur die
Beurteilung nach den fur die weiteren behdrdlichen Entscheidungen geltenden Vorschriften erforderlich sind.

(3) Im Fall des Absatzes 1 Satz 2 betrédgt die Geltungsdauer des VVorbescheides abweichend von § 73 Absatz 1 drei
Jahre.

876 Genehmigung Fliegender Bauten

(1) Fliegende Bauten sind bauliche Anlagen, die geeignet und bestimmt sind, an verschiedenen Orten wiederholt
aufgestellt und zerlegt zu werden. Baustelleneinrichtungen und Baugeriiste sind keine Fliegenden Bauten.

(2) Fliegende Bauten bedurfen, bevor sie erstmals aufgestellt und in Gebrauch genommen werden, einer Ausfiih-
rungsgenehmigung. Dies gilt nicht flr

1. Fliegende Bauten mit einer Hohe bis zu 5 Meter, die nicht dazu bestimmt sind, von Besuchern betreten zu
werden,

2. Fliegende Bauten mit einer Hohe bis zu 5 Meter, die flr Kinder betrieben werden und eine Geschwindigkeit
von hdchstens 1 Meter pro Sekunde haben,

3. Biihnen, die Fliegende Bauten sind, einschlieRlich Uberdachungen und sonstige Aufbauten mit einer Hohe bis
zu 5 Meter, einer Grundflache bis zu 100 Quadratmeter und einer FuRbodenhdhe bis zu 1,50 Meter,

4. erdgeschossige Zelte und erdgeschossige betretbare Verkaufsstande, die Fliegende Bauten sind, jeweils mit
einer Grundflache bis zu 75 Quadratmeter,

5. aufblasbare Spielgerdte mit einer Hohe des betretbaren Bereichs von bis zu 5 Meter oder mit Uberdachten
Bereichen, bei denen die Entfernung zum Ausgang nicht mehr als 3 Meter, sofern ein Absinken der Uber-
dachung konstruktiv verhindert wird, nicht mehr als 10 Meter, betragt.

(3) Die Ausflihrungsgenehmigung wird von der obersten Bauaufsichtsbehérde erteilt. Hat die Antragstellerin oder
der Antragsteller im Land Brandenburg keine Hauptwohnung oder keine gewerbliche Niederlassung, so ist die
oberste Bauaufsichtsbehdrde nur zustandig, wenn der Fliegende Bau im Land Brandenburg erstmals aufgestellt
und in Gebrauch genommen werden soll.

(4) Die Genehmigung wird fiir eine bestimmte Frist erteilt, die hdchstens finf Jahre betragen soll; sie kann auf
Antrag in Textform von der fiir die Erteilung der Ausfihrungsgenehmigung zustandigen Behdrde jeweils bis zu
finf Jahre verlangert werden, wenn der Antrag vor Ablauf der Geltungsdauer bei der Behdrde eingegangen ist.
Die Genehmigungen werden in ein Prifbuch eingetragen, dem eine Ausfertigung der mit einem Genehmigungs-
vermerk zu versehenden Bauvorlagen beizufiigen ist. Ausfiihrungsgenehmigungen anderer L&nder der Bundesre-
publik Deutschland gelten auch im Land Brandenburg.

(5) Die Inhaberin oder der Inhaber der Ausfiihrungsgenehmigung hat den Wechsel ihres oder seines Wohnsitzes
oder ihrer oder seiner gewerblichen Niederlassung oder die Ubertragung eines Fliegenden Baus an Dritte der
obersten Bauaufsichtsbehdrde anzuzeigen. Die oberste Bauaufsichtsbehdrde hat die Anderungen in das Priifbuch
einzutragen und sie, wenn mit den Anderungen ein Wechsel der Zustandigkeit verbunden ist, der nunmehr zustan-
digen Behorde mitzuteilen.



(6) Fliegende Bauten, die nach Absatz 2 Satz 1 einer Ausfihrungsgenehmigung bedirfen, dirfen unbeschadet
anderer Vorschriften nur in Gebrauch genommen werden, wenn ihre Aufstellung der unteren Bauaufsichtsbehérde
des Aufstellungsortes unter Vorlage des Priifouchs angezeigt ist. Die Bauaufsichtshehdrde kann die Inbetrieb-
nahme dieser Fliegenden Bauten von einer Gebrauchsabnahme abhangig machen. Das Ergebnis der Abnahme ist
in das Priifbuch einzutragen. In der Ausfiihrungsgenehmigung kann bestimmt werden, dass Anzeigen nach Satz 1
nicht erforderlich sind, wenn eine Gefahrdung im Sinne des § 3 Satz 1 nicht zu erwarten ist.

(7) Die fur die Erteilung der Gebrauchsabnahme zustandige untere Bauaufsichtsbehdrde kann Auflagen machen
oder die Aufstellung oder den Gebrauch Fliegender Bauten untersagen, soweit dies nach den ortlichen Verhéltnis-
sen oder zur Abwehr von Gefahren erforderlich ist, insbesondere weil die Betriebssicherheit oder Standsicherheit
nicht oder nicht mehr gewéhrleistet ist oder weil von der Ausfuhrungsgenehmigung abgewichen wird. Wird die
Aufstellung oder der Gebrauch aufgrund von Méngeln am Fliegenden Bau untersagt, ist dies in das Priifbuch
einzutragen. Die ausstellende Behdorde ist zu benachrichtigen, das Prufbuch ist einzuziehen und der ausstellenden
Behorde zuzuleiten, wenn die Herstellung ordnungsgemafer Zustande innerhalb angemessener Frist nicht zu er-
warten ist.

(8) Bei Fliegenden Bauten, die von Besuchern betreten und langere Zeit an einem Aufstellungsort betrieben wer-
den, kann die fiir die Gebrauchsabnahme zusténdige untere Bauaufsichtsbehérde aus Griinden der Sicherheit Nach-
abnahmen durchfiihren. Das Ergebnis der Nachabnahme ist in das Priifbuch einzutragen.

(9) 8§68 Absatz 1, 2 und 4 und § 82 Absatz 1 und 4 gelten entsprechend.

8 77 Bauaufsichtliche Zustimmung

(1) Nicht genehmigungsfreie Bauvorhaben bedirfen keiner Genehmigung und Bauuberwachung, wenn

1. die Leitung der Entwurfsarbeiten und die Bautiberwachung einer Baudienststelle des Bundes oder eines Lan-
des Ubertragen ist und

2. die Baudienststelle mindestens mit einer Bediensteten oder einem Bediensteten mit der Befahigung zum ho-
heren bautechnischen Verwaltungsdienst und mit sonstigen geeigneten Fachkréften ausreichend besetzt ist.

Solche baulichen Anlagen bedirfen jedoch der Zustimmung der obersten Bauaufsichtsbehérde. Die Zustimmung
entfallt, wenn die Gemeinde nicht widerspricht und, soweit ihre ¢ffentlich-rechtlich geschiitzten Belange von Ab-
weichungen, Ausnahmen und Befreiungen beruhrt sein kénnen, die Nachbarn dem Bauvorhaben zustimmen. Kei-
ner Genehmigung oder Zustimmung bediirfen unter den Voraussetzungen des Satzes 1 Baumalinahmen in oder an
bestehenden Geb&uden, soweit sie nicht zu einer Erweiterung des Bauvolumens oder zu einer nicht genehmigungs-
freien Nutzungsénderung fiihren, sowie die Beseitigung baulicher Anlagen. Satz 3 gilt nicht fir bauliche Anlagen,
fiir die nach § 70 Absatz 7 eine Offentlichkeitsbeteiligung durchzufiihren ist. Der offentliche Bauherr tragt die
Verantwortung dafir, dass Entwurf, Ausfuhrung und Zustand der baulichen Anlagen sowie anderer Anlagen und
Einrichtungen den 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften entsprechen. Die Baudienststelle nimmt insoweit die Auf-
gaben und Befugnisse einer unteren Bauaufsichtsbehérde nach § 58 Absatz 2 und 3 wahr.

(2) Der Antrag auf Zustimmung ist bei der obersten Bauaufsichtsbehérde einzureichen.

(3) Die oberste Bauaufsichtsbehdrde priift

1. die Ubereinstimmung mit den Vorschriften tiber die Zuldssigkeit der baulichen Anlagen nach den §§ 29
bis 38 des Baugesetzbuchs und

2. andere offentlich-rechtliche Anforderungen, soweit wegen der Zustimmung eine Entscheidung nach anderen
offentlich-rechtlichen Vorschriften entfallt oder ersetzt wird.

Sie fiihrt bei den in Absatz 1 Satz 5 genannten Anlagen die Offentlichkeitsbeteiligung nach § 70 Absatz 6 durch.
Die oberste Bauaufsichtsbehtrde entscheidet tber Ausnahmen, Befreiungen und Abweichungen von den nach
Satz 1 zu prufenden sowie von anderen Vorschriften, soweit sie nachbarschiitzend sind und die Nachbarn nicht
zugestimmt haben. Im Ubrigen bedarf die Zulassigkeit von Ausnahmen, Befreiungen und Abweichungen keiner
bauaufsichtlichen Entscheidung.

(4) Die Gemeinde ist vor Erteilung der Zustimmung zu horen. 8 36 Absatz 2 Satz 2 Halbsatz 1 des Baugesetzbuchs
gilt entsprechend. Fir die Entscheidung nach § 37 Absatz 1 des Baugesetzbuchs ist die oberste Bauaufsichtsbe-
horde zustandig; vor der Entscheidung ist die Gemeinde zu héren. Im Ubrigen sind die Vorschriften Gber das
Baugenehmigungsverfahren entsprechend anzuwenden.



(5) Anlagen, die der Landesverteidigung, dienstlichen Zwecken der Bundespolizei oder dem zivilen Bevélkerungs-
schutz dienen, sind abweichend von den Absdtzen 1 bis 4 der obersten Bauaufsichtsbehdrde vor Baubeginn in
geeigneter Weise zur Kenntnis zu bringen; Absatz 1 Satz 3 Halbsatz 1 gilt entsprechend. Im Ubrigen wirken die
Bauaufsichtsbehdrden nicht mit. 8 76 Absatz 2 bis 9 findet auf Fliegende Bauten, die der Landesverteidigung,
dienstlichen Zwecken der Bundespolizei oder dem zivilen Bevdlkerungsschutz dienen, keine Anwendung.

Abschnitt 4 — Bauaufsichtliche MalRinahmen

878 Verbot unrechtmafig gekennzeichneter Bauprodukte

Sind Bauprodukte entgegen § 21 Absatz 3 bis 5 mit dem U-Zeichen gekennzeichnet, kann die Bauaufsichtsbehorde
die Verwendung dieser Bauprodukte untersagen und deren Kennzeichnung entwerten oder beseitigen lassen.

879 Einstellung von Arbeiten

(1) Werden Anlagen im Widerspruch zu 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften errichtet, gedndert oder beseitigt, kann
die Bauaufsichtsbehdrde die Einstellung der Arbeiten anordnen. Dies gilt auch dann, wenn

1. die Ausflihrung eines Vorhabens entgegen der Vorschrift des 8 72 Absatz 7 bis 9 begonnen wurde, oder

2. bei der Ausfiihrung eines genehmigungsbedirftigen Bauvorhabens von den genehmigten oder angezeigten
Bauvorlagen abgewichen wird,

3. Bauprodukte verwendet werden, die entgegen der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 keine CE-Kennzeichnung
oder entgegen § 21 Absatz 3 bis 5 kein U-Zeichen tragen,

4. Bauprodukte verwendet werden, die unberechtigt mit der CE-Kennzeichnung oder dem U-Zeichen (§ 21 Ab-
satz 3 bis 5) gekennzeichnet sind.

(2) Werden unzuléssige Arbeiten trotz einer verfiigten Einstellung fortgesetzt, kann die Bauaufsichtsbehdrde die
Baustelle versiegeln oder die an der Baustelle vorhandenen Bauprodukte, Geréte, Maschinen und Bauhilfsmittel
in amtlichen Gewahrsam bringen.

8 80 Beseitigung von Anlagen, Nutzungsuntersagung

(1) Werden Anlagen im Widerspruch zu 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften errichtet oder gedndert, kann die Bau-
aufsichtsbehorde die teilweise oder vollstandige Beseitigung der Anlagen anordnen, wenn nicht auf andere Weise
rechtmdaRige Zustande hergestellt werden kénnen. Werden Anlagen im Widerspruch zu 6ffentlich-rechtlichen Vor-
schriften genutzt, kann diese Nutzung untersagt werden. Wird diese Nutzung trotz bestandskréaftiger oder sofort
vollziehbarer Nutzungsuntersagung fortgesetzt, kann die Bauaufsichtsbehdrde die bauliche Anlage versiegeln.

(2) Die Bauaufsichtsbehorde kann die Beseitigung einer baulichen Anlage auch dann anordnen, wenn diese nicht
genutzt wird und zu verfallen droht und ein 6ffentliches oder schutzwiirdiges privates Interesse an ihrer Erhaltung
nicht besteht.

881 Anpassung bestehender baulicher Anlagen

(1) Wenn es zur Abwehr von erheblichen Gefahren fiir Leben oder Gesundheit erforderlich ist, kdnnen die Bau-
aufsichtsbehdrden die Vorschriften dieses Gesetzes oder die aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften
auch auf bestehende bauliche Anlagen und andere Anlagen und Einrichtungen anwenden.

(2) Sollen bauliche Anlagen wesentlich geéndert werden, so kann gefordert werden, dass auch die nicht unmittel-
bar berlihrten Teile der baulichen Anlage mit diesem Gesetz oder den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Vor-
schriften in Einklang gebracht werden, wenn

1. die Bauteile, die diesen Vorschriften nicht mehr entsprechen, mit den beabsichtigten Arbeiten in einem kon-
struktiven Zusammenhang stehen und

2. die Durchfiihrung dieser Vorschriften bei den von den Arbeiten nicht beriihrten Teilen der baulichen Anlage
keine unzumutbaren Mehrkosten verursacht.



Abschnitt 5 — Bautberwachung

§ 82 Bauiberwachung

(1) Die Bauaufsichtshehorde kann die Einhaltung der 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften und Anforderungen und
die ordnungsgemale Erfillung der Pflichten der am Bau Beteiligten tiberpriifen. Soweit die Baugenehmigung die
Entscheidung einer anderen Behérde einschliefit, bleibt deren Zustandigkeit unberdihrt.

(2) Die Bauaufsichtsbehorde oder die Priifingenieurin oder der Priifingenieur iberwacht nach nédherer MalRgabe
der Rechtsverordnung nach § 86 Absatz 2 die Bauausfiihrung bei baulichen Anlagen

1. nach § 66 Absatz 3 Satz 1 und 3 hinsichtlich des bauaufsichtlich gepriiften Standsicherheitsnachweises,
2. nach 8§ 66 Absatz 3 Satz 2 und 3 hinsichtlich des bauaufsichtlich gepriften Brandschutznachweises.

Bei Gebauden der Geb&udeklasse 4, ausgenommen Sonderbauten sowie Mittel- und Grof3garagen im Sinne der
Verordnung nach § 86 Absatz 1 Nummer 3, ist die mit dem Brandschutznachweis Gibereinstimmende Bauausfiih-
rung von der Nachweiserstellern oder dem Nachweisersteller oder einer anderen Nachweisberechtigten oder einem
anderen Nachweisberechtigten im Sinne des § 66 Absatz 2 Satz 3 zu bestéatigen. Wird die Bauausfiihrung durch
eine Prufingenieurin oder einen Prufingenieur gepriift oder nach Satz 2 bestétigt, findet insoweit eine bauaufsichts-
behordliche Uberwachung nicht statt.

(3) Im Rahmen der Bautiberwachung kénnen Proben von Bauprodukten, soweit erforderlich, auch aus fertigen
Bauteilen zu Priifzwecken entnommen werden.

(4) Im Rahmen der Bauuberwachung ist jederzeit Einblick in die Genehmigungen, Zulassungen, Prifzeugnisse,
Ubereinstimmungszertifikate, Zeugnisse und Aufzeichnungen iiber die Priifungen von Bauprodukten, in die CE-
Kennzeichnungen und Leistungserklarungen nach der Verordnung (EU) Nr. 305/2011, in die Bautagebiicher und
andere vorgeschriebene Aufzeichnungen zu gewahren.

(5) Die Bauaufsichtsbehdrde oder die Priifingenieurin oder der Priifingenieur soll, soweit sie oder er im Rahmen
der Bautiberwachung Erkenntnisse (ber systematische RechtsverstéBRe gegen die Verordnung (EU) 305/2011 er-
langen, diese der fur die Marktiberwachung zusténdigen Stelle mitteilen.

§ 83 Bauzustandsanzeigen, Aufnahme der Nutzung

(1) Die Bauaufsichtsbehdrde oder die Prifingenieurin oder der Prifingenieur kénnen verlangen, dass ihr oder ihm
Beginn und Beendigung bestimmter Bauarbeiten angezeigt werden. Die Bauarbeiten dirfen erst fortgesetzt wer-
den, wenn die Bauaufsichtsbehdrde oder die Priifingenieurin oder der Prifingenieur der Fortfihrung der Bauar-
beiten zugestimmt haben.

(2) Die Bauherrin oder der Bauherr hat die beabsichtigte Aufnahme der Nutzung einer nicht genehmigungsfreien
baulichen Anlage mindestens zwei Wochen vorher der Bauaufsichtsbehdrde anzuzeigen. Mit der Anzeige nach
Satz 1 sind vorzulegen

1. bei Bauvorhaben nach § 66 Absatz 3 Satz 1 eine Bescheinigung der Priifingenieurin oder des Priifingenieurs
lber die ordnungsgemalie Bauausfiihrung hinsichtlich der Standsicherheit,

2. bei Bauvorhaben nach § 66 Absatz 3 Satz 2 eine Bescheinigung der Priifingenieurin oder des Prifingenieurs
Uber die ordnungsgemalie Bauausfiihrung hinsichtlich des Brandschutzes (§ 82 Absatz 2 Satz 1),

3. inden Fallen des § 82 Absatz 2 Satz 2 die jeweilige Bestatigung,

4. bei Sonderbauten die nach § 51 Absatz 2 erforderliche Bescheinigung der Prifsachverstandigen oder des
Prifsachverstandigen fur energetische Gebaudeplanung.

Eine bauliche Anlage darf erst benutzt werden, wenn sie selbst, Zufahrtswege, Wasserversorgungs- und Abwas-
serentsorgungs- sowie Gemeinschaftsanlagen in dem erforderlichen Umfang sicher benutzbar sind, nicht jedoch
vor dem in Satz 1 bezeichneten Zeitpunkt. Feuerstéatten durfen erst in Betrieb genommen werden, wenn die be-
vollméchtigte Bezirksschornsteinfegerin oder der bevollméchtigte Bezirksschornsteinfeger den sicheren An-
schluss der Feuerstatte sowie die Tauglichkeit und die sichere Benutzbarkeit der Abgasanlagen bescheinigt hat;
Verbrennungsmotoren und Blockheizkraftwerke dirfen erst dann in Betrieb genommen werden, wenn sie oder er
den sicheren Anschluss sowie die Tauglichkeit und die sichere Benutzbarkeit der Leitungen zur Abfiihrung von



Verbrennungsgasen bescheinigt hat. Die Anforderungen des § 42 Absatz 1 bis 3 und 5 mussen erfillt sein.

Abschnitt 6 — Baulasten

8 84 Baulasten, Baulastenverzeichnis

(1) Durch Erklarung gegeniiber der Bauaufsichtsbehdrde kdnnen Grundstiickseigentiimerinnen und Grundstiicks-
eigentlimer 6ffentlich-rechtliche Verpflichtungen zu einem ihre Grundstiicke betreffenden Tun, Dulden oder Un-
terlassen Ubernehmen, die sich nicht schon aus &ffentlich-rechtlichen Vorschriften ergeben. Erbbauberechtigte
kénnen ihr Erbbaurecht in entsprechender Weise belasten. Baulasten werden unbeschadet der Rechte Dritter mit
der Eintragung in das Baulastenverzeichnis wirksam und wirken auch gegentiber Rechtsnachfolgerinnen und
Rechtsnachfolgern.

(2) Die Erklarung nach Absatz 1 bedarf der Schriftform; die Unterschrift muss 6ffentlich beglaubigt oder von einer
Offentlich bestellten Vermessungsingenieurin oder einem Offentlich bestellten Vermessungsingenieur oder von
der Katasterbehdrde beglaubigt sein, wenn sie nicht vor der Bauaufsichtsbehdrde geleistet oder vor ihr anerkannt
wird.

(3) Die Baulast geht durch Verzicht der Bauaufsichtsbehérde unter. Der Verzicht ist zu erklaren, wenn ein 6ffent-
liches Interesse an der Baulast nicht mehr besteht. Vor dem Verzicht sollen die oder der Verpflichtete und die
durch die Baulast Begtinstigten angehort werden. Der Verzicht wird mit der Léschung der Baulast im Baulasten-
verzeichnis wirksam.

(4) Das Baulastenverzeichnis wird von der Bauaufsichtsbehdrde gefiihrt. In das Baulastenverzeichnis kénnen auch
eingetragen werden

1. andere baurechtliche Verpflichtungen des Grundstiickseigentiimers zu einem sein Grundstiick betreffendes
Tun, Dulden oder Unterlassen,

2. Auflagen, Bedingungen, Befristungen und Widerrufsvorbehalte.

(5) Wer ein berechtigtes Interesse darlegt, kann in das Baulastenverzeichnis Einsicht nehmen oder sich einen Aus-
zug erstellen lassen. Offentlich bestellte Vermessungsingenieurinnen und Offentlich bestellte Vermessungsinge-
nieure sowie Notarinnen und Notare sind befugt, das Baulastenverzeichnis einzusehen, ohne dass es der Darlegung
eines berechtigten Interesses bedarf.

(6) Die bestehenden rechtlichen Sicherungen durch beschrénkte persdnliche Dienstbarkeiten behalten ihre Gultig-
keit, soweit sie nicht durch Baulasten nach Absatz 1 ersetzt und die Eintragungen im Grundbuch geléscht wurden.

Teil 6 — Ordnungswidrigkeiten, Rechtsvorschriften, Ubergangsvorschriften

885 Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsétzlich oder fahrléssig

1. einer nach § 86 Absatz 1 bis 3 erlassenen Rechtsverordnung oder einer nach § 87 Absatz 1 und 2 erlassenen
Satzung zuwiderhandelt, sofern die Rechtsverordnung oder die ortliche Bauvorschrift fir einen bestimmten
Tatbestand auf diese BuRgeldvorschrift verweist,

2. einer vollziehbaren Anordnung der Bauaufsichtshehorde zuwiderhandelt, die aufgrund dieses Gesetzes oder
aufgrund einer nach diesem Gesetz zulassigen Rechtsverordnung oder Satzung erlassen worden ist, sofern die
Anordnung auf die BuRRgeldvorschrift verweist,

3. ohne die erforderliche Baugenehmigung (8 59 Absatz 1), Teilbaugenehmigung (§ 74) oder Abweichung
(8 67) oder abweichend davon bauliche Anlagen errichtet, &ndert oder benutzt,

4. entgegen der VVorschrift des 8§ 62 Absatz 3 Satz 1 mit der Ausflihrung eines Bauvorhabens beginnt,

5. Fliegende Bauten ohne Ausfiihrungsgenehmigung (8 76 Absatz 2) in Gebrauch nimmt oder ohne Anzeige und
Abnahme (8 76 Absatz 6) in Gebrauch nimmt,

6. entgegen der Vorschrift des § 72 Absatz 7 mit den Bauarbeiten beginnt, entgegen der Vorschrift des § 83
Absatz 1 Bauarbeiten fortsetzt oder entgegen der Vorschrift des § 83 Absatz 2 Satz 1 und 2 bauliche Anlagen



nutzt,
7. die Baubeginnsanzeige (8 72 Absatz 8) nicht oder nicht fristgerecht erstattet,

8. Bauprodukte mit dem U-Zeichen kennzeichnet, ohne dass dafiir die Voraussetzungen nach § 21 Absatz 3
bis 5 vorliegen,

9. Bauprodukte entgegen § 21 Absatz 3 bis 5 ohne das U-Zeichen verwendet,

10. Bauarten entgegen § 16a ohne Bauartgenehmigung oder allgemeines bauaufsichtliches Priifzeugnis fir Bau-
arten anwendet,

11. als Bauherrin oder Bauherr, Entwurfsverfasserin oder Entwurfsverfasser, Unternehmerin oder Unternehmer,
Bauleiterin oder Bauleiter oder als deren Vertreter den Vorschriften der § 53 Absatz 1 Satz 1 bis 3, 5und 6, §
54 Absatz 1 Satz 3, § 55 Absatz 1 Satz 1 und 2 oder § 56 Absatz 1 zuwiderhandelt,

12. entgegen § 83 Absatz 2 Satz 4 eine Feuerstétte, einen ortsfesten Verbrennungsmotor oder ein Blockheizkraft-
werk in Betrieb nimmt.

Ist eine Ordnungswidrigkeit nach Satz 1 Nummer 8 bis 10 begangen worden, kénnen Gegenstande, auf die sich
die Ordnungswidrigkeit bezieht, eingezogen werden; 8 22 des Gesetzes Uber Ordnungswidrigkeiten ist anzuwen-
den.

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer wider besseres Wissen

1. unrichtige Angaben macht oder unrichtige Pl&dne oder Unterlagen vorlegt, um einen nach diesem Gesetz vor-
gesehenen Verwaltungsakt zu erwirken oder zu verhindern,

2. als Priifingenieurin oder Priifingenieur unrichtige Prufberichte erstellt,
3. unrichtige Angaben aufgrund des Kriterienkatalogs nach § 66 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 macht.

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbuRe bis zu 500 000 Euro geahndet werden.

(4) Verwaltungsbehdrde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes uber Ordnungswidrigkeiten ist die
untere Bauaufsichtsbehérde. Ist die amtsfreie Gemeinde, das Amt, die Verbandsgemeinde, die mitverwaltete Ge-
meinde oder die mitverwaltende Gemeinde nach § 58 Absatz 6 und 7 als Sonderordnungsbehdrde zustandig, so ist
diese Verwaltungsbehdrde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes tiber Ordnungswidrigkeiten.

8§86 Rechtsvorschriften

(1) Zur Verwirklichung der in 8 3 Satz 1, § 16a Absatz 1 und § 16b Absatz 1 bezeichneten Anordnungen wird das
fiir die Bauaufsicht zustandige Mitglied der Landesregierung ermédchtigt, durch Rechtsverordnung Vorschriften zu
erlassen tber

1. die nahere Bestimmung allgemeiner Anforderungen der 88 4 bis 48,

2. Anforderungen an Feuerungsanlagen (8§ 42),

3. Anforderungen an Garagen (8 49),
4

besondere Anforderungen oder Erleichterungen, die sich aus der besonderen Art oder Nutzung der baulichen
Anlagen fir Errichtung, Anderung, Unterhaltung, Betrieb und Nutzung ergeben (8§ 51), sowie iiber die An-
wendung solcher Anforderungen auf bestehende bauliche Anlagen dieser Art,

5. Erst-, Wiederholungs- und Nachpriifung von Anlagen, die zur Verhitung erheblicher Gefahren oder Nachteile
stdndig ordnungsgemaR unterhalten werden mussen, und die Erstreckung dieser Nachpriifungspflicht auf be-
stehende Anlagen,

6. die Anwesenheit fachkundiger Personen beim Betrieb technisch schwieriger baulicher Anlagen und Einrich-
tungen wie Blhnenbetriebe und technisch schwierige Fliegende Bauten einschlieBlich des Nachweises der
Befahigung dieser Personen.

(2) Das fir die Bauaufsicht zustandige Mitglied der Landesregierung wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung
Vorschriften zu erlassen tber

1. Prifingenieurinnen und Priifingenieure, denen bauaufsichtliche Priifaufgaben einschlieRlich der Bauuberwa-
chung und der Bauzustandsbesichtigung durch die Bauherrin oder den Bauherrn tibertragen werden, sowie

2. Prufsachversténdige, die im Auftrag der Bauherrin oder des Bauherrn oder der sonstigen nach Bauordnungs-
recht Verantwortlichen die Einhaltung bauordnungsrechtlicher Anforderungen priifen und bescheinigen.

Die Rechtsverordnungen nach Satz 1 regeln, soweit erforderlich,
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10.

11.

12.

die Fachbereiche und die Fachrichtungen, in denen Priifingenieurinnen und Prufingenieure und Prifsachver-
standige tatig werden,

die Anerkennungsvoraussetzungen und das Anerkennungsverfahren,

Erléschen, Ricknahme und Widerruf der Anerkennung einschlielich der Festlegung einer Altersgrenze,
die Aufgabenerledigung,

die Vergiitung,

das Erfordernis einer ausreichenden Haftpflichtversicherung,

die Anforderungen an die Prifingenieurinnen und Priifingenieure und Prifsachverstandigen, insbesondere in
Bezug auf deren Ausbildung, Fachkenntnisse, Berufserfahrung, personliche Zuverlassigkeit sowie Fort- und
Weiterbildung,

die Einrichtung von Stellen zur gemeinsamen und einheitlichen Bewertung, Berechnung und Erhebung der
Kosten der Priifingenieurinnen und Prifingenieure und die Aufsicht tber diese Stelle,

die Ubertragung der Aufgaben einer Widerspruchsbehorde fiir Entscheidungen tiber Widerspriiche gegen
Kostenentscheidungen auf eine nach Nummer 8 eingerichtete Stelle oder einen bei dieser Stelle gebildeten
Widerspruchsausschuss,

die Ubertragung der Zustindigkeit fur die Beitreibung der Gebiihren im Verwaltungszwangsverfahren auf die
nach Nummer 8 eingerichtete Stelle,

die Ubertragung der Befugnis zur Anerkennung und zur Uberwachung oder Aufsicht auf eine der obersten
Bauaufsichtsbehérde nachgeordnete Behdrde oder auf Dritte,

die Uberwachung der Priifsachverstandigen und die Aufsicht tiber die Prifingenieurinnen und Prifingenieure.

Die Zusténdigkeiten fiir die Erledigung der Aufgaben nach Satz 2 Nummer 8 bis 11 kénnen durch Beleihung nach
§ 16 des Landesorganisationsgesetzes Ubertragen werden. Das fir die Bauaufsicht zustandige Mitglied der Lan-
desregierung kann durch Rechtsverordnung ferner

1.

den Leiterinnen und Leitern und den stellvertretenden Leiterinnen und Leitern von Brandschutzdienststellen
die Stellung einer Priifsachverstandigen oder eines Prifsachverstandigen nach Satz 1 Nummer 2 zuweisen,

soweit flir bestimmte Fachbereiche und Fachrichtungen Priifsachverstandige nach Satz 1 Nummer 2 nicht in
ausreichendem Umfang anerkannt sind, anordnen, dass die von solchen Prifsachverstdndigen zu priifenden
und zu bescheinigenden bauordnungsrechtlichen Anforderungen bauaufsichtlich geprift werden kénnen,

soweit Tragwerksplanerinnen und Tragwerksplaner nach § 66 Absatz 2 Satz 1 oder Brandschutzplanerinnen
und Brandschutzplaner nach 8 66 Absatz 2 Satz 3 noch nicht in ausreichendem Umfang eingetragen sind,
anordnen, dass die Standsicherheit- oder Brandschutznachweise bauaufsichtlich gepriift werden und die Bau-
ausfiihrung bauaufsichtlich Gberwacht wird.

(3) Das fir die Bauaufsicht zustandige Mitglied der Landesregierung wird erméchtigt, durch Rechtsverordnung
Vorschriften zu erlassen (iber

1.

8.

Umfang, Inhalt, Zahl, Form sowie Art der Ubermittlung der erforderlichen Unterlagen einschlieRlich der Vor-
lagen bei der Anzeige der beabsichtigten Beseitigung von Anlagen und beim Bauanzeigeverfahren nach § 62,

Umfang, Inhalt und Zahl der Bauvorlagen und deren Prifung, die fir die in die Baugenehmigung nach § 72
Absatz 1 Satz 2 eingeschlossenen Entscheidungen erforderlich sind,

die erforderlichen Antrage, Anzeigen, Nachweise, Bescheinigungen und Bestatigungen, auch bei genehmi-
gungsfreien Bauvorhaben,

das Verfahren im Einzelnen,

die von den am Bau Beteiligten, insbesondere zum Nachweis einer ordnungsgeméaBen Bauausfiihrung vorzu-
legenden Anzeigen, Bescheinigungen oder Nachweise, sowie Priifzeugnisse oder Bescheinigungen von Sach-
verstandigen, sachverstandigen Stellen oder Behdrden,

die erforderlichen Unterlagen und Nachweise zur Einhaltung der Anforderungen an die Energieeinsparung
sowie zur Nutzung erneuerbarer Energien (8 15 Absatz 4),

die zu erhebenden personenbezogenen Daten der am Verfahren Beteiligten, der Nachbarn und des Eigenti-
mers des Baugrundstticks,

eine Anzeige- und Vorerkundungspflicht fir Vorhaben zur Beseitigung baulicher Anlagen.

Es kann dabei fiir verschiedene Arten von Bauvorhaben unterschiedliche Anforderungen und Verfahren festlegen
und den Gebrauch der von der obersten Bauaufsichtsbehdrde verdffentlichten Vordrucke vorschreiben.

(4) Das fur die Bauaufsicht zustdndige Mitglied der Landesregierung wird erméchtigt, durch Rechtsverordnung

1.

die Zustandigkeit fur die vorhabenbezogene Bauartgenehmigung nach § 16a Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und



den Verzicht darauf im Einzelfall nach § 16a Absatz 4 sowie die Zustimmung und den Verzicht auf Zustim-
mung im Einzelfall (§ 20) zu Ubertragen,

2. die Zustandigkeit fir die Anerkennung von Priif-, Zertifizierungs- und Uberwachungsstellen (§ 24) auf andere
Behorden zu ubertragen; die Zustdndigkeit kann auch auf eine Behdrde eines anderen Landes der Bundesre-
publik Deutschland (bertragen werden, die der Aufsicht einer obersten Bauaufsichtsbehdrde untersteht oder
an deren Willensbildung die oberste Bauaufsichtsbehtrde mitwirkt,

3. das U-Zeichen festzulegen und zu diesem Zeichen zusétzliche Angaben zu verlangen,

4. das Anerkennungsverfahren nach § 24, die Voraussetzungen fur die Anerkennung, ihre Riicknahme, ihren
Widerruf und ihr Erléschen zu regeln, insbesondere auch Altersgrenzen festzulegen, sowie eine ausreichende
Haftpflichtversicherung zu fordern,

5. die Erteilung von Typenprufungen (8 66 Absatz 4 Satz 3),
6. die Genehmigung Fliegender Bauten (8 76),

7. die Prifung bautechnischer Nachweise besonderen Schwierigkeitsgrades, einschlieRlich der Uberpriifung der
Bauausfiihrung,

8. die Zustimmung zu VVorhaben &ffentlicher Bauherrn (8 77),
9. die Beratung der unteren Bauaufsichtsbehdrden in bauaufsichtlichen Angelegenheiten,
10. die Erteilung und Bestatigung der Anwendung von Typengenehmigungen (8 72a),

zur landesweit einheitlichen Wahrnehmung auf eine der obersten Bauaufsichtsbehdrde nachgeordnete Behdrde zu
Ubertragen. Die Zustandigkeiten fur die Erledigung der Aufgaben nach Satz 1 Nummer 5 bis 7 und der Aufgaben
nach 8 76 sowie fur die Erledigung dieser Aufgaben erforderlichen Befugnisse konnen durch Beleihung nach § 16
des Landesorganisationsgesetzes Ubertragen werden.

(4a) Die oberste Bauaufsichtsbehdrde kann durch Rechtsverordnung regeln, dass fir bestimmte Bauprodukte und
Bauarten, auch soweit sie Anforderungen nach anderen Rechtsvorschriften unterliegen, hinsichtlich dieser Anfor-
derungen 8§ 16a Absatz 2, die 88 17 bis 25 ganz oder teilweise anwendbar sind, wenn die anderen Rechtsvorschrif-
ten dies verlangen oder zulassen.

(5) Das fiir die Bauaufsicht zustandige Mitglied der Landesregierung wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung zu
bestimmen, dass die Anforderungen der aufgrund des § 31 des Gesetzes tiber iberwachungsbediirftige Anlagen
und des § 49 Absatz 4 des Energiewirtschaftsgesetzes erlassenen Rechtsverordnungen entsprechend fiir Anlagen
gelten, die weder gewerblichen noch wirtschaftlichen Zwecken dienen und in deren Gefahrenbereich auch keine
Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer beschéftigt werden. Sie kann auch die Verfahrensvorschriften dieser Ver-
ordnungen fur anwendbar erkléren oder selbst das Verfahren bestimmen sowie Zusténdigkeiten und Gebiihren
regeln. Dabei kann sie auch vorschreiben, dass danach zu erteilende Erlaubnisse die Baugenehmigung oder die
Zustimmung nach § 77 einschlielRlich der zugehorigen Abweichungen einschlielen sowie dass § 27 Absatz 5 des
Gesetzes Uber tiberwachungsbedurftige Anlagen insoweit Anwendung findet.

(6) Das fur die Bauaufsicht zustandige Mitglied der Landesregierung wird erméchtigt, im Benehmen mit dem fir
Umwelt und Naturschutz zustandigen Mitglied der Landesregierung durch Rechtsverordnung

1. Uber Absatz 3 hinaus Vorschriften tiber Umfang, Inhalt und Zahl der Bauvorlagen fur Aufschiittungen oder
Abgrabungen zu erlassen; dabei kann insbesondere ein Aufschittungs- oder Abgrabungsplan mit Zeichnun-
gen, Zeitplan und Erléuterungen vorgeschrieben werden, aus dem die Einzelheiten des Vorhabens, sein An-
lass, die vom Vorhaben betroffenen Grundstiicke und Anlagen, seine Auswirkungen und die MaBnahmen der
Rekultivierung oder Renaturierung hervorgehen,

2. die Verpflichtung der Unternehmerin oder des Unternehmers oder der Eigentiimerin oder des Eigentiimers
zur Rekultivierung oder Renaturierung und zu einer Sicherheitsleistung zu bestimmen und die Héhe der Si-
cherheitsleistung zu regeln.

(7) Das fir die Bauaufsicht zustandige Mitglied der Landesregierung wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung
Vorschriften tber Umfang, Inhalt und Form des Baulastenverzeichnisses zu regeln.

8 86a Technische Baubestimmungen

(1) Die Anforderungen nach § 3 kénnen durch Technische Baubestimmungen konkretisiert werden. Die Techni-

schen Baubestimmungen sind zu beachten. VVon den in den Technischen Baubestimmungen enthaltenen Planungs-
, Bemessungs- und Ausfiihrungsregelungen kann abgewichen werden, wenn mit einer anderen Lésung in gleichem



MaRe die Anforderungen erfiillt werden und in der Technischen Baubestimmung eine Abweichung nicht ausge-
schlossen ist; § 16a Absatz 2, § 17 Absatz 1 und § 67 Absatz 1 bleiben unberihrt.

(2) Die Konkretisierungen kénnen durch Bezugnahmen auf technische Regeln und deren Fundstellen oder auf
andere Weise erfolgen, insbesondere in Bezug auf;

1. bestimmte bauliche Anlagen oder ihre Teile,

2. die Planung, Bemessung und Ausfiihrung baulicher Anlagen und ihrer Teile,

3. die Leistung von Bauprodukten in bestimmten baulichen Anlagen oder ihren Teilen, insbesondere
a) Planung, Bemessung und Ausfiihrung baulicher Anlagen bei Einbau eines Bauprodukts,

b) Merkmale von Bauprodukten, die sich flir einen Verwendungszweck auf die Erfilllung der Anforderun-
gen nach 8§ 3 Satz 1 auswirken,

c) Verfahren fir die Feststellung der Leistung eines Bauproduktes im Hinblick auf Merkmale, die sich fur
einen Verwendungszweck auf die Erfullung der Anforderungen nach § 3 Satz 1 auswirken,

d) zuldssige oder unzul&ssige besondere Verwendungszwecke,

e) die Festlegung von Klassen und Stufen in Bezug auf bestimmte Verwendungszwecke,

f) die flr einen bestimmten Verwendungszweck anzugebende oder erforderliche und anzugebende Leistung
in Bezug auf ein Merkmal, das sich fir einen Verwendungszweck auf die Erflillung der Anforderungen
nach § 3 Satz 1 auswirkt, soweit vorgesehen in Klassen und Stufen,

4. die Bauarten und die Bauprodukte, die nur eines allgemeinen bauaufsichtlichen Priifzeugnisses nach 8 16a

Absatz 3 oder nach § 19 Absatz 1 bedirfen,

5. Voraussetzungen zur Abgabe der Ubereinstimmungserklarung fiir ein Bauprodukt nach § 22,

6. die Art, den Inhalt und die Form technischer Dokumentation.

(3) Die Technischen Baubestimmungen sollen nach den Grundanforderungen geméal? Anhang I der Verordnung
(EU) Nr. 305/2011 gegliedert sein.

(4) Die Technischen Baubestimmungen enthalten die in 8 17 Absatz 3 genannte Liste.

(5) Das Deutsche Institut fiir Bautechnik macht nach Anhérung der beteiligten Kreise im Einvernehmen mit der
obersten Bauaufsichtsbehtrde zur Durchfilhrung dieses Gesetzes und der aufgrund dieses Gesetzes erlassenen
Rechtsverordnungen die Technischen Baubestimmungen nach Absatz 1 als Verwaltungsvorschrift bekannt. Die
nach Satz 1 bekannt gemachte Verwaltungsvorschrift gilt als Verwaltungsvorschrift des Landes Brandenburg, so-
weit die oberste Bauaufsichtsbehdrde keine abweichende Verwaltungsvorschrift im Amtsblatt fir Brandenburg
bekannt macht. Die Fundstelle der Bekanntmachung der Verwaltungsvorschrift nach Satz 1 wird im Amtsblatt fur
Brandenburg bekannt gemacht.

§ 87 Ortliche Bauvorschriften

(1) Die Gemeinden kdnnen ortliche Bauvorschriften erlassen tiber

1. besondere Anforderungen an die &ufRere Gestaltung baulicher Anlagen und anderer Anlagen und Einrichtun-
gen sowie die Notwendigkeit oder das Verbot von Einfriedungen und das VVerbot von Schottergérten,

2. besondere Anforderungen an die Art, die Grolie, die Gestaltung, die Farbe und den Anbringungsort von Wer-
beanlagen,

3. den Ausschluss von Werbeanlagen an bestimmten baulichen Anlagen,

4. eine besondere Erlaubnispflicht fir Werbeanlagen, die ohne Baugenehmigung errichtet werden dirfen, soweit
fiir diese Werbeanlagen besondere Anforderungen nach Nummer 2 bestehen,

5. die Begriinung baulicher Anlagen.

Die Gemeinde kann die 6rtlichen Bauvorschriften nach Satz 1 Nummer 1 und 2 erlassen, soweit dies zur Verwirk-
lichung baugestalterischer und stadtebaulicher Absichten oder zum Schutz bestimmter Bauten, Stralen, Platze
oder Ortsteile von geschichtlicher, kiinstlerischer oder stddtebaulicher Bedeutung sowie von Baudenkmélern und
Naturdenkmalern erforderlich ist.

(2) Die Gemeinde kann durch ortliche Bauvorschriften andere als die nach § 6 Absatz 5 vorgeschriebenen Ab-
standsflachen festsetzen. Die Festsetzungen Uber die Uberbaubaren Grundstiicksflachen und die H6he der bauli-
chen Anlagen missen so bestimmt sein, dass die nach § 6 zu beriicksichtigenden nachbarlichen Belange abgewo-
gen werden koénnen. Eine geringere Tiefe der Abstandsflachen darf insbesondere zur Wahrung der erhaltenswerten



Eigenart und zur stdtebaulichen Gestaltung eines bestimmten Ortsteiles festgesetzt werden.

(3) Die Gemeinde kann 6rtliche Bauvorschriften tber Kinderspielplatze erlassen. Sie kann dabei
1. die GroRe, Art und Ausstattung der Kinderspielplatze nach Art und MaR der Nutzung festsetzen,
2. die Anforderungen fiir den Zugang und die sichere Benutzbarkeit der Kinderspielplatze festsetzen,

3. die nachtragliche Anlage eines Kinderspielplatzes festsetzen, wenn dies die Gesundheit und der Schutz der
Kinder erfordern

4. die Geldbetréage fiir die Ablésung der Kinderspielplatze bestimmen.

(4) Die Gemeinde kann ortliche Bauvorschriften tiber notwendige Stellplatze erlassen. Sie kann dabei

1. die Zahl der erforderlichen notwendigen Stellplatze nach Art und Mal’ der Nutzung unter Beriicksichtigung
der verkehrlichen, wirtschaftspolitischen oder stadtebaulichen Griinde unterschiedlich festsetzen und insoweit
besondere Malinahmen, wie Mobilitatskonzepte und Mainahmen des Mobilitdtsmanagements, die die Pflicht
zur Herstellung der notwendigen Stellplatze verringern, bestimmen,

2. die Herstellung von Stellplatzen und Garagen fiir Kraftfahrzeuge untersagen oder einschranken, wenn ver-
kehrliche, wirtschaftspolitische oder stadtebauliche Griinde dies rechtfertigen; insbesondere bei guter Er-
schliefung durch Einrichtungen des 6ffentlichen Personennahverkehrs,

3. die Geldbetrage fiir die Ablésung notwendiger Stellplétze bestimmen.

Bis zu einem Funftel der notwendigen Stellplatze kdnnen durch Abstellplatze fiir Fahrrader ersetzt werden. Dabei
sind fir einen notwendigen Stellplatz vier Abstellplatze fir Fahrrader herzustellen; diese werden zur Halfte auf
die Verpflichtung nach Absatz 5 angerechnet. Die Erméchtigung des Satzes 2 erstreckt sich nicht auf die nach §
50 Absatz 4 notwendigen Stellplatze.

(5) Die Gemeinde kann ortliche Bauvorschriften iber notwendige Abstellplatze fir Fahrréder erlassen. Sie kann
dabei

1. die Zahl der erforderlichen Fahrradabstellplatze nach Art und MaB der Nutzung festsetzen,
2. die GrolRe, die Lage und die Ausstattung dieser Abstellplétze festlegen,
3. die Geldbetrage fiir die Ablésung der notwendigen Abstellplatze flr Fahrréder bestimmen.

(6) Die Gemeinde kann durch ortliche Bauvorschriften die Art, die Gestaltung und die Bauausfihrung der fir die
Errichtung und den Betrieb baulicher Anlagen erforderlichen ErschlieBungsanlagen bestimmen sowie nach ande-
ren landesrechtlichen Vorschriften zul&ssige Festsetzungen tber die Errichtung und den Betrieb baulicher Anlagen
in gemeindlichen Satzungen auch in 6rtlichen Bauvorschriften festsetzen.

(7) Die Gemeinde kann, soweit die Voraussetzungen des 8 15 Absatz 1 Satz 2 des Baugesetzbuchs vorliegen,
durch ortliche Bauvorschrift bestimmen, welche der nach § 61 genehmigungsfreien Vorhaben spatestens einen
Monat vor Durchfiihrung des Vorhabens der Gemeinde anzuzeigen sind.

(8) Die Gemeinde erlasst die ortlichen Bauvorschriften als Satzung fur das Gemeindegebiet oder Teile des Ge-
meindegebietes. Fir den AuBenbereich durfen értliche Bauvorschriften nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 nicht
erlassen werden. VVor dem Erlass der Satzung ist den betroffenen Burgern und den berthrten Tragern ¢ffentlicher
Belange Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb einer Frist von einem Monat zu geben.

(9) Ortliche Bauvorschriften nach Absatz 1 bis 6 kénnen auch in
1. einen Bebauungsplan nach § 30 Absatz 1 bis 3 des Baugesetzbuchs oder
2. eine Satzung nach 8§ 34 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 und 3 des Baugesetzbuchs

als Festsetzungen aufgenommen werden. Fir diese Festsetzungen sind die Verfahrensvorschriften des Baugesetz-
buchs entsprechend anzuwenden.

(10) Festsetzungen in 6rtlichen Bauvorschriften kdnnen auch in Form zeichnerischer Darstellungen erfolgen. Ihre
Bekanntgabe kann dadurch ersetzt werden, dass dieser Teil der ortlichen Bauvorschriften bei der Gemeinde zur
Einsicht ausgelegt wird; hierauf ist in den 6rtlichen Bauvorschriften hinzuweisen.

§ 88 Ubergangsvorschriften

(1) 8 73 Absatz 2 ist auf alle Baugenehmigungen und Vorbescheide anwendbar, deren Geltungsdauer bei Inkraft-
treten dieses Gesetzes noch nicht abgelaufen war.



(2) Solange § 20 Absatz 1 der Baunutzungsverordnung zur Begriffsbestimmung des Vollgeschosses auf Landes-
recht verweist, gilt insoweit § 2 Absatz 4 der Brandenburgischen Bauordnung in der Fassung der Bekanntmachung
vom 17. September 2008 (GVBI. | S. 226) fort. Auf Satzungen nach dem Baugesetzbuch, die bis zum Inkrafttreten
dieses Gesetzes Rechtswirksamkeit erlangt haben, ist der zum Zeitpunkt des jeweiligen Satzungsbeschlusses gel-
tende Begriff des VVollgeschosses weiter anzuwenden.

(3) Die bisher erfolgten Eintragungen der Brandenburgischen Ingenieurkammer in die Liste der Bauvorlagebe-
rechtigten behalten ihre Gultigkeit, soweit sie nicht durch Eintragungen in die Liste mit dem Zusatz Bauvorlage-
berechtigung nach § 65 Absatz 2 Nummer 2 ersetzt wurden.

(4) Die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes eingeleiteten Verfahren sind nach den bis zum Inkrafttreten gelten-
den Vorschriften fortzufuhren; die materiellen Vorschriften dieses Gesetzes sind jedoch anzuwenden, soweit diese
fur die Bauherrin oder den Bauherrn gunstiger sind.

(5) Die Verwendung des U-Zeichens auf Bauprodukten, die die CE-Kennzeichnung aufgrund der Verordnung
(EU) Nr. 305/2011 tragen, ist nicht mehr zuldssig. Ab dem 16. Oktober 2018 verliert das U-Zeichen seine Giiltig-
keit bei bereits in Verkehr gebrachten Bauprodukten, die die CE-Kennzeichnung aufgrund der Verordnung (EU)
Nr. 305/2011 tragen und mit dem U-Zeichen gekennzeichnet sind.

(6) Bis zum Ablauf des 15. Oktober 2018 fiir Bauarten erteilte allgemeine bauaufsichtliche Zulassungen oder
Zustimmungen im Einzelfall gelten als Bauartgenehmigung fort.

(7) Die bis zum Ablauf des 15. Oktober 2018 erteilten Anerkennungen als Priif-, Uberwachungs- und Zertifizie-
rungsstellen bleiben wirksam. Fiir Antrage auf Anerkennung von Priif-, Uberwachungs- und Zertifizierungsstellen,
die bis zum Ablauf des 15. Oktober 2018 gestellt worden sind, gilt dieses Gesetz in der ab dem 16. Oktober 2018
geltenden Fassung.

(8) Die in der Anlage bestimmten Ausbildungsanforderungen finden keine Anwendung auf Personen, die ihr Stu-
dium bis zum 31. Dezember 2023 begonnen haben. Fur diese Personen gelten die Ausbildungsanforderungen des
8 65 gemaR der ab dem 16. Oktober 2018 geltenden Fassung dieses Gesetzes.



Anlage
(zu § 65 Absatz 3 Nummer 3 und § 65a Absatz 1 Nummer 1)

Leitlinien zu Ausbildungsinhalten

Allgemeines

Die theoretischen und praktischen Inhalte des Studiums mussen auf die umfassenden Berufsaufgaben sowie auf
die beruflichen Féahigkeiten und Tatigkeiten von Bauingenieuren ausgerichtet sein. Die Téatigkeit von Bauingeni-
euren umfasst im Wesentlichen die Planung, den Entwurf, die Konstruktion, die Ausfuhrung, die Instandhaltung,
den Betrieb und den Riickbau von Geb&uden und baulichen Anlagen jeder Art, insbesondere in den Bereichen des
Hoch-, Verkehrs-, Tief und Wasserbaus.

Inhaltliche Anforderungen an das Studium des Bauingenieurwesens

Im Rahmen eines hauptsachlich auf das Bauingenieurwesen ausgerichteten Studiengangs mit der Bezeichnung
»Bauingenieurwesen oder entsprechenden Studiengingen von mit mindestens drei Studienjahren (entspricht
180 Leistungspunkten gemaR dem Europaischen System zur Ubertragung und Akkumulierung von Studienleis-
tungen) missen mindestens 135 Leistungspunkte in Studienfachern erworben werden, die dem Bauwesen zuge-
ordnet werden kénnen.

Hierzu gehoren:

1. Studienfacher, die ein fundiertes Grundlagenwissen im thematisch-naturwissenschaftlichen Bereich vermit-
teln, inshesondere Hohere Mathematik, technische Mechanik, Bauphysik, Bauchemie, und Baustoffkunde und
Technisches Darstellen,

2. Studienfacher, die allgemeine fachspezifische Grundlagen des Bauingenieurwesens vermitteln, inshesondere
Baukonstruktion/Objektplanung Gebadude, Tragwerkslehreplanung, Bauinformatik/Geoinformatik, Digitales
Bauen, numerische Modellierung, Geotechnik, Bodenmechanik und Geodésie,

3. Studienfécher, die spezifische Kenntnisse des konstruktiven Ingenieurbaus vermitteln, insbesondere Bausta-

tik, Massivbau (Beton-, Stahlbeton- und Mauerwerksbau), Stahl- und Metallbau, Holzbau, Verbundbau, Glas-
bau und Kunststoffe, Briickenbau,

4. Studienfacher, die vertiefte Kenntnisse in bauingenieurspezifischen Spezialbereichen vermitteln, insbeson-
dere Wasserwirtschaft, Wasserbau, Siedlungswasserwirtschaft, Abfallwirtschaft und Altlasten, Verkehrspla-
nung, 6ffentliche Verkehrssysteme und Verkehrswege (StraRe, Schiene), Stralenwesen,

5. Studienfacher, die vertiefte Kenntnisse des Baumanagements vermitteln, insbesondere Bauprojektmanage-
ment, Bauprozessmanagement und Baubetriebswirtschaft, Bauplanungsmanagement,

6. Studieninhalte, die weitere allgemeine Grundlagen vermitteln, insbesondere Baurecht [Planungsrecht, Ord-
nungsrecht, Zivilrecht (Vertrage, Haftung)], Bauen im Bestand, Okologie, Fremdsprachen (Fachwortschatz)
und technische Gebaudeausristung.

Der Anteil der in den Nummern 1 bis 4 genannten Studienfdcher muss dabei mindestens 110 Leistungspunkte

betragen.



	Teil 1 – Allgemeine Vorschriften
	§ 1 Anwendungsbereich
	§ 2 Begriffe
	§ 3 Allgemeine Anforderungen

	Teil 2 – Das Grundstück und seine Bebauung
	§ 4 Bebauung der Grundstücke mit Gebäuden
	§ 5 Zugänge und Zufahrten auf den Grundstücken
	§ 6 Abstandsflächen, Abstände
	§ 7 Teilung von Grundstücken
	§ 8 Nicht überbaute Flächen der bebauten Grundstücke, Kinderspielplätze

	Teil 3 – Bauliche Anlagen
	Abschnitt 1 – Gestaltung
	§ 9 Gestaltung
	§ 10 Anlagen der Außenwerbung

	Abschnitt 2 – Allgemeine Anforderungen an die Bauausführung
	§ 11 Baustelle
	§ 12 Standsicherheit
	§ 13 Schutz gegen schädliche Einflüsse
	§ 14 Brandschutz
	§ 15 Wärme-, Schall-, Erschütterungsschutz
	§ 16 Verkehrssicherheit
	§ 16a Bauarten

	Abschnitt 3 – Bauprodukte
	§ 16b Allgemeine Anforderungen für die Verwendung von Bauprodukten
	§ 16c Anforderungen für die Verwendung von CE-gekennzeichneten Bauprodukten
	§ 17 Verwendbarkeitsnachweise
	§ 18 Allgemeine bauaufsichtliche Zulassung
	§ 19 Allgemeines bauaufsichtliches Prüfzeugnis
	§ 20 Nachweis der Verwendbarkeit von Bauprodukten im Einzelfall
	§ 21 Übereinstimmungsbestätigung
	§ 22 Übereinstimmungserklärung der Herstellerin oder des Herstellers
	§ 23 Zertifizierung
	§ 24 Prüf-, Zertifizierungs-, Überwachungsstellen
	§ 25 Besondere Sachkunde- und Sorgfaltsanforderungen

	Abschnitt 4 – Brandverhalten von Baustoffen und Bauteilen; Wände, Decken, Dächer
	§ 26 Allgemeine Anforderungen an das Brandverhalten von Baustoffen und Bauteilen
	§ 27 Tragende Wände, Stützen
	§ 28 Außenwände
	§ 29 Trennwände
	§ 30 Brandwände
	§ 31 Decken
	§ 32 Dächer
	§ 32a Photovoltaikanlagen für die Stromerzeugung auf Dächern

	Abschnitt 5 – Rettungswege, Öffnungen, Umwehrungen
	§ 33 Erster und zweiter Rettungsweg
	§ 34 Treppen
	§ 35 Notwendige Treppenräume, Ausgänge
	§ 36 Notwendige Flure, offene Gänge
	§ 37 Fenster, Türen, sonstige Öffnungen
	§ 38 Umwehrungen

	Abschnitt 6 – Technische Gebäudeausrüstung
	§ 39 Aufzüge
	§ 40 Leitungsanlagen, Installationsschächte und Installationskanäle
	§ 41 Lüftungsanlagen
	§ 42 Feuerungsanlagen, sonstige Anlagen zur Wärmeerzeugung, Brennstoffversorgung
	§ 43 Sanitäre Anlagen
	§ 44 Kleinkläranlagen, Gruben
	§ 45 Aufbewahrung fester Abfallstoffe
	§ 46 Blitzschutzanlagen

	Abschnitt 7 Nutzungsbedingte Anforderungen
	§ 47 Aufenthaltsräume
	§ 48 Wohnungen
	§ 49 Notwendige Stellplätze und notwendige Abstellplätze für Fahrräder
	§ 50 Barrierefreies Bauen
	§ 51 Sonderbauten


	Teil 4 – Die am Bau Beteiligten
	§ 52 Grundpflichten
	§ 53 Bauherrin und Bauherr
	§ 54 Entwurfsverfasserin und Entwurfsverfasser
	§ 55 Unternehmerin und Unternehmer
	§ 56 Bauleiterin und Bauleiter

	Teil 5 – Bauaufsichtsbehörden, Verfahren
	Abschnitt 1 – Bauaufsichtsbehörden
	§ 57 Aufbau und Zuständigkeit der Bauaufsichtsbehörden
	§ 58 Aufgaben und Befugnisse der Bauaufsichtsbehörden sowie der amtsfreien Gemeinden, der Ämter, der Verbandsgemeinden, mitverwalteten Gemeinden und mitverwaltenden Gemeinden als Sonderordnungsbehörden

	Abschnitt 2 – Genehmigungspflicht, Genehmigungsfreiheit
	§ 59 Grundsatz
	§ 60 Vorrang anderer Gestattungsverfahren
	§ 61 Genehmigungsfreie Vorhaben
	§ 62 Bauanzeigeverfahren

	Abschnitt 3 – Genehmigungsverfahren
	§ 63 Vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren
	§ 64 Baugenehmigungsverfahren
	§ 65 Bauvorlageberechtigung
	§ 65a Voraussetzung für die Eintragung in die Liste der Bauvorlageberechtigten
	§ 65b Eintragungsverfahren für Antragstellende aus anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union
	§ 65c Ausgleichsmaßnahmen
	§ 65d Vorübergehende und gelegentliche Dienstleistungserbringung von bauvorlageberechtigten Ingenieuren, Anzeigeverfahren
	§ 66 Bautechnische Nachweise
	§ 67 Abweichungen
	§ 68 Bauantrag, Bauvorlagen
	§ 69 Behandlung des Bauantrags
	§ 70 Beteiligung der Nachbarn und der Öffentlichkeit
	§ 71 Ersetzung des gemeindlichen Einvernehmens
	§ 72 Baugenehmigung, Baubeginn
	§ 72a Typengenehmigung
	§ 73 Geltungsdauer der Baugenehmigung und des Vorbescheides
	§ 74 Teilbaugenehmigung
	§ 75 Vorbescheid
	§ 76 Genehmigung Fliegender Bauten
	§ 77 Bauaufsichtliche Zustimmung

	Abschnitt 4 – Bauaufsichtliche Maßnahmen
	§ 78 Verbot unrechtmäßig gekennzeichneter Bauprodukte
	§ 79 Einstellung von Arbeiten
	§ 80 Beseitigung von Anlagen, Nutzungsuntersagung
	§ 81 Anpassung bestehender baulicher Anlagen

	Abschnitt 5 – Bauüberwachung
	§ 82 Bauüberwachung
	§ 83 Bauzustandsanzeigen, Aufnahme der Nutzung

	Abschnitt 6 – Baulasten
	§ 84 Baulasten, Baulastenverzeichnis


	Teil 6 – Ordnungswidrigkeiten, Rechtsvorschriften, Übergangsvorschriften
	§ 85 Ordnungswidrigkeiten
	§ 86 Rechtsvorschriften
	§ 86a Technische Baubestimmungen
	§ 87 Örtliche Bauvorschriften
	§ 88 Übergangsvorschriften

	Anlage

